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2. Beteiligungsverfahren 

Stellungnahme der beteiligten Naturschutzvereinigungen, Behörden und anderer Betroffener  
zur Änderung der Landschaftsschutzgebietsverordnung  

„Hainberg, Wohldenberg, Braune Heide, Klein Rhüdener Holz und angrenzende Landschaftsteile“ 
(Neue Bezeichnung nach Änderung: Landschaftsschutzgebiet „Hainberg mit Sennebach“) 

 
 

Lfd. 
Nr.  

Name der Betroffenen, 
Stellungnahme vom 

Stellungnahme Würdigung der unteren Naturschutzbehörde 

I. Anerkannte Naturschutzvereinigungen gem. § 63 Abs. 2 BNatSchG 

1 Anglerverband Nieder-
sachsen e. V.   
03.07.2019 

Es bestehen keine Bedenken und Einwände. 
Die Schutzzwecke der VO werden unterstützt und die Freistellung der Fi-
scherei und die Ausnahme von den Verboten für das Befahren des Gebiets 
für Nutzungsberechtigte wird außerordentlich begrüßt.  
 

 

2 BUND Kreisgruppe Wol-
fenbüttel 
Susanne Kracht 
17.07.2019 

Der BUND ist der Ansicht, dass die Silikatfelsen als naturräumliche Einheit 
als Ganzes erhalten bleiben und nicht durch Klettern, Bouldern und durch 
Sicherheitshaken im Erscheinungsbild verändert werden sollten.  
 
Die gesamte Flora und Fauna braucht extrem lange um sich von dem jahr-
zehntelangen Stress durch Klettern zu erholen. Moose und Flechten sind 
als niedere Pflanzen durch ihre Ansprüche an kleinklimatische Standort-
faktoren in besonderem Maße vom Klettern betroffen. Sie sind als Indika-
toren für die Bewertung von Felsen besonders geeignet. Eine zusätzliche 
Gefährdung der zahlreichen Rote-Liste-Arten ist zu vermeiden, da dies 
Veränderungen in der gesamten Artenzusammensetzung nach sich ziehen 
kann. Untersuchungen haben ergeben, dass gerade auch viele unauffällige 
Moos- und Flechtenarten besonders gefährdet sind und beeinträchtigt 
werden können.  
 
Das grüne Koboldmoos, das im Gebiet 2018 nachgewiesen wurde, gilt als 
FFH-relevante Art und ist in Deutschland sehr selten geworden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die uNB beabsichtigt geeignete Artenschutzmaßnahmen für den Erhalt und 
Fortbestand der Art Grünes Koboldmoos an den Bodensteiner Klippen um-
zusetzen. Dies beinhaltet voraussichtlich Besucherlenkungsmaßnahmen so-
wie ein zukünftiges Monitoring des Bestandes. 
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  Laut Biodata GbR befinden sich in Felsspalten die streng geschützten Ar-
ten Bartfledermaus, Zwergfledermaus und Wasserfledermaus. Um diese 
Arten nicht in ihrem natürlichen Lebensraum und Jagdrevier zu stören, 
sollte zwingend vom Klettern abgesehen werden.  
 

Das Fledermaus-Gutachten von BIODATA (2014) konzentriert sich nicht auf 
die Bewertung der Bodensteiner Klippen als Fledermaushabitat, sondern es 
gibt einen Überblick über das gesamte FFH-Gebiet und seine Eignung und 
Qualitäten als Fledermauslebensraum (Sommerquartiere/Jagdraum/Win-
terquartier). Demnach kann das Vorkommen der genannten Fledermäuse 
im Schutzgebiet nicht mit der Nutzung der Felsen als Quartier gleichgesetzt 
werden. Die Inhalte der Tab. 5-1 aus Biodata (2014) macht allgemeine und 
nicht gebietsspezifische Aussagen zu den bevorzugte Sommer- und Winter-
quartieren von Fledermäusen (nach BOYE et al.1999, DIETZ et al. 2007, 
MESCHEDE et al. 2000, REITER & ZAHN 2006, SIMON et al. 2004). 
Bis zum heutigen Tag fehlenden Nachweise von Fledermausquartieren an 
den Felsen der Bodensteiner Klippen. 
 

  In jedem Falle ist das Reinigen und Abschrubben der Felsen, sowie das 
Einschlagen weiterer Sicherungshaken und damit die Vernichtung des Be-
standes an Flechten und Moosen zu unterlassen, da hierdurch die Wieder-
besiedlung durch seltene Arten quasi ausgeschlossen ist.  
Durch eine Öffnungsklausel, die das Klettern teilweise erlaubt, kann das 
Ziel des Landkreises Wolfenbüttel, den in seiner Habitatfunktion substan-
ziell und bereits stark gefährdeten Biotoptyp zu verbessern und aufzuwer-
ten, nicht erreicht werden. Hier besteht durch den derzeitigen Referenz-
zustand C dringender Handlungsbedarf.  
 
Die BUND-Kreisgruppe Wolfenbüttel empfiehlt das Klettern in diesen Ge-
bieten zu verbieten.  
 

Die vorgesehene Öffnungsklausel ermöglicht lediglich, das Klettern geneh-
migen zu lassen, wenn gutachterlich anhand prüffähiger Unterlagen nach-
gewiesen wird, dass es nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung der ge-
schützten Felsen kommt. 
Alle Maßnahmen zur Markierung/Reinigung etc. der Kletterrouten werden 
im Rahmen der Prüfung zur beantragten Erlaubnis mit betrachtet.  
 
Es ist davon auszugehen, dass der Erhaltungszustand C neben der Klet-
ternutzung auch auf die Bestockung mit Nadelforsten rund um die Felsen 
zurückzuführen ist.  
Auszug aus dem Entwurf des Managementplanes des LK WF für den 
LRT8220 (bisher unveröffentlicht, ALNUS GbR 2019, Auftraggeber: LK WF) 
„Der LRT besitzt aktuell im Plangebiet [Anmerkung: Flächen im Privatbesitz 
im Landkreis Wolfenbüttel] eine durchschnittliche bis schlechte Ausprä-
gung (EHZ C). Die einzelnen Felsen sind häufig zu klein, um vollständige le-
bensraumtypische Habitatstrukturen (EHZ B/C im Oberkriterium) aufzuwei-
sen. So ist die Anzahl der von Gefäßpflanzen besiedelbaren Felsspalten, 
Bänder, Absätze und Felsköpfen eher gering. Zudem fehlen häufig Sub-
strate wie Grob- und Feinschutt für die Etablierung LRT-typischer Pflanzen.  
Dementsprechend artenarm ist die Felsvegetation (überwiegend EHZ C im 
Oberkriterium 'Lebensraumtypisches Arteninventar'). LRT-typische Gefäß-
pflanzen fehlen fast vollständig. Die Felsen der Bodensteiner Klippen sind 
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überwiegend wegen des Vorkommens verschiedener Kryptogamen dem 
LRT 8220 zuzuordnen. Von besonderer Bedeutung ist der Erstnachweis des 
Grünen Koboldmooses (Buxbaumia viride; Kapitel 3.2.5.2.1), eine extrem 
seltene Moosart, die im Jahr 2011 noch in Niedersachsen als ausgestorben 
galt und in den Anhängen II und IV der FFH-RL geführt wird.  
Die Felsen der Bodensteiner Klippen sind stark durch die angrenzende 
forstwirtschaftliche Nutzung und durch touristische Freizeitnutzungen be-
einträchtigt (EHZ C im Oberkriterium "Beeinträchtigungen").  
Die Felsformationen sind fast ausschließlich von Nadelforsten umgeben, 
die sie ganzjährig stark beschatten und so das Waldinnenklima negativ be-
einträchtigen. Nadelstreu bildet deutlich sichtbare Auflagen und führt zu 
einer fortschreitenden Versauerung der Felsspalten und Felsoberflächen, 
so dass deren Besiedlung durch LRT-typische Pflanzenarten verhindert 
wird. Eine erhebliche Belastung geht durch den ganzjährig betriebenen 
Klettersport aus. Die Felsstruktur und die Vegetation bekletterter Felsen 
unterscheiden sich deutlich erkennbar von den Strukturen und der Vegeta-
tionszusammensetzung nicht beanspruchter Felsen.  
Wie nachteilig sich die Wirkungen der Forstwirtschaft und des Kletterns auf 
den Erhaltungszustand des LRT 8220 im Plangebiet auswirken, zeigt ein 
Vergleich mit dem EHZ des LRT 8220 in dem Teil der Bodensteiner Klippen, 
der zwar im FFH-Gebiet 'Hainberg und Bodensteiner Klippen' jedoch außer-
halb des Plangebiets im Landkreis Goslar liegt. Die dortigen Felsen im Ei-
gentum des Landes Niedersachsen liegen überwiegend in naturnahen 
Laubwäldern und werden aufgrund ihrer für die Ausübung des Kletter-
sports eher ungeeigneten Struktur in deutlich geringerem Maße belastet. 
Der LRT 8220 weist daher in diesem Areal der Bodensteiner Klippen insge-
samt eine gute Ausprägung (EHZ B) auf.“ 
Um die (verpflichtende) Verbesserung des Erhaltungszustandes der Felsle-
bensräume zu erreichen, muss auch ein sukzessiver Waldumbau hin zu ei-
nem Laubmischwald im Nahbereich der Bodensteiner Klippen erfolgen. 
Dies soll durch das Verbot nach § 4 Abs. 3 Nr. 14 erreicht werden. Dem-
nach dürfen im Nahbereich der Felsen kein zusätzliches Nadelholz und 
keine neuen nicht standortgerechten Gehölze angepflanzt werden. Damit 
soll auch einer weiteren natürlichen Verjüngung standortfremder Gehölze 
vorgebeugt werden.  
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3 Schutzgemeinschaft 
Deutscher Wald, LV Nie-
dersachsen e.V. 

  

4 Glatzer Gebirgsverein 
e.V. 
17.07.2019 

Es bestehen keine Bedenken, Anregungen und Hinweise.   

    

5 Landesjägerschaft Nie-
dersachsen e.V., Jäger-
schaft Wolfenbüttel 

  

6 Naturschutzverband Nie-
dersachsen e.V.  

  

7 Biol. Schutzgemeinschaft 
Hunte Weser- Ems e.V. 

  

8 Aktion Fischotterschutz 
e.V. 

  

9 Landesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz 
Niedersachsen e.V. (LBU) 

  

10 Nds. Heimatbund e.V.    

11 Naturschutzbund Nie-
dersachsen e.V. 
Kreisgruppe Wolfenbüt-
tel 
22.07.2019 

Zu § 3 Abs. 3: 
Es wird gefordert, erkennbare Horstbäume dauerhaft zu markieren, damit 
diese bei forstlichen Maßnahmen durch Waldarbeiter zweifelsfrei erkannt 
werden können.  

 
Die Markierung auf Flächen mit FFH-Wald-Lebensraumtypen ist nach An-
hang A Abs. 2 bis 4 geregelt. Eine Ausweitung dieser Verpflichtung auf das 
gesamte Schutzgebiet im Rahmen dieser VO ist nicht vorgesehen.  
 

  § 3 Abs. 3: 
Das Gebiet der Bodensteiner Klippen wurde vor Ort angesehen und die 
besondere Schönheit und Schutzwürdigkeit der Felsformation festgestellt. 
Gleichzeitig wurden die Spuren, die durch das Klettern und Bouldern an 
den Felsformationen hervorgerufen wurde, deutlich erkannt. Insbeson-
dere die Wabenverwitterung, die wabenartigen Zellwände, die sich am 
Hilssandstein zeigen, sind in den bekletterten Bereichen stark abgenutzt. 
Der Unterschied der Felsoberfläche von bekletterter und durch Menschen 
genutzter Felsoberfläche zu ungestörter Oberfläche tritt deutlich zu Tage.  

 
Die uNB nimmt die Aussage zur Kenntnis.  
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Auch wenn die Felsen seit den 20er Jahren vom Klettersport benutzt wer-
den, ist dieses sicherlich in keiner Weise mit der Frequentierung in der 
heutigen Zeit zu vergleichen.  

  Zu § 4 Abs. 3 Nr. 12.: 
Das Verbot des Kletterns und Boulderns auf und an sämtlichen Felsen 
wird begrüßt. Gefordert wird, den Erlaubnisvorbehalt nach § 5 Abs. 1 Nr. 
11. zu streichen.  
Besonders hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang der Wiederfund 
des Grünen Koboldmoos (Buxbaumia virides) im FFH-Gebiet Nr. 120. Als 
Erhaltungsziel wurde beispielsweise die Sicherung der störungsfreien Le-
bensräume auf und um die Felsen im Komplex der Bodensteiner Klippen 
aufgeführt. Durch die Erlaubnis zum Klettern und Bouldern kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass die angrenzenden Waldgebiete der Felsfor-
mation nicht auch mit aufgesucht werden und es demzufolge zu massiven 
Störungen des Lebensraumes des Grünen Koboldmooses kommen wird.  
Diese Voraussetzung steht konträr zu einem zu erteilenden Erlaubnisvor-
behalt nach § 5 Abs. 1 Nr. 11.  

 
Die uNB beabsichtigt geeignete Artenschutzmaßnahmen für den Erhalt und 
Fortbestand der Art Grünes Koboldmoos an den Bodensteiner Klippen um-
zusetzen. Dies beinhaltet voraussichtlich Besucherlenkungsmaßnahmen so-
wie ein zukünftiges Monitoring des Bestandes. 
 

12 Naturfreunde Deutsch-
lands e.V. 

  

13 Heimatbund Niedersach-
sen e.V. 

  

 

II. Gemeinden und sonst betroffene Behörden – § 14 Abs. 1 NAGBNatSchG  

14 Samtgemeinde Badde-
ckenstedt 
 

  

15 Landesamt für Geoinfor-
mation und Landesver-
messung Nds. (LGLN) 

  

16 Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen –  
Bezirksstelle Braun-
schweig- 
17.07.2019 

Auf die erste Stellungnahme vom 24.05.2017 wird verwiesen. Die darin 
vorgebrachten Bedenken und Hinweise werden weiterhin aufrechterhal-
ten, soweit sie in der nun vorliegenden Fassung des Verordnungsentwur-
fes noch nicht berücksichtigt sind. Zu den seither eingearbeiteten Ände-
rungen ist aus landwirtschaftlicher Sicht Folgendes festzustellen. 
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  § 1 und Übersichtskarte 
Die Schutzgebietsgrenze ist gegenüber dem ersten Verordnungsentwurf 
um zusätzliche Bereiche erweitert worden. Betroffen sind hiervon insbe-
sondere Ackerflächen am östlichen Rand des Geltungsbereiches. Eine 
Orientierung an im Gelände nachvollziehbaren Strukturen ist grundsätz-
lich richtig, jedoch sollte hierbei nicht über die auch jetzt schon einen 
Pufferbereich berücksichtigenden bisherigen Grenzen des LSG hinausge-
gangen erden und auf die Unterschutzstellung weiterer ackerbaulich ge-
nutzter Flächen verzichtet werden.  
 
 
 

Auf die Ausführungen bzgl. der Grenzziehung in der Begründung zur VO zu 
§1 und §2 wird verwiesen. 
 
Nach § 7 Nr. 5 ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung 
nach den Regeln der guten fachlichen Praxis unter Beachtung der genann-
ten Verbote und Erlaubnisvorbehalte dieser VO freigestellt.  
Es gibt nur wenige Regelungen, die sich direkt auf die Nutzung der Ackerflä-
chen auswirken:  
Das Verbot unter § 4 Abs. 3 Nr. 2 und Nr. 22 dient zur Erfüllung des beson-
deren Schutzzwecks und hier insbesondere dem Erhalt des besonders 
schützenswerten Landschaftsbildes und dem natürlichen und charakteristi-
schen Relief der Kulturlandschaft.  
Die Regelungen unter § 4 Abs. 3 Nr. 19, 20 und 21 geben lediglich Vorschrif-
ten wieder, die bereits z. B. durch das BNatschG bzw. NAGBNatschG oder 
die Klärschlamm-VO festgelegt sind.  
Die Abgrenzung des Schutzgebietes wird beibehalten. 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 2 
Weidezäune sind in landschaftsangepasster Bauweise zulässig. Wir wei-
sen darauf hin, dass sich im Zuge der Verbreitung des Wolfes veränderte 
Anforderungen an die Ausgestaltung von Weidezäunen ergeben können. 
  

Die uNB stimmt der Aussage zu und unterstützt die Errichtung Wolfssiche-
rer Zäune. Standfestigkeit und Sicherheitsanforderungen müssen nicht im 
Widerspruch zu einer landschaftsangepassten Bauweise stehen, wie Erfah-
rungen aus anderen Schutzgebieten zeigen. 
Die Begründung zur Regelung § 4 Abs. 3 Nr. 2 wird als Klarstellung folgen-
dermaßen ergänzt: 
Schutzzäune zur Wolfsabwehr sind als „Weidezäune in landschaftsange-
passter Bauweise“ von diesem Verbot ausgenommen.“ 

 Fachbereich Fischerei – 
12.07.2019 

Im § 7 Nr. 7 wird die ordnungsgemäße Ausübung der Fischerei und 
Teichwirtschaft freigestellt. Diesen VO-Inhalt bzw. die VO-Textformulie-
rung wird als wichtig bzw. notwendig beurteilt. Änderungsbedarf be-
steht aus fischereilicher Sicht zu diesem Verordnungsinhalt somit nicht.  
 

 

17 Forstamt Südniedersach-
sen der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen 
17.07.2019 

§ 1 Abs. 3 Größe des Schutzgebiets/Anteil an FFH-Gebieten 
Laut Erlass „Unterschutzstellung von Natura 2000-Gebieten im Wald 
durch Naturschutzgebietsverordnung“ (nachfolgend „Unterschutzstel-
lungserlass“) folgt die Gebietsabgrenzung grundsätzlich der Abgrenzung 
der FFH-Gebiete. Die Ausdehnung weit über die Grenzen der betroffe-
nen FFH-Gebiete hinaus ist aus unserer Sicht weder über erforderliche 

Auf die Ausführungen bzgl. der Grenzziehung in der Begründung zur VO zu 
§1 und §2 wird verwiesen. 
Die Formulierung unter § 1 Abs. 2 wird zur Klarstellung folgendermaßen an-
gepasst:  
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Pufferzonen noch durch den bloßen Hinweis auf das Vorkommen typi-
scher „Waldtierarten“ in der Begründung gedeckt. Die Behauptung in § 3 
(4) „große“ Teile des Schutzgebietes seien Bestandteil des Natura 2000-
Netzes, trifft bei mehr als 50 % der Fläche nicht zu. Die Einbeziehung von 
Flächen außerhalb der Natura 2000-Kulisse wäre stichhaltig zu begrün-
den oder zu unterlassen.  
 

Das LSG „Hainberg mit Sennebach“ ist mit einem großen Teil seiner Fläche 
als Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Gebiet Nr. 120 „Hainberg, Bodensteiner Klip-
pen“ und Nr. 389 „Nette und Sennebach“ zugleich auch Teil des europäi-
schen ökologischen Netzes Natura 2000 

 

  § 3 Abs. 4 FFH-LRT 91E0 
Der Erhalt großflächiger Erlen- und Eschenauwälder ist bei einer erfass-
ten Gesamtgröße von 2,5 ha für beide FFH-Gebiete nicht möglich Es wird 
darauf hingewiesen, dass die Esche in weiten Teilen Niedersachsens 
durch das Falsche Weiße Stengelbecherchen (Hymenoscyphus fraxineus 
– Erreger des Eschentriebsterbens) befallen ist. Eine volle Resistenz ge-
gen den Pilz gibt es nicht. Man geht davon aus, dass es einen geringen 
Anteil von Individuen gibt (ca. 1 bis max. 5 %), die hochtolerant gegen 
das Eschentriebsterben sind. Experten gehen in den nächsten Jahren von 
hohen Ausfallraten bei der Esche aus. Auch die Verjüngungsfreudigkeit 
der Esche wird den Rückgang dieser Baumart nicht verhindern. Der Erre-
ger infiziert vorwiegend von dem am Boden liegenden vorjährigen Laub 
aus. Der Infektionsdruck ist in dichten Beständen und auf feuchten, hu-
mosen Standorten besonders hoch. Die Durchseuchung verläuft in Ver-
jüngungen und dichten Jungbeständen besonders schnell. Die Esche 
wird dadurch auch in derzeit vorhandenen Verjüngungen verdrängt. Ein 
Nachpflanzen ist sinnlos, da auch diese Pflanzen vom Pilz befallen wer-
den. Eine Einflussnahme auf die Absterbeprozesse ist nicht möglich, die 
Entwicklung hin zu Erlenbeständen mit sehr geringem bis keinem 
Eschenanteil ist absehbar. Kommt noch ein Erlensterben durch Erlen-
Phytophthora (Erreger: Phytophthora alni) hinzu, fallen beide namensge-
benden Baumarten aus. Das formulierte Schutzziel wird vermutlich nicht 
erreicht.   
 

 
Die Schutzziele bleiben auch bei Auftreten von Kalamitäten, wie z. B. groß-
flächigen Sturmschäden, Absterbeereignisse oder flächigem Schädlingsbefall 
im Wald, bestehen. Die Vorgaben der Verordnung sind sodann unter Berück-
sichtigung der Schädigung anzuwenden. 
Für die LRT 91E0 ist die Esche eine Nebenbaumart, die teilweise einen hohen 
Anteil an der Baumartenzusammensetzung hat. Fällt die Esche komplett aus, 
so sind die verbliebenen lebensraumtypischen Baumarten in der 1. Baum-
schicht (LRT 91E0 z. B. Schwarzerle, Traubenkirsche, Flatterulme, Stiel-Eiche) 
charakteristische Baumarten, sodass dennoch der FFH-LRT in seiner Größe 
erhalten bleibt. 
Durch die Absterbeereignisse kann es jedoch zu Beeinträchtigungen der Ha-
bitatqualität und der Bewertung der LRT kommen, z. B. durch einen Mangel 
an Altholz. Diese „Verschlechterung“ kann in diesem Falle nicht dem Eigen-
tümer angelastet werden, da das Absterben nicht durch ein aktives Handeln 
herbeigeführt wurde. 
      

 

  § 3 Abs. 4 FFH-LRT 91E0, 9110, 9130, 9150, 9160, 9170 
Es wird ein „kontinuierlich hoher Anteil“ von Altholz, Totholz und           
Habitatbäumen angestrebt. Aufgrund der natürlichen Walddynamik 
kommt es zu Schwankungen im Vorkommen von Alt- und Totholz sowie 
Habitatbäumen, daher kann der Anteil nicht kontinuierlich hoch sein. Es 

In § 3 Abs. 3 werden Erhaltungsziele formuliert. Bei der Beschreibung der LRT 
wurden die Formulierungen für die Erhaltungsziele aus den Vollzugshinwei-
sen der Fachbehörde für Naturschutz (NLWKN) übernommen, wozu die Un-
tere Naturschutzbehörde auch angehalten ist. 
Der Ausdruck „kontinuierlich hoch“ lässt hier durchaus Schwankungen zu. 
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empfiehlt sich folgende Formulierung: „Es soll ein überdurchschnittlich 
hoher Anteil von Altholz und Habitatbäumen sowie von starkem, liegen-
dem und stehendem Totholz erhalten bzw. entwickelt werden.“ 
 

Die Formulierung wird beibehalten. 

  § 4 Abs. 3 Nr. 7: Zwischenlagerung 
Die Ausnahmeregelung für die Holzpolter sollte getrennt von den übri-
gen Regelungen aufgeführt werden, da eine Verbindung mit der Rege-
lung in § 6 Abs. 3 a (Anzeigepflicht) bei Holzpoltern in der Praxis nicht 
umsetzbar ist. Es fehlt nach wie vor eine Regelung für die Zwischenlage-
rung von Zaunbaumaterial und Forstpflanzen (Einschlag zwischen Liefe-
rung und Pflanzung).  
 

 
Die Regelung wird folgendermaßen angepasst: 
Abfälle, Schrott, Abraum oder sonstige Materialien wegzuwerfen, zu lagern 
bzw. zwischenzulagern oder die Landschaft auf andere Weise zu verunreini-
gen oder zu verunstalten. Ausgenommen ist die Zwischenlagerung von Holz-
poltern Zaunbaumaterial, Forstpflanzen, Material zum Wegebau, sowie zum 
Hochsitzbau für maximal 6 Monate unter Beachtung der Regelung in § 6 Abs. 
3 a).  
 
Die Begründung zu § 4 Abs. 3 Nr. 7 wird folgendermaßen ergänzt:  

Nach Niedersächsischer Bauordnung (NBauO) sind Lagerplätze genehmi-
gungspflichtige bauliche Anlagen und würden somit unter das Verbot nach § 
4 Abs. 3 Nr. 2 dieser Verordnung fallen. Vorrübergehend genutzte Lager-
plätze für landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische 
Produkte sind nach Anlage Nr. 11.11 NBauO genehmigungsfrei. Daher ist im 
Landschaftsschutzgebiet, in Anlehnung an die Regelungen der NBauO, die 
vorübergehende Lagerung für Wegematerial, Material für den Zaunbau, 
Forstpflanzen und Material für den Hochsitzbau für den Zeitraum von maxi-
mal 6 Monaten freigestellt. Die Zwischenlagerung von Holzpoltern ist im Rah-
men der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft nach § 7 Nr. 3 freigestellt.  
In größeren Waldgebieten ist es notwendig, Material für den Wegebau oder 
dem Hochsitzbau nahe der Baustelle zu lagern. Durch die Lagerung vor Ort 
wird eine Beunruhigung von größeren Teilen des Schutzgebietes durch wie-
derholtes Anfahren des Materials vermieden. Für eine Zwischenlagerung im 
FFH-Gebiet ist die Anzeigepflicht unter § 6 Abs. 3 a) zu beachten.  
Der Einwendung wird damit gefolgt. 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 13: Waldumbau 
Der Unterschutzstellungserlass sieht Einschränkungen der ordnungsge-
mäßen Forstwirtschaft außerhalb der wertbestimmenden LRT wie in der 
Verordnung unter § 4 (3) 13. aufgeführt nicht vor. Das Verbot, im gesam-

Diese Regelung setzt u.a. die Vorgabe §5 Abs. 3 BNatSchG um, wonach „Bei 
der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, naturnahe 
Wälder aufzubauen […]. Ein hinreichender Anteil standortheimischer Forst-
pflanzen ist einzuhalten.“  
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ten Schutzgebiet Waldbestände aus standortheimischen Arten in Be-
stände aus nicht standortheimischen Beständen umzubauen“ geht weit 
über den Unterschutzstellungserlass hinaus. Diese Regelung führt zu 
wirtschaftlichen Einbußen und schränkt den Waldeigentümer in seinen 
Möglichkeiten erheblich ein, mit einer entsprechenden Baumartenwahl 
auf die Auswirkungen des Klimawandels zu reagieren. Eine Beschrän-
kung der Baumartenwahl über die Standortgerechtigkeit hinaus ist nicht 
akzeptabel und somit aus der Verordnung zu streichen. Nadelholz ist auf 
den im Gebiet vorkommenden schwächeren Sandsteinstandorten stand-
ortgerecht.  
 

Der Anteil von Beständen aus standortheimischen Baumarten ist aus Natur-
schutzsicht im Gebiet zu erhalten und nicht auf Kosten von standortfrem-
den Beständen zu verringern. (Misch-)Wälder aus standortheimischen 
Baumarten sind natürliche Lebensräume und Lebensgrundlage der heimi-
schen Tier- und Pflanzenarten, sie sind widerstandsfähiger gegenüber 
Schädlingsbefall und zeigen eine breite Anpassungsfähigkeit im Prozess des 
Klimawandels. Auch vor dem Hintergrund einer nachhaltigen forstwirt-
schaftlichen Nutzung sind standortheimische Bestände zu bevorzugen. 
Standortheimische Baumarten nutzen den Boden und die Standorteigen-
schaften optimal aus, ohne den Boden negativ zu beeinflussen. Die neue 
Waldgeneration entsteht in standortheimischen Beständen vorwiegend aus 
Naturverjüngung ohne Pflanzung etc., sodass die Kontinuität und Stabilität 
der Bestände gewährleistet ist. 
Die Regelung wird beibehalten. 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 14: Nadelholz 
Nadelholz gehört im Bereich der schwachen Standorte der Bodensteiner 
Klippen zu den standortgerechten Baumarten. Ein Verbot der Anpflan-
zung von Nadelholz ist ein starker Eingriff in Eigentümerrechte. Wenn 
dieser Bereich in Richtung Laubholz entwickelt werden soll, wäre dies 
eine vom Landkreis zu finanzierende Entwicklungsmaßnahme.  
 

Auf die Ausführung in der Begründung zu § 4 Abs. 3 Nr. 14 wird verwiesen. 
Um die (verpflichtende) Verbesserung des Erhaltungszustandes der Felsle-
bensräume zu erreichen, muss ein sukzessiver Waldumbau hin zu einem 
Laubmischwald im Nahbereich der Bodensteiner Klippen erfolgen. Mit dem 
Verbot soll im ersten Schritt erreicht werden, dass kein zusätzliches Nadel-
holz und keine neuen nicht standortgerechten Gehölze angepflanzt wer-
den. Damit soll auch einer weiteren natürlichen Verjüngung standortfrem-
der Gehölze vorgebeugt werden. Zusätzliche aktive Maßnahmen, z. B. Be-
stockung mit Laubholz, können im Wege des Vertragsnaturschutzes umge-
setzt werden. 
 
Das Verbot wird beibehalten. 

  § 4 Abs. 3 Nr. 15: Horste 
Die Lage der bekannten Horste der störungsempfindlichen Arten sollte 
dem Eigentümer mitgeteilt werden.  
 

Ungeachtet der Verbotsregelung in der LSG-VO besteht für jedermann – un-
abhängig von seinen Fachkenntnissen – die gesetzliche Verpflichtung, die 
artenschutzrechtlichen Vorschriften des BNatSchG zu befolgen und sich 
diesbezüglich ausreichend zu informieren, insbesondere auch bevor Maß-
nahmen im Umfeld eines Horstes durchgeführt werden. 
Dazu gehört auch die Sorgfaltspflicht des Ausführenden, vor Ausübung der 
in Nr. 15 geregelten forstlichen Tätigkeiten den betroffenen Bereich nach 
Horsten abzusuchen. 
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Informationen zu Horststandorten sowie zu Brut- und Aufzuchtzeiten kön-
nen bei der staatlichen Vogelschutzwarte in Hannover erfragt werden. Wei-
tergehende Informationen zum Schwarzstorch sind über die Schwarzstorch-
betreuer der staatlichen Vogelschutzwarte zu erfragen. Sollten Kartierun-
gen durchgeführt werden, werden die Ergebnisse auf Nachfrage an die 
Waldeigentümer weitergegeben. 

  § 4 Abs. 3 Nr. 16: Habitatbäume 
Es wird um die Ergänzung „großer“ Faulstellen gebeten. 

Die Formulierung orientiert sich an der Definition von „Habitatbäumen“ im 
Unterschutzstellungserlass. Die Regelung wird beibehalten. 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 26. A: Wald-LRT 
Die Regelungen können sich nur auf den Flächenumfang im Eigentum 
des jeweiligen Waldbesitzers beziehen.  
 

Die uNB stimmt der Aussage zu. 

  § 5 Abs. 1 Nr. 4: Brennholzwerber 
Der Erlaubnisvorbehalt für private Brennholzwerbung im gesamten Ge-
biet erscheint im Vergleich zum entstehenden (gebührenpflichtigen?) 
Verwaltungsaufwand nicht angemessen und auch nicht hinreichend be-
gründet. Durch die zunehmende Aufarbeitung von an die Wege gerück-
tem Holz verlagert sich die befürchtete Störung ohnehin in den Bereich 
des Weges.  
 

Der Erlaubnisvorbehalt ist aus Artenschutzgründen, insbesondere in Bezug 
auf die Waldvögel, zwingend erforderlich und wird daher beibehalten. So-
fern die Arbeiten aus Witterungsgründen nicht bis zum 01.04. eines Jahres 
durchzuführen sind, ist auf Antrag sodann zu prüfen, ob eine Erlaubnis er-
teilt werden kann. Ist dies nicht der Fall, ist eine Fortsetzung der privaten 
Brennholzwerbung nach dem 15.07. möglich. 
Durch das Aufarbeiten am Weg kommt es dennoch zur Verlärmung, die 
durch die Regelung während der Brut- und Setzzeit vermieden werden soll. 
Die Regelung wird beibehalten.  

  § 6 Abs. 2 b): Pflanzenschutzmittel 
Die Anzeigepflicht für den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln außerhalb 
des FFH-Gebietes ist nicht hinreichend begründet. Ein Einsatz von Pflan-
zenschutzmitteln ist nach Pflanzenschutzgesetz im Vorfeld auf seine Not-
wendigkeit zu prüfen. Eine Beeinträchtigung von Lebensraumtypen wäre 
allenfalls im unmittelbaren Grenzbereich (Abdrift) denkbar und ggf. zu 
regeln. Eine schlüssige Begründung wäre nachzuliefern oder die Anzeige-
pflicht auf die Flächen mit wertbestimmenden LRT zu beschränken.  
 

 
Die Regelung wird aus § 6 in den Anhang A verschoben und der Einwen-
dung damit entsprochen. 

  § 7 Abs. 3: Forstwirtschaft 
Die Anmerkungen zur Freistellung der Forstwirtschaft verdeutlichen die 
Probleme, mit denen der Wirtschafter durch die Verordnung konfron-
tiert wird. Regelungen zur forstlichen Bewirtschaftung finden sich an 
verschiedensten Stellen in der Verordnung. Dadurch ist es extrem 

 
Der Unterschutzstellungserlass als Anhang A wurde unter weitgehendem 
Beibehalten der ursprünglichen Erlassstruktur übernommen.  
Die Struktur der VO wird beibehalten. 
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schwierig festzustellen, was überhaupt und unter welchen Vorausset-
zungen zulässig ist. Ein Aufbau der Verordnung im Anhalt an den Unter-
schutzstellungserlass würde die Lesbarkeit erheblich erleichtern.  
 

  § 9: FFH-Verträglichkeitsprüfung 
Die Verpflichtung, auch in der Verordnung bereits geregelte Sachver-
halte einer FFH-Verträglichkeitsprüfung zu unterziehen, stellt die Verord-
nung in Frage, die das Gebiet im Sinne der europäischen Vorgaben si-
chern soll. Sachverhalte, die nicht unter die Verbote fallen, sollten nicht 
dazu geeignet sein, ein FFH-Gebiet erheblich zu beeinträchtigen.  
 

 
Auf die Begründung zu § 9 der Verordnung wird verwiesen. Auch Sachver-
halte für die ein Erlaubnisvorbehalt oder eine Anzeigepflicht besteht, kön-
nen Projekt oder Pläne i. S. d. § 34 Abs. 1 BNatSchG sein.  
Die nach § 7 freigestellte Handlungen, Maßnahmen oder Nutzungen wer-
den aus dem Anwendungsbereich des § 9 herausgenommen. In der Verord-
nung ausdrücklich freigestellte Maßnahmen sind FFH-verträglich. 
Die Formulierung in § 9 Abs. 1 wird folgendermaßen angepasst: „Vor der 
Durchführung von Vorhaben, Handlungen oder Maßnahmen in FFH-Gebie-
ten bzw. die sich auf die FFH-Gebiete entsprechend auswirken können, 
auch wenn diese in den §§ 5 und 6 bis 7 dieser Verordnung aufgeführt sind, 
ist zu prüfen, ob es sich um Projekte oder Pläne i. S. d. Art. 6 Abs. 3 FFH-
Richtlinie handelt. 

  Anhang A 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Eigentümerin oder dem Eigentü-
mer das Ergebnis der Basiserfassung und ggf. späterer Erfassungen der 
Lebensraumtypen und ihres Erhaltungszustandes für die jeweilige Eigen-
tumsfläche mit der jeweiligen Größe vorliegen muss. Ansonsten sind die 
Vorgaben mit Bezug auf die jeweils im Eigentum befindliche Fläche eines 
LRT eines bestimmten Erhaltungszustandes für die Eigentümerin/Eigen-
tümer nicht nachvollziehbar und eine Einhaltung der Vorgaben für die 
Freistellung der Forstwirtschaft nicht möglich. Es wird außerdem darauf 
hingewiesen, dass Probleme dadurch entstehen werden, dass die Poly-
gone, welche die Lebensraumtypen und ihre Erhaltungszustände darstel-
len, unabhängig von den Besitzgrenzen ausgewiesen und bewertet wor-
den sind. Dadurch kann der tatsächliche Erhaltungszustand auf der Ei-
gentumsfläche besonders bei größeren Polygonen und kleinparzellier-
tem Wald vom ausgewiesenen Zustand abweichen.   
Durch die Anlage A werden dem Waldbesitzer auf allen Flächen mit 
wertbestimmenden Wald-Lebensraumtypen erhebliche Nutzungsein-
schränkungen als Voraussetzung für die Freistellung der forstlichen Be-
wirtschaftung auferlegt, die nach unserer Einschätzung über die Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums hinausgehen. Entschädigungsregelungen 

 
Die Ergebnisse der Aktualisierungskartierung wurde den Eigentümern im 
April 2019 mitgeteilt.  
Im Rahmen des Managementplanes wird je Eigentümer ein Gesamt-EHZ er-
mittelt und die entsprechenden Regelungen nach USE auf dieser Grundlage 
für jeden Eigentümer geplant und beschrieben. 
Bei der Aktualisierungskartierung hat eine Anpassung der Polygongrenzen 
auf die Eigentumsgrenzen stattgefunden. 
Der Gesamterhaltungszustand für die FFH-LRT im FFH-Gebiet, entsprechend 
der Angaben im Standarddatenbogen bzw. der Aussage der Fachbehörde 
NLWKN, wird zur Vervollständigung auf den Karten Anlage 2.1. – 2.3. zur Be-
gründung tabellarisch dargestellt. 
 
Der Anhang A gibt die Regelungen des gem. dem Gemeinsamen Runderlass 
des Niedersächsische Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz 
und des Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz vom 21.10.2015 „Unterschutzstellung von Natura 2000-
Gebieten im Wald durch Naturschutzgebietsverordnung“ (im Folgenden 
„Unterschutzstellungserlass (USE)“) wieder. Die Regelungen sind Minimal-
standards zur Einhaltung der europarechtlichen Anforderungen und dürfen 
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werden nicht getroffen. Durch die Ausweisung als LSG ist auch eine Inan-
spruchnahme der Erschwernisausgleichsverordnung nicht möglich. Wir 
fordern einen angemessenen Ausgleich für die über die Sozialpflichtig-
keit des Eigentums hinausgehenden Einschränkungen der forstlichen Be-
wirtschaftung.  
 

grds. nicht unterschritten werden. Beschränkungen einer Schutzgebietsver-
ordnung, die sich an den Unterschutzstellungserlass anlehnen, führen in 
der Regel nicht zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung i. S. d. § 68 Abs. 1 
BNatSchG. Die Rechtsprechung geht davon aus, dass jedes Grundstück 
durch seine Lage und Beschaffenheit sowie seine Einbettung in Natur- und 
Landschaft geprägt wird. Aus der Situationsgebundenheit entspringen die 
Nutzungsbeschränkungen des Eigentums, sie zeichnen nur das nach, was 
nach der tatsächlichen Situation schon vorgegeben ist. Der Eigentümer 
muss bei der Ausübung seiner Befugnisse auf die „Situation“ Rücksicht neh-
men (BVerwG, Urt. v. 24.06.1993, NJW 1993, 236). 

  Anhang A Abs. 1 Nr. 3. D): Pflanzenschutzmittel 
Eine Wartefrist von 10 Werktagen ist z.B. bei Befall durch Rüsselkäfer  
oder Mäuse in bekämpfungsnotwendigem Umfang deutlich zu lang. 
Wird ein solcher Befall festgestellt, muss sofort gehandelt werden, an-
sonsten droht der Untergang der Kultur. Es wird um eine Ausnahmere-
gelung für Schadsituationen, die ein sofortiges Handeln erfordern, gebe-
ten. Formulierungsvorschlag: „ein flächiger Einsatz von Herbiziden oder 
Fungiziden vollständig unterbleibt und von sonstigen Pflanzenschutzmit-
teln dann unterbleibt, wenn dieser nicht mindestens zehn Werktage vor-
her der Unteren Naturschutzbehörde angezeigt worden und eine erheb-
liche Beeinträchtigung i.S. des § 33 Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 
BNatSchG nachvollziehbar belegt ausgeschlossen ist. Ein Einsatz ohne 
vorherige Anzeige ist nur zur Bekämpfung von akuten Schadsituationen 
zulässig, die ein unverzügliches Handeln erfordern. In diesem Fall ist die 
Untere Naturschutzbehörde unverzüglich über die durchgeführte Maß-
nahme zu unterrichten und die Notwendigkeit der Maßnahme ist zu do-
kumentieren.“ 
 

 
Die Regelung unter § 6 Abs. 2 a) (Bodenschutzkalkung) und b) (Pflanzen-
schutzmittel) werden in den Anhang A für FFH-Wald-LRT verschoben. 
Zur Klarstellung werden die Ausführungen aus dem Leitfaden zum Unter-
schutzstellungserlass in die Begründung zu § 4 Abs. 3 Nr. 26 übernommen. 
Zu Anhang A Abs. 1 Nr. 3 d) 
Nach dem Leitfaden zum Unterschutzstellungserlass (S. 49) ist das flächige 
Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln zu unterlassen. Der nicht flächige, 
also punktuelle oder streifenweise Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in 
wertbestimmenden Lebensraumtypen, die Insektizidbehandlung von Fang-
holzhaufen und die Behandlung von Holzpoltern oder Einzelstämmen sowie 
einzelpflanzenweise Behandlung zur Verhinderung von Rüsselkäferschäden 
freigestellt. 
Das flächige Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln ist entsprechend dem 
Leitfaden zu unterlassen. Nur in begründeten Ausnahmesituationen ist die 
Anwendung mindestens 10 Tage vor Maßnahmenbeginn der Unteren Natur-
schutzbehörde anzuzeigen. „Die sehr kurze Anzeigefrist ist dem Umstand ge-
schuldet, dass gerade Insekten-, aber auch Nagetier-Massenvermehrungen 
oft ein sehr kurzfristiges Handeln erforderlich machen, wenn der betroffene 
Bestand vor existenzbedrohenden Schäden bewahrt werden soll.“ 
Unter Berücksichtigung der Ausführungen des Leitfadens ist es nicht erfor-
derlich, die vom Forstamt dargestellten Maßnahmen von der Anzeigepflicht 
auszunehmen.  
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  Es wird davon ausgegangen, dass die Ausbringung von Wildverbiss-
schutzmitteln, die auf die Pflanze aufgebracht werden und die Ausbrin-
gung von Rhodentiziden, die über die ganze Kulturfläche punktuell aus-
gebracht werden, nicht als flächiger Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
angesehen werden (analog zur Beurteilung der Rüsselkäferbekämpfung 
im Leitfaden). Sollte dies nicht der Fall sein, wird um eine Ausnahmere-
gelung für diese Mittel gebeten.  
 

Generell ist aus naturschutzfachlicher Sicht im FFH-Gebiet ein mechani-
scher Wildverbissschutz oder die jagdliche Kontrolle des Wildbestandes zu 
bevorzugen (die ordnungsgemäße Jagd ist freigestellt). Werden auf einer 
Kulturfläche im Wald alle Jungpflanzen mit chemischen Wildverbissschutz 
behandelt, wird dies als flächiger Einsatz von Pflanzenschutzmittel angese-
hen und fällt unter die Regelung des Anhangs A Abs. 1 Nr. 3 d). 
Auch Rhodentizide sind wie Pflanzenschutzmittel zu behandeln (siehe Be-
gründung zur Neufassung des Walderlasses vom 11.08.2014). Es ist nicht 
auszuschließen, dass die Rhodentizide die charakteristische Fauna (Greifvö-
gel, Eulen…) der Wald-LRT beeinträchtigen können. Das Arteninventar der 
charakteristischen Pflanzen- und Tierarten wird bei der Beurteilung des Er-
haltungszustandes mit herangezogen.  
Die Regelung dient somit dem folgenden Erhaltungsziel der Wald-LRT im 
FFH-Gebiet: „Erhalt und Entwicklung einer charakteristischen Tier- und 
Pflanzenartenzusammensetzung.“ 
 
Die Begründung wird folgendermaßen ergänzt: 

 
§ 6 Abs. 4:  
Die Vorschriften des Anhangs A gelten für die Waldbereiche im FFH-Gebiet. 
Grundlage für die Vorschriften des Anhangs A ist der Gemeinsame Runder-
lass des Niedersächsische Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz 
und des Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz vom 21.10.2015 „Unterschutzstellung von Natura 2000-
Gebieten im Wald durch Naturschutzgebietsverordnung“ (im Folgenden 
„Walderlass“). Der Erlass des MU ist für die untere Naturschutzbehörde ver-
bindlich und daher entsprechend in die Verordnung eingearbeitet worden. 
Unter dem Begriff „Pflanzenschutzmittel“ in Anhang A Abs. 1 Nr. 3 d) sind 
hier auch Rhodentizide zu verstehen. Der punktuelle Einsatz von Wildverbiss-
schutzmitteln und Rhodentiziden über eine ganze Kulturfläche wird als flä-
chiger Einsatz gewertet und ist deshalb nicht freigestellt ist. Freigestellt ist 
lediglich der punktuelle oder streifenweise Einsatz, z. B. zur Bekämpfung von 
Neophyten oder eine Insektizidbehandlung von Holzpoltern oder Einzel-
stämmen. Hinsichtlich der Verwendung von in Rede stehender Stoffe ist die 
Regelung des Anhang A Abs. 1 Nr. 3 d) zu beachten.  
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  Anhang A Abs. 2: Großes Mausohr 
Weder aus der Verordnung noch aus den anliegenden Karten geht her-
vor, wo sich die Fortpflanzungs- und Ruhestätten des Großen Mausohrs 
befinden. Der Waldbesitzer kann daher nicht erkennen, wo die hier ver-
ordneten Voraussetzungen für die Freistellung der Forstwirtschaft erfüllt 
werden müssen. Dies stellt einen Verstoß gegen den Bestimmtheits-
grundsatz dar. Es wird vorgeschlagen, die Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten in einer Anlagekarte zur Begründung darzustellen, da es sich hier 
laut Leitfaden um über 100jährige Buchenbestände handelt, deren Lage 
sich im Laufe der Zeit verändern wird und nicht fest verordnet werden 
kann.  
 

Über das Glossar in Anhang B als Bestandteil der VO sind die Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten bestimmt genug definiert, diese Definition wird fol-
gendermaßen angepasst: 
 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für die Fledermausart Großes Mausohr 

Alle Waldflächen im FFH-Gebiet, die nach dem festgelegten Referenzzustand 
Altholzrein- oder Altholzmischbestände mit führender Buche sind. Ausge-
nommen sind Nadelforste. 
 
Darüber hinaus erfolgt die gewünschte Darstellung im Rahmen des Ma-
nagementplanes, der derzeit erstellt wird. 
 

  Anlage A Abs. 4 in Verbindung mit Anlage 2.1 zur Begründung 
Laut Leitfaden soll für den Wald-LRT im Gebiet nur ein aggregierter Ge-
samterhaltungszustand ausgewiesen werden (Leitfaden S. 22/23). Eine 
Unterscheidung mehrerer Erhaltungszustände, wie in Verordnung und 
Anlagekarte zur Begründung vorgesehen, ist danach unzulässig: 
„Die Erhaltungszustände beziehen sich grundsätzlich nicht auf eine ein-
zelne Forstabteilung oder einzelne Polygone der Kartierung. Die Einzel-
polygon-Bewertung bei der Kartierung ist nur ein Bearbeitungsschritt zur 
Bewertung des Vorkommens und stellt nicht die rechtlich relevante Be-
wertung des Erhaltungszustands eines Lebensraumtyps im FFH-Gebiet 
dar. Der Erhaltungszustand bezieht sich auf das gesamte Vorkommen ei-
nes Lebensraumtyps (z.B. Waldmeister-Buchenwald) im FFH-Gebiet. Die-
ses kann je nach Gebietscharakter aus großen Waldflächen bestehen  
oder (besonders bei seltenen Lebensraumtypen auf Sonderstandorten) 
auch nur aus einem einzelnen kleinen Bestand. in der Regel werden in 
einem FFH-Gebiet die zu bewertenden Einzelvorkommen eines Lebens-
raumtyps summarisch bewertet, wobei die zugehörigen Einzelbestände 
durchaus unterschiedliche Qualitäten aufweisen können.  
Auch räumlich getrennte Flächen eines Lebensraumtyps sollen zu einem 
Lebensraumtyp mit einem Gesamterhaltungszustand zusammengefasst 
werden. Es ist ein Gesamterhaltungszustand je Lebensraumtyp in jedem 
FFH-Gebiet zu bilden und dieser als Planungsgrundlage zu verwenden. 
Dies bedeutet, dass auch Flächen mit dem Erhaltungszustand A, wenn 
der durchschnittliche Gesamterhaltungszustand ‚B‘ ist, mit den Kriterien 

 
Die untere Naturschutzbehörde ist an die Regelungen des Erlasses gebun-
den. Diese beziehen sich auf die Flächen je Eigentümer/in. Für Flächen im 
Eigentum der Niedersächsischen Landesforsten wird durch die Forstverwal-
tung ein Gesamterhaltungszustand ermittelt. Analog dazu werden im Ma-
nagementplan für Privatwaldflächen Gesamterhaltungszustände je LRT je Ei-
gentümer für die Anwendung der Vorgaben ermittelt und zugrunde gelegt. 
Dieser wird dann als Zwischenschritt mit den Angaben zum Gesamt-Erhal-
tungszustand je LRT im FFH-Gebiet nach Standarddatenbogen verglichen und 
daraus die verpflichtenden und freiwilligen Erhaltungs- und/oder Wiederher-
stellungsmaßnahmen abgeleitet. 
Bis zur Fertigstellung des Managementplanes muss die Ermittlung einzelfall-
bezogen erfolgen.  
Der Gesamterhaltungszustand für die FFH-LRT im FFH-Gebiet, entsprechend 
der Angaben im Standarddatenbogen bzw. der Aussage der Fachbehörde 
NLWKN, wird zur Vervollständigung auf den Karten Anlage 2.1. – 2.3. zur Be-
gründung tabellarisch dargestellt.  
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für ‚B‘ beplant werden. Genauso bedeutet es, dass einzelne B-Polygone 
eines mit einem Gesamterhaltungszustand ‚A‘ bewerteten Lebensraum-
typen in einem FFH-Gebiet entsprechend den ‚A‘-Kriterien beplant wer-
den.  
Die Unterschutzstellungsbestimmungen sind jeweils für die Gesamtflä-
che des betreffenden Lebensraumtypes eines FFH-Gebiets festzulegen, 
um das in der FFH-Richtlinie genannte Ziel eines „günstigen Erhaltungs-
zustands“ zu erreichen oder zu erhalten.  
Eine Aggregation ist für den jeweiligen Lebensraumtyp insofern unerläss-
lich, d bedingt durch die natürliche Dynamik sich die räumliche Ausdeh-
nung und die Erhaltungszustände der Lebensraumtypen verschieben. In-
sofern ist als Gesamtziel der Erhaltungszustand B für den Lebensraumtyp 
insgesamt anzustreben. Dies ist in der Regel nur möglich, wenn Teile ei-
nes Gebietes sich im Erhaltungszustand A befinden, da immer andere 
Anteile – vor allem nach der Zusammenbruchsphase eines ehemaligen 
A-Gebiets – auch wieder in C fallen.“ 
 
Daher wäre für jeden LRT ein Gesamterhaltungszustand (über alle Be-
sitzarten) für das Gebiet zu ermitteln. Eine kleinflächige Abbildung unter-
schiedlicher Erhaltungszustände eines LRT innerhalb eines FFH-Gebietes 
ist im Übrigen auch nicht durch die Vorgaben der EU gedeckt, die den 
günstigen Erhaltungszustand eines LRT nicht einmal innerhalb eines Ge-
bietes, sondern innerhalb einer biogeographischen Region fordert.  
 

    

18 Forstamt Liebenburg/ 
Forstamt Wolfenbüttel 
19.07.2019 

Hinweis: Mögliche Änderungen in der VO, in der Karte bzw. in den Anla-
gen aufgrund der von dem Forstamt gemachten Hinweise müssen ggf. 
auch in der Begründung angepasst werden.  

 

  Grundsätzliche Anmerkungen zur Gliederung der LSG-VO: 
Der VO-Text ist nach wie vor durch umfangreiche Verschachtelungen mit 
Querverweisen sehr unübersichtlich aufgebaut. Dies erschwert die Les-
barkeit und das Verständnis der verordneten Regelungen. Für den Be-
wirtschafter ist es dadurch nahezu unmöglich, die Übersicht zu behalten 
und die VO-Regelungen umzusetzen.  
So finden sich forstwirtschaftliche Regelungen an unterschiedlichen Stel-
len im VO-Text (z.B. § 4 (3) Nr. 7.-10., 13.-16., 26.a), § 5 (1) Nr. 1, 2, 4-7,  

Die Regelungen unter den §§ 4 bis 7 werden nach übergeordneten Themen 
(Allgemeine Regelungen, Regelung zur Forstwirtschaft, zur Landwirtschaft, 
zur Gewässerunterhaltung) zum besseren Verständnis gruppiert.  
Die forstwirtschaftlichen Regelungen in Anhang A setzen die Regelungen 
des „Gemeinsamen Runderlasses des Niedersächsischen Ministeriums für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz (MU) und des Niedersächsischen Ministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML) vom 
21.10.2015 „Unterschutzstellung von Natura 2000-Gebieten im Wald durch 
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§ 6 (2), § 7 (3) sowie im Anhang A). Insbesondere der Anhang A enthält 
aus forstwirtschaftlicher, aber auch naturschutzfachlicher Sicht essenti-
elle Regelungen für die Bewirtschaftung der Wald-LRTs zur Erhal-
tung/Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustands und sollte 
daher direkter Bestandteil des VO-Textes werden.  
Die Differenzierung in Erlaubnisvorbehalte, Anzeigepflichte Maßnahmen 
und Freistellungen führt dazu, dass die verschiedenen Maßnahmen an 
mehreren Stellen genannt (und gesucht) werden müssen (z.B. Regelun-
gen zu Stil-, Fließgewässern: § 4 (3) Nr. 23., § 5 (1) Nr. 9 und § 7 Nr. 2 c), 
Anbringen von Schildern etc.: § 4 (3) Nr. 17. und § 5 (1) Nr. 1; Wegeneu-, 
-ausbau: § 4 (3) Nr. 2, Nr. 7 und Nr. 18, § 5 (1) Nr. 7., § 6 (3) a), § 7 Nr. 
2.c) und Anh. A; Jagdl. Regelungen: § 4 (3) Nr. 2 und 7, § 5 (1) Nr. 2. und 
Nr. 6., § 6 (1) b) und § 7 Nr. 4.).  
Sicherlich würde durch eine konkretere Zuordnung von Freistellungen 
sowie Genehmigungs- und Erlaubnisvorbehalten zu den jeweiligen Nut-
zungen der Umfang der Verordnung größer werden, andererseits wären 
Lesbarkeit und Verständnis der Regelungen erleichtert (siehe z.B. Gliede-
rung zum Aufbau der Muster-VO des NLWKN).  
Gerade im Hinblick auf ein besseres Verständnis und Bürgernähe von Be-
hördensprache scheint es beim vorliegenden Verordnungsentwurf Ver-
besserungsmöglichkeiten zu geben.  
 

Naturschutzgebietsverordnung“ für das FFH-Gebiet um (im Folgenden „Un-
terschutzstellungserlass“). Sollte sich die Erlasslage ändern, können mit 
dem gewählten Aufbau als Anhang zur Verordnung die Inhalte der Verord-
nung durch die Änderung des Anhangs an geltende Erlasse angepasst wer-
den. 
 

  Zur Abgrenzung/VO-Karte 
Das geplante Schutzgebiet umfasst die Flächen der im Landkreis Wolfen-
büttel gelegenen Teilflächen der FFH-Gebiete „Hainberg, Bodensteiner 
Klippen“ und „Nette und Sennebach“ sowie Flächen, die nicht zur NA-
TURA 2000-Kulisse gehören bzw. über diese hinausgehen.  
Die Abgrenzung entspricht im Wesentlichen der Abgrenzung des alten 
LSG „Hainberg, Wohldenberg, Braune Heide, Klein Rhüdener Holz und 
angrenzende Landschaftsteile“, geht allerdings an drei Stellen im Osten 
in der freien Landschaft über diese hinaus.  
Die Abgrenzung des LSG ist wiederum weit größer als die FFH-Gebietsflä-
che. Grundsätzlich ist es möglich, dass das LSG über die FFH-Gebietsku-
lisse hinausgeht, sofern für diesen überschießenden Teil eine Schutznot-
wendigkeit nach § 26 (1) BNatSchG gegeben ist bzw. als Pufferbereich 
gem. BNatSchG § 22 Abs. 1 letzter Halbsatz. Die Begründung ist dement-
sprechend ergänzt worden.  
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  Zur VO-Präambel 
Das aktuelle BNatSchG ist vom 13.05.2019. Es wird empfohlen die Prä-
ambel entsprechend zu korrigieren.  

Die Präambel wird folgendermaßen angepasst: 
Aufgrund der §§ 22 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 81 des Gesetzes vom 
15.09.201713.05.2019 (BGBl. S. 706 3434) in Verbindung mit §§ 14, 15 und 
19 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzge-
setz (NAGBNatSchG) in der Fassung vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104) und 
des § 32 Abs. 2 und 3 BNatSchG in Verbindung mit der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates vom 21.05.1992 (Abl. Nr. L 206 S. 7 vom 22.07.1992) zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 
(FFH-Richtlinie) wird verordnet: 
 

  § 1 Abs. 2 
Die beiden FFH-Gebiete umfassen mit 1.215 ha. ca. 50 % der gesamten 
LSG-Fläche (2.400 ha). Es ist daher nicht gerechtfertigt, davon zu spre-
chen, dass das LSG „mit einem großen Teil seiner Fläche“ auch FFH-Ge-
bietsfläche ist. Es würde erwartet, dass weitaus mehr als 50 % der LSG-
Fläche zugleich FFH-Gebiet ist.  

Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: Das LSG „Hainberg mit 
Sennebach“ ist mit einem großen Teil seiner Fläche als Fauna-Flora-Habitat 
(FFH)-Gebiet Nr. 120 „Hainberg, Bodensteiner Klippen“ und Nr. 389 „Nette 
und Sennebach“ zugleich auch Teil des europäischen ökologischen Netzes 
Natura 2000. 
 

  § 3 Abs. 1, 2. Absatz: 
Ist mit dem Begriff „Schutzgebiet „Hainberg und Sennebach“ das be-
troffene LSG gemeint? Dann sollte die korrekte LSG-Bezeichnung „Hain-
berg mit Sennebach“ verwendet werden.  
Es wird gebeten in Bezug auf Wälder einheitlich den Begriff „Wald“ zu 
verwenden und nicht zwischen „Wäldern“ und „Forsten“ zu unterschei-
den, ansonsten wäre diese Unterscheidung (in der Begründung) näher zu 
definieren.  

Die Formulierungen werden folgendermaßen angepasst: 
 
Östlich des Waldes im Schutzgebiet „Hainberg mit und Sennebach“ schlie-
ßen sich überwiegend ackerbaulich genutzte Flächen an. 
 
Daneben stocken Nadelwälderforste im Gebiet, vorwiegend außerhalb des 

FFH-Gebietes. 

 

  § 3 Abs. 1 letzter Absatz: 
Anmerkung zur Formulierung „momentan“: Eine VO sollte nicht „mo-
mentane“ Witterungsbedingungen wiedergeben, auch wenn sie sich 
wiederholen. Die Gewässer fallen immer wieder, nicht jedes Jahr, ganz 
oder auf Teilstrecken völlig oder nahezu trocken oder es verbleiben nur 
Gumpen. Sie sind „temporär wasserführend“ – die Formulierung sollte 
entsprechend geändert werden.  

Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: 
Der Sennebach und seine Seitenarme sind momentan nicht permanent was-
serführend. 

  § 3 Abs. 2 a:  
Da mit der Unterschutzstellung nicht das komplette Netz Natura 2000 
gesichert werden soll, wird folgende Formulierung angeregt: „Sicherung 
von Teilen des Netzes Natura 2000“.  

Die Formulierung wird aus Einheitsgründen beibehalten. 
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§ 26 (1) Nr. 1 BNatSchG sieht ausdrücklich die „nachhaltige Nutzungsfä-
higkeit der Naturgüter“ als möglichen Schutzzweck für die Ausweisung 
als Landschaftsschutzgebiet vor. Dabei bedeutet die Formulierung  
„oder“ in § 26 (1) Nr. 1 BNatSchG nicht, dass nur eine der genannten Al-
ternativen in Frage kommen kann. Im § 26 (1) BNatSchG sind unter den 
Nr. 1-3 mehrere potentielle Schutzgründe genannt, die durch ein „oder“ 
verbunden sind. Sie können für ein zu schützendes Gebiet einzeln, aber 
auch alle zusammen als Schutzgrund benannt werden, wie dies auch hier 
mit den §§ 3 (2) c), d) und e) der VO geschehen ist. Wenn die Formulie-
rung „oder“ im BNatSchG nur eine Alternative zulassen würde, hätte in 
der VO auch nur ein Schutzzweck genannt werden dürfen, was jedoch 
(zurecht) nicht geschehen ist.  
Die großflächig im LSG vorkommenden Wälder wurden bisher forstwirt-
schaftlich genutzt und sollen auch zukünftig genutzt werden, z.T. mit Be-
schränkungen, die sich aus den besonderen, unterschiedlichen Schutz-
zwecken ergeben. Wegen der großen Bedeutung der Forstwirtschaft, 
auch für die betroffenen Eigentümer, sollte die „nachhaltige Nutzungsfä-
higkeit der Naturgüter“ als Schutzzweck in diesen Absatz der Verord-
nung aufgenommen werden (s.a. § 26 (2) BNatSchG und § 5 (1) 
BNatSchG). Dabei geht es z.B. nach MÖLLER (2016, Rd.-Nr. 49.1.8) bei 
dem Schutzgut (Ziel) „Nutzungsfähigkeit der Naturgüter) um die Ver-
wertbarkeit der Naturgüter für die verschiedenen, auch wirtschaftlichen 
Zwecke des Menschen, aber in einem weiten Sinn auch um die natur-
schutzbezogene Nutzung einschließlich Biotop- und Artenschutz; er be-
zieht sich dabei auch auf den von der Forstwirtschaft ausgehenden 
Nachhaltigkeitsbegriff. In der Begründung S. 2, letzter Absatz, wird je-
denfalls bereits auf die „Umsetzung einer nachhaltigen Forstwirtschaft“ 
hingewiesen.  

 
§ 26 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sieht als besonderen Schutzzweck in einem 
Landschaftsschutzgebiet die Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstel-
lung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder die Re-
generationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 
[…] vor. 
Nur eine der Alternativen des § 26 Abs. 1 Nr. 1 kann Schutzzweck der Ver-
ordnung sein. Für das in Rede stehende Gebiet ist ein besonderer Schutz zum 
Erhalt, zur Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushaltes erforderlich. 
 
Der Schutzzweck Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähig-
keit der Naturgüter zielt darauf ab, einem Raubbau an den Naturgütern 
vorzubeugen, z.B. wertvolle Böden oder Wasservorräte zu erhalten, oder 
daran eingetretene Schäden zu beseitigen (Louis, BNatSchG, § 15 Rdnr. 5). 
Der Wiederherstellung der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter dienen Maß-
nahmen zur Regeneration verbrauchter bzw. in der Vergangenheit über-
nutzter Naturgüter. Eine Landschaftsschutzverordnung kann z.B. eingetre-
tenen Bodenerosionen entgegenwirken und die Bodenfruchtbarkeit durch 
Verbote bestimmter Handlungen oder Gebote zu einer nachhaltigeren Nut-
zung wiederherstellen. Nachhaltige Sicherung bedeutet, dass – auch in Ver-
antwortung für die künftigen Generationen – der Schutz, die Pflege und 
Entwicklung von Natur und Landschaft auf lange Sicht und damit dauerhaft 
tragfähig angelegt sein müssen (Vgl. A. u. J. Schumacher in: Schumacher/Fi-
scher-Hüftle, BNatSchG, § 1 Rdnr. 20). Regenerationsfähig sind Naturgüter, 
wenn sie unter den gegebenen Bedingungen eine ausreichende Neubil-
dungsrate aufweisen. 
Der vom Einwender ausschließlich gewünschte Schutz der „nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter“ zielt nach dem Verständnis der uNB auf 
die Sicherung der Durchführbarkeit und Wirtschaftlichkeit der ordnungsge-
mäßen Forstwirtschaft ab. Unter Berücksichtigung der vorstehenden Aus-
führungen soll der Schutz der nachhaltigen Nutzungsfähigkeit nicht vorran-
gig o.a. Zielsetzung des Einwenders dienen, sondern ist immer im Zusam-
menhang mit der Regeneration bzw. der Regenerationsfähigkeit von defizi-
tär gewordenen Naturgütern zu sehen.  
 



 

19 
 

Die von dem Einwender angeführte große Bedeutung der Forstwirtschaft 
für das Naturgut Wald und damit die Sicherung der Durchführbarkeit und 
Wirtschaftlichkeit der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft wird durch den 
o.a. Schutzzweck unter § 3 Abs. 2 lit. b) sichergestellt. Die ordnungsgemäße 
Forstwirtschaft wird unter § 7 Nr. 3 überwiegend freigestellt. 
 
 

  § 3 Abs. 3, 3. Spiegelstrich: 
Im LSG gibt es keine Naturwaldflächen. Teilflächen in einer Größenord-
nung von ca. 6 h sind als NWE-Fläche ausgewiesen, dieser geringe Flä-
chenanteil rechtfertigt es nicht, diesen als besonderen Schutzzweck auf-
zunehmen. Es wird daher gebeten, den Verweis auf den Erhalt von Na-
turwaldflächen zu streichen. Soll dieser Schutzzweck dennoch beibehal-
ten werden, wird gebeten, den Punkt wie folgt umzuformulieren: „Erhalt 
der Flächen zur Natürlichen Waldentwicklung (NWE) im Landeswald“ 

 
Die vorgeschlagene Formulierung wird übernommen: 
Erhalt der Flächen zur Natürlichen Waldentwicklung (NWE) Naturwaldflä-

chen (Habitatbaum- und Totholzkonzept) auf den Flächen im Eigentum der 

Niedersächsischen Landesforsten im Landeswald 

 
 
 

  § 3 Abs. 3, 5. Spiegelstrich: 
Es ist nicht klar, was mit der Formulierung „dem Wald vorgelagerte Frei-
fläche mit Fernwirkung und charakteristischem Relief“ gemeint ist – 
bitte erläutern. 

Auf die Ausführungen zu §1 und 2 in der Begründung zur VO wird verwiesen:  
„Der bewaldete Höhenzug wird durch leicht abfallende, ackerbaulich ge-
nutzte Flächen umgeben, die weitestgehend frei sind von Bebauung. Dieser 
Landschaftskomplex ist durch das natürliche Relief weithin sichtbar und 
prägt das Landschaftsbild im Südwesten der Samtgemeinde Badde-
ckenstedt.“   
 

  § 3 Abs. 3, 12. Spiegelstrich: 
Sind die Böden im Schutzgebiet selten? Wenn damit die historisch alten 
Waldstandorte gemeint sind, empfehle ich, dies entsprechend zu formu-
lieren.  

 
Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: 
Erhalt der historisch alten Waldstandorte aller seltenen Böden auf den 
Waldstandorten, 

  § 3 Abs. 3, vorletzter Spiegelstrich:  
In der Aufzählung sind auch Eremit und Hirschkäfer erwähnt. Diese bei-
den Arten kommen im Gebiet tatsächlich nicht vor, und es ist auch nicht 
zu erwarten, dass diese Arten in absehbarer Zeit dort mit stabilen Popu-
lationen vorkommen werden. Es wird daher gebeten, die beiden Arten 
zu streichen.  

 
Für den Hirschkäfer liegt ein Nachweis aus dem Jahr 1995 vor (Quelle: 
NLKWN). Die Art Eremit wird gelöscht.   
 

  § 3 Abs. 4:  
Die Definition der Erhaltungsziele („...die Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung …“) weicht von der offiziellen Definition für Erhal-

 
Durch diese Formulierung werden Ziele beschrieben und kein aktives Han-
deln der Eigentümer vorgeschrieben. Unter bestimmten Bedingungen kann 
auch eine Entwicklung über die Mindestanforderung hinaus denkbar und 
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tungsziele im BNatSchG (§ 7 (1) Nr. 9) ab und sollte entsprechend korri-
giert werden in „... die Erhaltung oder Wiederherstellung …“. Eine „Ent-
wicklung“ eines günstigen Erhaltungszustandes ist danach gesetzlich 
nicht vorgesehen und sollte entsprechend gestrichen werden.  
Entwicklungsziele können allenfalls auf freiwilliger Basis, z.B. durch Maß-
nahmen im Rahmen von Vertragsnaturschutz erreicht werden. Eine ent-
sprechende Ergänzung in der VO (z.B. in einem neuen Absatz (6)) wird 
angeregt: „Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele sowie von 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen können aufbauend auf den nach-
folgenden Bestimmungen u.a. auch durch Angebote des Vertragsnatur-
schutzes unterstützt werden.“ 
 

erforderlich sein, um einen günstigen Erhaltungszustand, z. B. auf Ebene 
der biogeographischen Region, herzustellen. Diese Entwicklungsmaßnah-
men können z.B. im Rahmen von vertraglichen Vereinbarungen erfolgen. 
Die Formulierung wird beibehalten. 

  § 3 Abs. 4: 
LRT 91E0, 9130, 9150, 9160, 9170: 
Aufgrund der natürlichen Entwicklung wird es zu Schwankungen im Vor-
kommen von Alt- und Totholz sowie Habitatbäumen kommen, daher 
kann dieses nicht kontinuierlich hoch sein. Es wird an dieser Stelle je-
weils folgende Formulierung empfohlen: „Es soll ein überdurchschnitt-
lich hoher Anteil von Altholz, Höhlenbäumen und sonstigen lebenden 
Habitatbäumen sowie von starkem, liegendem und stehendem Totholz 
erhalten bzw. entwickelt werden. 
 

 
In § 3 Abs. 3 werden Erhaltungsziele formuliert. Bei der Beschreibung der LRT 
wurden die Formulierungen für die Erhaltungsziele aus den Vollzugshinwei-
sen der Fachbehörde für Naturschutz (NLWKN) übernommen, wozu die Un-
tere Naturschutzbehörde auch angehalten ist. 
Der Ausdruck „kontinuierlich hoch“ lässt hier durchaus Schwankungen zu. 
Die Formulierung wird beibehalten. 

  LRT 8220: 
Erhaltungsziel für den LRT 8220 sind „… strukturreiche, ungestörte Fel-
sen aus Sandstein“. Ist dieses Ziel realistisch? Wie sieht es mit dem Klet-
tern aus? Auch wenn die Anlage von Kletterrouten erlaubnispflichtig ist, 
ist davon auszugehen, dass überhaupt nicht geklettert wird? 
 

 
Auf die vorangegangenen Ausführungen wird verwiesen. 

  LRT 9130:  
Erhaltungsziel für den LRT 9130 ist u.a. das Vorkommen von Eremit und 
Hirschkäfer in stabilen Populationen. Laut der Bewertungsmatrix gehö-
ren zwar beide Arten zu den charakteristischen Arten des LRT 9130, die 
Bewertungsmatrix listet jedoch ein landesweites, potentielles Arten-
spektrum auf. Die beiden Arten kommen im Gebiet aber tatsächlich 
nicht vor, und es ist auch nicht zu erwarten, dass diese Arten in absehba-

 
Für den Hirschkäfer liegt ein Nachweis aus dem Jahr 1995 vor (Quelle: 
NLKWN). Die Art Eremit wird gelöscht und die Art Hirschkäfer wird beibe-
halten.   
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rer Zeit dort mit stabilen Populationen vorkommen werden. Die Aufzäh-
lung der charakteristischen Arten sollte sich daher an einem realisti-
schen Ziel orientieren (s.a. Arbeitshilfe des NLWKN „Gebietsbezogene Er-
haltungsziele in Schutzgebietsverordnungen“, S. 8). Es wird gebeten, die 
beiden Arten zu streichen.  

  LRT 9160: 
Erhaltungsziel für den LRT 9160 ist u.a. der Erhalt und die Entwicklung 
möglichst großflächiger Ei-HBu-Wälder. Bei einer Gesamtflächengröße 
von 1,9 ha ist weder der Erhalt noch die Entwicklung großflächiger Ei-
HBu-Wälder möglich. Ich empfehle daher, „großflächig“ zu streichen.  

Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: 
Erhalt und Entwicklung naturnaher, strukturreicher, möglichst großflächiger 
und unzerschnittener Eichen-Hainbuchenwälder auf feuchten bis nassen 
Standorten mit intaktem, natürlichem Wasserhaushalt sowie natürlichem 
Relief und intakter Bodenstruktur mit allen Altersphasen in mosaikartigem 
Wechsel. Der bestandsprägende Wasserhaushalt ist zu erhalten oder wieder-
herzustellen. 
 

  § 3 Abs. 5: 
Erhaltungsziele für die Groppe: Ziel ist die „Entwicklung … in durchgängi-
gen, unbegradigten, … Gewässern“. Nach der Beschreibung des Schutz-
gegenstandes (§ 3 Abs. 1) beeinträchtigt der Stauteich die Durchgängig-
keit des Sennebaches. Ist die Schaffung der Durchgängigkeit realistisch 
und mit angemessenem Aufwand umsetzbar? Der Aufwand für ein Um-
flutgerinne dürfte beträchtlich sein; ein durchgängiger Teich (?) dürfte 
für die Groppe nicht der Lebensraum sein, den sie braucht, die Aufgabe 
des Teiches würde ggf. den Abtransport von großen Sedimentmengen 
bedingen. Außerdem ist der Teich als Feuerlöschteich eingerichtet und 
als solcher zu erhalten. Es wird angeregt, Erläuterungen zu diesem Sach-
verhalt (s. Abwägung des LK WF v. 16.01.2018) in die Begründung aufzu-
nehmen.  

 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist die Anlage eines Umflutgerinnes nicht ange-
dacht. Nichtsdestotrotz könnten in der Zukunft, beispielsweise durch A+E-
Maßnahmen, größere Umbaumaßnahmen möglich werden. Andere Be-
lange und Verpflichtungen, z. B. bisherige Nutzungen oder wasserrechtliche 
Belange, werden bei möglichen Maßnahmen im Vorfeld geprüft. 
Durch die Formulierung der Regelung nach § 4 Abs. 3 Nr. 24: „Die Wasser-
entnahme im Rahmen der Nutzung als Feuerlöschteich ist zulässig“ wird der 
Einwendung entsprochen, auf eine weitere Erläuterung wird verzichtet. 
 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 2: 
vor dem Hintergrund der Wolfsproblematik sollte das Aufstellen von 
Herdenschutzzäunen gegen den Wolf ebenfalls zugelassen werden. For-
mulierungsvorschlag: „ … Weidezäunen in landschaftsangepasster Bau-
weise, Schutzzäunen zur Wolfsabwehr sowie von Zäunen …“. 

 
Die Begründung zur Regelung § 4 Abs. 3 Nr. 2 wird als Klarstellung folgen-
dermaßen ergänzt: 
 
„Das Verbot dient der Erreichung der verschiedenen besonderen Schutz-
zwecke – siehe S. 4 bis 6. Der Schutzzweck resultiert insbesondere aus § 1 
Abs. 5 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege). Da-
nach sind großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume vor 
weiterer Zerschneidung zu bewahren. Die erneute Inanspruchnahme be-
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reits bebauter Flächen sowie die Bebauung unbebauter Flächen im beplan-
ten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht für Grünflächen vorge-
sehen sind, hat Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Au-
ßenbereich. Schutzzäune zur Wolfs-abwehr sind als „Weidezäune in land-
schaftsangepasster Bauweise“ von diesem Verbot ausgenommen. Schutz-
zäune zur Wolfsabwehr sind als „Weidezäune in landschaftsangepasster 
Bauweise“ von diesem Verbot ausgenommen.“ 

  § 5 Abs. 1 Nr. 2 
In § 5 (1) Nr. 2 wird eine Regelung zu land- und forstwirtschaftlichen so-
wie jagdlichen Einrichtungen geführt. Ein erweiterter Bestandschutz 
wird jedoch auch für das Schützenhaus Sehlde und das Jägerhaus gefor-
dert. Ggf. sollten diese Einrichtungen, ebenso wie die durch das Gebiet 
führende L 498 aus dem Geltungsbereich des LSG herausgenommen 
werden. Damit würden aufwändige Abstimmungen und Ausnahmerege-
lungen hinfällig (z.B. § 4 (3) Nr. 4, § 4 (3) Nr. 25).  

 
Das FFH-Gebiet Nr. 120 schließt laut Meldung durch die Nds. Landesregie-
rung die L 498 mit ein. Die Gebiete sind durch die uNB abschließend recht-
lich zu sichern. Die Abgrenzung des Schutzgebietes wird beibehalten.  
 
Es ist nicht auszuschließen, dass ein Um-, An- und Wiederaufbau der ge-
nannten Anlagen je nach Art und Weise, eine Beeinträchtigung der Schutz-
güter im Gebiet darstellen kann. Die Einwendung wird insoweit aufgegrif-
fen, dass der Erlaubnisvorbehalt in § 5 Abs. 1 Nr. 2 auf das Schützenhaus 
Sehlde und das Jägerhaus erstreckt wird (s.u.). Der Erlaubnisvorbehalt ist 
weniger einschränkend als eine bloße Befreiungsmöglichkeit, ermöglicht 
aber eine präventive Kontrolle. Diese wird für erforderlich gehalten. Auf die 
Begründung zur VO zu §§ 4 und 5 verwiesen.  
 
Die Formulierung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 wird folgendermaßen ergänzt: 
„Neu- und Ausbau von Weideunterständen und Schutzhütten. Die Weide-
unterstände und Schutzhütten sind in landschaftsangepasster Bauweise zu 
errichten. Der Umbau, Anbau oder Wiederaufbau des Jägerhauses sowie 
des Schützenhauses Sehlde sowie bestehender baulicher Anlagen, die einer 
land- oder forstwirtschaftlichen oder jagdlichen Nutzung dienen.“  
 
 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 4: 
Im Kalamitätsfall (Sturm/Windwurf, Borkenkäfer u.a. biotische Schäden, 
Trockenschäden) muss ebenfalls ein flächiges Befahren ermöglicht wer-
den, da die forstliche Infrastruktur zerstört sein kann. Gerade der Fich-
ten- und Lärchen-Anteil außerhalb des FFH-Gebiets ist nicht unerheblich. 

 
Die Maßnahmen im Kalamitätsfall sind nach § 6 Abs. 1 Nr. c) anzeigepflich-
tig.  
Der Begriff „Kalamität“ wird in das Glossar nach Anhang B mit aufgenom-
men: 
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Daher wird angeregt, den Satz 2 wie folgt zu ergänzen: „… zur Vorberei-
tung der Verjüngung sowie im Kalamitätsfall.“ 
Außerdem wird angeregt, die beispielhaft genannten Kalamitätsfälle 
(Sturm/Windwurf, Borkenkäfer u.a. biotische Schäden, Trockenschäden) 
in die Begründung aufzunehmen.  

Kalamität  
Massenerkrankung und/oder schwerer Schaden an Pflanzenkulturen und 
Waldbeständen hervorgerufen durch Schädlinge (Käfer, Pilz), Hagel, Sturm 
etc. 
 
Es wird die folgende Ergänzung zur Regelung § 4 Abs. 3 Nr. 4 vorgenom-
men: 
Kraftfahrzeuge im Schutzgebiet zu fahren oder abzustellen, soweit der Ver-
kehr nicht der Land- oder Forstwirtschaft dient oder für die Ausübung der 
Jagd und der Fischerei erforderlich ist, sowie das flächenhafte Befahren des 
Waldes. Ausgenommen sind Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjüngung 
sowie im Kalamitätsfall….  
 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 6: 
Die Regelungen bzgl. der Brut-, Setz- und Aufzuchtzeiten in Nr. 6, Nr. 
11b) und Nr. 15 sollten auf die Zeit vom 01.04. bis 15.07. vereinheitlicht 
werden, da die Störwirkung m.E. ähnlich ist. Der letzte Satz sollte um „…. 
ihrer jeweiligen Aufgabe, einschließlich ihrer Ausbildung.“ ergänzt wer-
den.  

 
Auf die Ausführung in der Begründung zum genannten Verbot wird verwie-
sen. 
Die Ausbildung und Prüfung von Jagdhunden ist im Rahmen des § 4 des 
Niedersächsischen Jagdgesetzes zulässig und Teil der ordnungsgemäßen 
Jagdausübung. Auf die Freistellung in § 7 Nr. 5 der VO wird verwiesen. 
 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 13: 
Mit dem Verbot, Waldbestände aus standortheimischen Arten in Be-
stände aus nicht standortheimischen Arten umzubauen, das für das ge-
samte LSG (auch außerhalb FFH) gilt, wird dem Waldeigentümer jede 
Möglichkeit genommen, ein möglichst breites Baumartenspektrum zu 
etablieren (Stichwort: Risikostreuung im Zuge des Klimawandels). Ist dies 
tatsächlich so gewollt?  
 

Diese Regelung setzt u.a. die Vorgabe §5 Abs. 3 BNatSchG um, wonach „Bei 
der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, naturnahe 
Wälder aufzubauen […]. Ein hinreichender Anteil standortheimischer Forst-
pflanzen ist einzuhalten.“  
Der Anteil von Beständen aus standortheimischen Baumarten ist aus Natur-
schutzsicht im Gebiet zu erhalten und nicht auf Kosten von standortfrem-
den Beständen zu verringern. (Misch-)Wälder aus standortheimischen 
Baumarten sind natürliche Lebensräume und Lebensgrundlage der heimi-
schen Tier- und Pflanzenarten, sie sind widerstandsfähiger gegenüber 
Schädlingsbefall und zeigen eine breite Anpassungsfähigkeit im Prozess des 
Klimawandels. Auch vor dem Hintergrund einer nachhaltigen forstwirt-
schaftlichen Nutzung sind standortheimische Bestände zu bevorzugen. 
Standortheimische Baumarten nutzen den Boden und die Standorteigen-
schaften optimal aus, ohne den Boden negativ zu beeinflussen. Die neue 
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Waldgeneration entsteht in standortheimischen Beständen vorwiegend aus 
Naturverjüngung ohne Pflanzung etc., sodass die Kontinuität und Stabilität 
der Bestände gewährleistet ist. 
 
Die Regelung wird beibehalten. 

  § 4 Abs. 3 Nr. 13: 
Redaktioneller Hinweis: Es wird angeregt, statt des Begriffs „Waldmän-
tel“ den etablierten Begriff „Waldränder“ zu verwenden – s.a. § 3 (3) 4. 
Spiegelstrich. 
 

 
Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: 
Wald (einschl. der Waldrändermäntel) in eine andere Nutzungsart umzuwan-

deln oder Waldbestände aus standortheimischen Arten in Bestände aus nicht 

standortheimischen Arten umzubauen. 

 

  § 4 Abs. 3 Nr. 14: 
Diese Regelung sollte bzgl. des räumlichen Geltungsbereiches genauer 
definiert werden: Es wird davon ausgegangen, dass es sich bei den ge-
nannten Felsen um Felsen gem. § 30 BNatSchG handelt, die mehr als 
1,50 m aus dem Boden ragen (s. Begründung S. 11). Dies sollte auch an 
dieser Stelle der Begründung ergänzt werden.  

 
Die Formulierung des § 4 Abs. 3, Nr. 14 wird folgendermaßen ergänzt: 
Die Neuanpflanzung von nicht standortgerechten Gehölzen und von Nadel-
bäumen in einem Umkreis von 50 m rund um sämtliche Felsen der Boden-
steiner Klippen im Landkreis Wolfenbüttel, die mindestens 1,50 m aus dem 
Boden herausragen. 

 

  § 4 Abs. 3 Nr. 15 
Redaktioneller Hinweis: Da sich diese Regelung ausschließlich auf Vogel-
arten bezieht, sollte der Begriff „Setzzeit“ gestrichen werden, da sich 
dieser Begriff auf Säugetiere bezieht.  
 
 

Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: 
Holz während der Brut-, Setz- und Aufzuchtzeit (01.04. bis 15.07.), zum 
Schutz von störungsempfindlichen, horstbrütenden Vogelarten, insbeson-
dere Schwarzstorch und Rotmilan, im Radius von 300 m um den Horst ein-
zuschlagen, zu rücken oder aufzuarbeiten. 

  § 4 Abs. 3 Nr. 18 
Durch dieses Vorgehen würden die Arten, die als Habitatansprüche stär-
ker belichtete Bereiche mit dauerhaft kurzer Vegetation bevorzugen (im 
Wald die Wegeseitenbereiche), benachteiligt werden. Das Verbot des 
Mähens der Seitenbereiche von Wegen sollte daher differenzierter auch 
innerhalb des Zeitraumes 01.04. bis 30.09. geregelt werden (z.B. einsei-
tige Mahd erlaubt). Darüber hinaus ist die Begrenzung auf eine Breite 
von 0,80 m technisch kaum umsetzbar, da die in der Forstwirtschaft ge-
nutzten Mähaggregate i.d.R. eine Breite von 1,20 m aufweisen.  

 
Die Wegeseitenränder sind Lebensraum vieler seltener Arten und bieten 
durch das Angebot von zu sehr unterschiedlichen Zeiten blühenden Pflan-
zenarten auch im Spätsommer Nahrungsgrundlage für Honigbienen und an-
dere Fluginsekten. Weiterhin dienen die Wegeseitenränder dem Schutz-
zweck der Biotopvernetzung auf unterer Skalenebene. Aus diesem Grund 
ist die Mahd auf den im Schutzgebiet vorhandenen Wegen eingeschränkt 
worden.  
Die Regelung wird beibehalten. 
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  § 4 Abs. 3 Nr. 25 
Der Hintergrund dieser Regel erschließt sich nicht. Was heißt „Dunkel-
heit der Nacht“? Dieser Begriff ist unbestimmt. Was sind „technische 
Lichtquellen“? Damit wären z.B. Fackeln mit offenen Feuer erlaubt. Zur 
ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd ist das Anfahren bzw. Verlassen 
der Ansitzeinrichtungen bei Dunkelheit mit dem Pkw erforderlich. Das 
würde mit dem Verbot ausgeschlossen. Es wird gebeten, das Verbot zu 
streichen.  

Mit dieser Regelung sind technische Lichtquellen wie z. B. stationäre 
Scheinwerfer, Leuchtreklame gemeint, die durch andauernde Lichtimmis-
sion möglicherweise schädigend auf Tiere im Schutzgebiet einwirken kön-
nen.  
Das Anfahren und Verlassen der Ansitzeinrichtung ist als „ordnungsgemäße 
Ausübung der Jagd“ entsprechend des § 7 Nr. 4 freigestellt. 
Die Regelung wird beibehalten. 
 

  § 5 Abs. 1 Nr. 4: 
Dieser grundsätzliche Erlaubnisvorbehalt im gesamten LSG (kein Natur-
schutzgebiet!) für den Holzeinschlag, das Rücken und das Aufarbeiten 
von Holz durch private Brennholzwerber in der Zeit vom 01.04. bis 
15.07. wird als unangemessene Beschränkung angesehen, die zu einem 
erheblichen bürokratischen Aufwand führen wird. Ist die unterstellte Ar-
beitsweise der privaten Brennholzwerber, die als Begründung herange-
zogen wird, überhaupt verifiziert worden? Besteht hinsichtlich der Stö-
rung/Beschränkung ein Unterschied zu gewerblichen Brennholzwer-
bern? Diese Regelung sollte gestrichen werden.  
In der Regel wird in den Landesforsten und in einem Großteil der Forst-
genossenschaften das Brennholz am Forstweg bereitgestellt und dort 
aufgearbeitet. Insofern sollte zumindest das Aufarbeiten am Weg freige-
stellt werden.  

 
Der Erlaubnisvorbehalt ist aus Artenschutzgründen, insbesondere in Bezug 
auf die Waldvögel, zwingend erforderlich. Sofern die Arbeiten aus Witte-
rungsgründen nicht bis zum 01.04. eines Jahres durchzuführen sind, ist auf 
Antrag sodann zu prüfen, ob eine Erlaubnis erteilt werden kann. Ist dies nicht 
der Fall, ist eine Fortsetzung der privaten Brennholzwerbung nach dem 
15.07. möglich. 
Durch das Aufarbeiten am Weg kommt es dennoch zur Verlärmung, die 
durch die Regelung während der Brut- und Setzzeit vermieden werden soll. 
Die Regelung wird beibehalten. 
 

  § 5 Abs. 1 Nr. 5: 
Es wird angeregt, einen Kahlschlag in standortheimisch bestockten Fäl-
len für den Kalamitätsfall (z.B. flächiges Absterben von Esche oder Bu-
che) als Ausnahme vorzusehen und komplett freizustellen. Dazu könnte 
die Regelung aus dem NWaldLG übernommen werden: „Freigestellt sind 
Hiebmaßnahmen in geschädigten Beständen, wenn die Nutzung zur Ver-
meidung weiterer Schäden wirtschaftlich geboten oder der Kahlschlag 
aus Gründen des Waldschutzes erforderlich ist.“ 

 
Die Maßnahmen im Kalamitätsfall sind nach NEU 2: § 6 Abs.2 anzeigepflich-
tig. Die sonstigen Regelungen bzgl. Waldbewirtschaftung in der VO bezie-
hen sich auf die Forstwirtschaft unter „Normalzuständen“.   
Die Regelung wird beibehalten. 
 

  § 6 Abs. 1 c): 
Es wird davon ausgegangen, dass sich diese Regelung auf Maßnahmen 
außerhalb des Waldes bezieht, da für Wälder die Regelungen des Absat-
zes 2 gelten. Es wird angeregt, die Formulierung „Maßnahmen, die auf-

 
Diese Regelung bezieht sich nur auf Waldflächen, die Regelung wird dem-
entsprechend nach § 6 Abs. 2 verschoben. Die folgende Definition von Kala-
mität wird in das Glossar unter Anhang B übernommen: 
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grund von Kalamitäten ergriffen werden“ in der Begründung näher zu er-
läutern, da diese Formulierung sehr unbestimmt ist (welche Maßnah-
men? welche Kalamitäten?).  

Kalamität  
Massenerkrankung und/oder schwerer Schaden an Pflanzenkulturen und 
Waldbeständen hervorgerufen durch Schädlinge (Käfer, Pilz), Hagel, Sturm 
etc.  
 

  § 6 Abs. 2 a) und b): 
Die Bodenschutzkalkung im Wald ist Bestandteil der ordnungsgemäßen 
Forstwirtschaft und dient dem Erhalt der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes, in dem sie die natürlichen Standorteigenschaften bewahren 
und somit die standorttypische Flora erhalten hilft. Sie dient daher dem 
Schutzzweck. Eine Anzeigepflicht ist laut „Walderlass“ nur für die Wert-
bestimmenden LRT in den FFH-Gebietsteilen vorgesehen. Insofern ist die 
Anzeigepflicht für die Wälder außerhalb der FFH-Gebiete zu begründen 
und die Begründung entsprechend zu ergänzen (s. Abwägung ds LK WF 
v. 16.01.2018). Das reicht so nicht aus.  
Gleiches gilt für die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. Hierbei wird, 
vor dem Hintergrund der aktuell sehr dramatischen Borkenkäferproble-
matik und angesichts neuer biotischer Schädlinge zur Klarstellung gebe-
ten, folgende Erläuterung aus dem Leitfaden (S. 50) mit in die Begrün-
dung aufzunehmen: „Freigestellt ist der nicht flächige, also punktuelle o-
der streifenweise Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zum Beispiel zur Be-
kämpfung der Spätblühenden Traubenkirsche (Tupfen der frischen Stö-
cke), zur Eindämmung des Wurzelschwamms (Einspritzen der Schnittflä-
che der frischen Stöcke), oder die Insektizidbehandlung von Fangholz-
haufen oder Verwendung von Fangsystemen und die Behandlung von 
Holzpoltern oder Einzelstämmen sowie einzelpflanzenweise Behandlung 
zur Verhinderung von Rüsselkäferschäden.“ 
 

 
Die Regelungen für Bodenschutzkalkung und Pflanzenschutzmittel wird auf 
die FFH-Gebiete begrenzt, die Inhalte in den Anhang A aufgenommen und  
§ 6 Abs. 2 a und b gestrichen. 
Die Erläuterung aus dem Leitfaden wird wie vom Einwender gewünscht in 
die Begründung zur VO aufgenommen. 
Der Einwendung wird damit entsprochen. 
   

  § 6 Abs. 2 c): 
Siehe Anmerkungen zu § 5 (1) Nr. 5. Weder eine Erlaubnis noch eine An-
zeige für Kalamitätssituationen wird für gerechtfertigt gehalten.  

Auf die vorangegangenen Ausführungen wird verwiesen. 

  § 6 Abs. 3 a): 
Diese Regelung ist überflüssig.: Laut § 5 Nr. 7 steht der Wegeneu- und –
ausbau (auch außerhalb des FFH-Gebiets) ohnehin unter Erlaubnisvorbe-
halt. Die Wegeinstandsetzung in FFH-LRT ist gemäß Anhang A anzeige-

Auf die Begründung zur Regelung § 6 Abs. 3 a) wird verwiesen. 
Die Lagerung des Baumaterials ist in den vom Einwender aufgeführten Re-
gelungen nicht berücksichtigt. Es ist beabsichtigt, die Regelung beizubehal-
ten.  
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pflichtig, lediglich die Wegeunterhaltung ist freigestellt. Mit dem Erlaub-
nisvorbehalt bzw. der Anzeigepflicht hat die UNB in einem Großteil der 
Fälle bereits die Möglichkeit, auch auf die Lagerung des Materials Ein-
fluss zu nehmen, lediglich bei dem geringen Materialanfall im Falle der 
Wegeunterhaltung ist dies nicht vorgesehen und auch nicht erforderlich. 
Insofern sollte diese Regelung gestrichen werden. Soweit trotzdem Re-
gelungsbedarf gesehen wird, so ist die Zwischenlagerung auf schon be-
festigten Wegen und Lagerflächen für den Schutzzweck der VO unschäd-
lich und auszunehmen.  

  § 7 
Es wird geben in § 7 eine Freistellung für Maßnahmen der Verkehrssi-
cherungspflicht aufzunehmen. Die Verkehrssicherungspflicht ist eine ver-
pflichtende Aufgabe für den Eigentümer. Zwar ist in der Begründung ein 
Hinweis enthalten. Die Problematik ist jedoch infolge des Dürresommers 
2018 (erheblichen Probleme durch Trockenschäden in der Buche) von so 
großer Relevanz, dass sie in die VO gehört.  

 
Die Formulierung des § 7 Nr. 2 wird folgendermaßen ergänzt:  
Die ordnungsgemäße Unterhaltung, Verkehrs- und Funktionssicherung, ins-
besondere die Freihaltung des Lichtraumprofils, von  

a) Versorgungsleitungen 
b) Straßen  
c) und Wegen (einschließlich der Wegeseitengräben im Wald) 

im Rahmen geltender Vorschriften.  
Freigestellt ist die Wegeunterhaltung in der vorhandenen Breite mit milieu-
angepasstem Material dem bisherigen Deckschichtmaterial, jedoch ohne 
Verwendung von Bau- und Ziegelschutt sowie Teer- und Asphaltaufbrüchen. 
Die Regelungen des § 4 Abs. 3 Nr. 18, des § 5 Abs. 1 Nr. 7 sowie des Anhangs 
A sind zu beachten. 
 
Das Glossar in Anhang B wird wie folgt ergänzt: 
Milieuangepasstes Material 
Wegebaumaterial, was dem Ausgangsgestein entspricht: Im Bereich der 
kalkreichen Standorte (FFH 120) mit Kalk, im Bereich der Bodensteiner Klip-
pen und dem FFH-Gebiet 389 Nette und Sennebach mit kalkarmen Wege-
baumaterial. 

  § 7 Nr. 2: 
Die Wegeunterhaltung wird auf das „bisherige Deckschichtmaterial“ be-
grenzt. Es wird davon ausgegangen, dass damit nicht die Korngröße oder 
die vorhandene Menge, sondern die Basizität als Milieu-Eigenschaften 
im Vordergrund steht. Eine Beschränkung auf das bisherige Deckschicht-
material wäre ansonsten in den Fällen ungeeignet, wo das bisherige Ma-
terial nicht-milieuangepasst ist oder aber zwar geeignet, jedoch nicht 

 
Auf die Ausführungen zu § 7 wird verwiesen. Der Einwendung wird damit 
entsprochen. 
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mehr verfügbar ist. Daher wird gebeten, die Formulierung „mit dem bis-
herigen Deckschichtmaterial“ zu streichen (siehe Definition Wegeunter-
haltung im „Glossar“) oder durch die Formulierung „mit milieuangepass-
tem Material“ zu ersetzen.  

  § 8 Abs. 3: 
Es ist zu überdenken, ob die geforderte jährliche Abstimmung nicht dazu 
führt, dass einige Magerrasen gar nicht mehr gepflegt werden. 

 
Die uNB nimmt die Aussage zur Kenntnis. 

  § 9 
Es bestehen nach wie vor erhebliche Zweifel an einer derartigen Rege-
lung und daher muss geprüft werden, ob der Verweis auf die FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung wirklich erforderlich ist, da sich hierdurch Unklar-
heiten und Unsicherheiten in Bezug auf die vorausgegangenen Regelun-
gen ergeben. Durch die Festlegungen in der VO mit den Verboten, Er-
laubnisvorbehalten und Anzeigepflichten soll gewährleistet werden, dass 
den Vorgaben des Art. 6 der FFH-Richtlinie Genüge getan wird. Maßnah-
men innerhalb des LSG, die sich an diesen Rahmen halten, sind demnach 
kein Projekt! Anderenfalls wäre wohl auch in der Muster-VO des NLWKN 
(die sich auf NSG! bezieht), eine entsprechende Regelung aufgenommen 
worden.  
Daher erscheinen auch die Ausführungen in der Begründung mehr als 
zweifelhaft, wonach auf eine einzelfallweise Projektprüfung erst verzich-
tet werden kann, wenn ein Managementplan vorliegt (S. 21). Das würde 
bedeuten, dass für die Forstwirtschaft eine FFH-VP durchzuführen ist, 
solange es keinen abgestimmten Bewirtschaftungsplan/Management-
plan gibt. Dies muss entschieden zurückgewiesen werden. Was macht 
der Privatwald, solange es keinen Managementplan gibt?  
In diesem Zusammenhang wird auf eine Mail des Landkreises Goslar hin-
gewiesen (siehe Anlage zur Stellungnahme weiter unten). Der Landkreis 
Goslar hatte eine ähnliche Regelung in seinen Schutzgebietsverordnun-
gen, hat diese aber mit dem anliegenden Vermerk quasi außer Kraft ge-
setzt und verzichtet in neueren Verordnungen auf diese Regelung. Es 
wird daher empfohlen, sich diesbezüglich mit der UNB des Landkreises 
Goslar in Verbindung zu setzen.  

 

Nach § 9 Abs. 1 ist bei Vorhaben, Handlungen oder Maßnahmen in den FFH-
Gebieten zu prüfen, ob es sich um Projekte oder Pläne i.S.d. Art. 6 Abs. 3 FFH-
Richtlinie handelt. 
 
Auch Sachverhalte für die ein Erlaubnisvorbehalt oder eine Anzeigepflicht 
besteht, können Projekt oder Pläne i. S. d. § 34 Abs. 1 BNatSchG sein. Es ist 
beabsichtigt, nach § 7 freigestellte Handlungen, Maßnahmen oder Nutzun-
gen aus dem Anwendungsbereich des § 9 herauszunehmen. In der Verord-
nung ausdrücklich freigestellte Maßnahmen sind FFH-verträglich. Insoweit 
wird der Einwendung gefolgt. 
 

Der § 9 Abs. 1 wird folgendermaßen angepasst: 
Vor der Durchführung von Vorhaben, Handlungen oder Maßnahmen inm 
FFH-Gebieten bzw. die sich auf die FFH-Gebiete entsprechend auswirken 
können, auch wenn diese in den §§ 5 und 6 bis 7 dieser Verordnung aufge-
führt sind, ist zu prüfen, ob es sich um Projekte oder Pläne i. S. d. Art. 6 Abs. 
3 FFH-Richtlinie handelt. 
 

  Anhang 1: Absatz 1 Nr. 1a)  
Die Untere Naturschutzbehörde ist an die Regelungen des Erlasses gebun-
den, eine Änderung oder Einschränkung der Vorgaben ist nicht möglich. 
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Die Begrenzung auf Femel- oder Lochhiebe ist bei der Verjüngung der Ei-
che aufgrund des hohen Licht- und Wärmebedarfes der Eichenverjün-
gung mit geringer Überschirmungstoleranz aus ökologischen Gründen 
nicht zielführend. Nach dem mit dem NLWKN und Vertretern der UNB 
abgestimmten Merkblatt über „Entscheidungshilfen zur Bewirtschaftung 
der Eiche in Natura 2000-Gebieten der Niedersächsischen Landesfors-
ten“ soll die Verjüngung der Eiche über Kleinkahlschläge mit einer Größe 
von 0,5 bis maximal 1,0 ha erfolgen, was aus waldbaulichen Gründen 
sinnvollerweise auch nur so erreicht werden, sofern es Ziel ist, im LSG 
Hainberg mit Sennebach auch zukünftig Eichenwälder zu begründen 
bzw. zu erhalten (siehe Schutzzweck § 3). Auch nach dem Leitfaden „NA-
TURA 2000 in niedersächsischen Wäldern“ (S. 35/36) stellen Lochhiebe 
von 0,50 ha die lichtökologischen Mindestansprüche der Eiche dar. Loch-
hiebe unter 0,5 ha „stellen kein geeignetes Instrument dar, um den An-
teil der unterrepräsentierten jungen Eichenbestände bedeutend zu er-
höhen“.  
„Der zur Eichenverjüngung laut Unterschutzstellungserlass maximal zu-
lässige „Lochhieb“ hat eine Größe von ungefähr 0,2 ha. Diese Fläche in-
nerhalb eines ansonsten geschlossenen Bestandes kann im Einzelfall zu 
klein sein, um unter den (licht-)klimatischen Voraussetzungen Nieder-
sachsens eine Eichenverjüngung erfolgversprechend umsetzen zu kön-
nen. Zur Erreichung einer Eichenverjüngung ist nach gegenwärtigem 
Kenntnisstand wenigstens die doppelte Flächengröße erforderlich.“ 
Es wird daher empfohlen, Kleinkahlschläge zur Verjüngung der Eiche bis 
0,5 ha generell freizustellen, Kleinkahlschläge zur Verjüngung der Eiche 
von 0,5 bis 1 ha sollten einem Anzeigevorbehalt, Kahlschläge über 1 ha 
der Zustimmungspflicht der zuständigen Naturschutzbehörde unterlie-
gen.  
 
 

Im Managementplan werden Maßnahmen zur Eichenverjüngung darge-
stellt, die entsprechend § 7 Nr. 9 freigestellt sind.  
 
Des Weiteren heißt es im Leitfaden: 
„Die zuständige untere Naturschutzbehörde kann vor diesem Hintergrund 
zu der Feststellung gelangen, dass die geplante Neuanlage einer Eichenkul-
tur eine Pflegemaßnahme darstellt. In diesem Fall ist die Maßnahme von 
den Vorschriften der Schutzgebietsverordnung freigestellt. Sie kann daher 
über die Größe eines Lochhiebes hinausgehen, ohne dass eine Befreiung er-
forderlich wird. Die dann jeweils mögliche Maximalgröße hängt von den 
einzelgebietlichen und standörtlichen Gegebenheiten ab und soll von der 
unteren Naturschutzbehörde gemeinsam mit dem Eigentümer individuell 
festgelegt werden.“ 
 
Diese einzelfallbezogene Abstimmung wird anstatt einer pauschalen Rege-
lung bevorzugt. 
Die bestehende Regelung wird beibehalten.  

  Absatz 2: 
Die Regelungen zu den Waldflächen mit Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
ten der wertbestimmenden Tierart Großes Mausohr sind neu aufgenom-
men worden.  
Es wird gebeten, die Definition dieser Waldflächen zu ergänzen bzw. zu 
korrigieren (siehe Hinweise zum Glossar) und in einer Karte zur Begrün-

 
Über das Glossar in Anhang B als Bestandteil der VO sind die Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten bestimmt genug definiert, diese Definition wird fol-
gendermaßen angepasst: 
 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für die Fledermausart Großes Mausohr 
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dung die Waldflächen mit Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (FuR-Flä-
chen) des Großen Mausohrs nach Anhang II der FFH-Richtlinie als Refe-
renzfläche darzustellen. Für die Flächen der NLF kann das Nds. Forstpla-
nungsamt eine Shape-datei mit den FuR-Flächen liefern. Es wird empfoh-
len, diesbezüglich mit dem NFP Kontakt aufzunehmen. 
Als Referenz ist der Zeitpunkt der ersten qualifizierten Waldbiotopkartie-
rung bei oder nach der Meldung als Natura 2000-Gebiet anzunehmen. 
Die zu diesem Referenzzeitpunkt ermittelte Flächengröße an geeigneten 
Altholzbeständen für das Große Mausohr (= alle Altholzrein- oder Alt-
holzmischbestände mit führender Buche) ist die Referenzfläche, die zu-
künftig immer herangezogen wird, um z.B. den notwendigen Altholzan-
teil zu ermitteln.  
Darüber hinaus wird gebeten, folgende Hinweise in die VO, in Anhang A 
oder die Begründung aufzunehmen: „Altholzanteile und Habitatbäume, 
die zur Sicherung der Lebensraumtypen erhalten oder entwickelt wer-
den, werden auf die Altholzanteile und Habitatbäume zur Sicherung der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten auf denselben Flächen angerechnet 
und umgekehrt.“ (siehe Leitfaden „NATURA 2000 in niedersächsischen 
Wäldern“, ML/MU v. 19.02.2018).  

Alle Waldflächen im FFH-Gebiet, die nach dem festgelegten Referenzzustand 
Altholzrein- oder Altholzmischbestände mit führender Buche sind. Ausge-
nommen sind Nadelforste. 
 
Darüber hinaus erfolgt die gewünschte Darstellung im Rahmen des Ma-
nagementplanes, der derzeit erstellt wird. 
 

  Zum Glossar 
Die Definition der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wertbestim-
menden Tierart Großes Mausohr ist im Glossar nicht korrekt wiederge-
geben. Nach dem Leitfaden „NATURA 2000 in niedersächsischen Wäl-
dern“ S. 54 (ML/MU v. 19.02.2018) müssen die Waldflächen mit Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten für die im jeweiligen Schutzgebiet wertbe-
stimmende Fledermausart und/oder Spechtart definiert werden. Als 
Waldfläche mit Fortpflanzungs- und Ruhestätte für die im Erlass genann-
ten vier Fledermausarten Großes Mausohr, Bechsteinfledermaus, Teich-
fledermaus und Mopsfledermaus und/oder die drei Spechtarten Grau-
specht, Schwarzspecht und Mittelspecht geeignet sind.  
Um die geeigneten Altholzflächen festzulegen, müssen für jede Art die 
hierfür geeigneten alten Waldlebensräume ermittelt werden. Die Tabelle 
4 ordnet den oben genannten Fledermaus- und Spechtarten die Baumar-
tengruppen zu, die für die jeweilige Art als Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätte geeignet ist. So sind für die Fledermausart „Großes Mausohr“ alle 
Altbestände mit führender Buche als Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
definiert. Für die Mopsfledermaus sind alle Altbestände mit führender 

Auf die obenstehenden Ausführungen zum Glossar wird verwiesen. 
 
Der Begriff „invasive Art“ kommt nun in der Regelung § 4 Abs. 3 Nr. 9 vor:  
Wildwachsende Pflanzen oder Pflanzenteile zu entnehmen oder zu beschä-
digen sowie Pflanzen aller Art und Tiere, insbesondere invasive Arten, ein-
zubringen oder anzusiedeln. Ausgenommen sind die Ernte forstlichen Ver-
mehrungsgutes sowie die nicht gewerbsmäßige Entnahme von Früchten, 
Pilzen oder Bärlauch in geringen Mengen für den persönlichen Bedarf unter 
Beachtung der artenschutzrechtlichen Vorschriften. 
 
 



 

31 
 

Buche, Eiche, ALh oder ALn geeignete Waldfläche mit Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten.“ Insofern ist in der Definition im Glossar „mit führen-
der Buche“ zu ergänzen.  
Der Begriff „invasive Art“ kommt in der Verordnung nicht (mehr) vor und 
kann daher im Glossar gestrichen werden.  

  Zur Begründung 
S. 3, 1. und 5. Absatz 
Es bestehen nach wie vor Zweifel, dass die vorgelagerten Ackerflächen 
(neben ihrer Pufferfunktion) durch ihr charakteristisches Relief (?), We-
gerand und Saumstrukturen sowie Einzelbäumen an sich schutzwürdig 
im Sinne des § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sind. Allerdings sind sie schon – 
zum größten Teil – seit vielen Jahren als LSG geschützt.  

 
Die uNB nimmt die Aussage zur Kenntnis. 

  S. 4, 1. Spiegelstrich: 
s.a. § 3 (3): Es ist nicht klar, was mit der Formulierung „dem Wald vorge-
lagerte Freiflächen mit Fernwirkung und charakteristischem Relief“ ge-
meint ist – bitte erläutern.  

Auf die Ausführung in der Begründung wird verwiesen: 
„Der bewaldete Höhenzug wird durch leicht abfallende, ackerbaulich ge-
nutzte Flächen umgeben, die weitestgehend frei sind von Bebauung. Dieser 
Landschaftskomplex ist durch das natürliche Relief weithin sichtbar und 
prägt das Landschaftsbild im Südwesten der Samtgemeinde Badde-
ckenstedt.“   
 

  S. 7, Absätze 2 und 3 
Laut Begründung sind in den Anlagen-Karten die Lebensraumtypen LRT 
und ihre Erhaltungszustände dargestellt. Es sollte klargestellt werden, 
dass diese Darstellungen den Referenzzustand wiedergeben und dass 
diese sich im Laufe der Zeit räumlich verändern können: Aufgrund der 
Entwicklungsgebote im FFH-Gebiet und natürlicher Prozesse werden sich 
die Lage der LRT im Laufe der Jahre verändern. Die Lage und eben auch 
diese Veränderung sollte in einer fortschreibungsfähigen Beikarte abge-
bildet werden.  
Außerdem wird dringend empfohlen, nicht die Originalkarten aus der 
Basiserfassung als Anlagen-Karten zu übernehmen, da dort zunächst 
viele Einzelpolygone mit verschiedenen Erhaltungszuständen je LRT kar-
tiert werden. Laut des gemeinsamen von MU und ML herausgegebenen 
Leitfadens „NATURA 2000 in niedersächsischen Wäldern“ (Februar 2018) 
ist ein Gesamterhaltungszustand je Lebensraumtyp in jedem FFH-Gebiet 
zu bilden und dieser als Planungsgrundlage und als Grundlage für die Un-

 
Die untere Naturschutzbehörde ist an die Regelungen des Erlasses gebun-
den. Diese beziehen sich auf die Flächen je Eigentümer/in. Für Flächen im 
Eigentum der Niedersächsischen Landesforsten wird durch die Forstverwal-
tung ein Gesamterhaltungszustand ermittelt. Analog dazu werden im Ma-
nagementplan für Privatwaldflächen Gesamterhaltungszustände je LRT je Ei-
gentümer für die Anwendung der Vorgaben ermittelt und zugrunde gelegt. 
Dieser wird dann als Zwischenschritt mit den Angaben zum Gesamt-Erhal-
tungszustand je LRT im FFH-Gebiet nach Standarddatenbogen verglichen und 
daraus die verpflichtenden und freiwilligen Erhaltungs- und/oder Wiederher-
stellungsmaßnahmen abgeleitet. 
Bis zur Fetigstellung des Managementplanes muss die Ermittlung einzelfall-
bezogen erfolgen.  
Der Gesamterhaltungszustand für die FFH-LRT im FFH-Gebiet, entsprechend 
der Angaben im Standarddatenbogen bzw. der Aussage der Fachbehörde 
NLWKN, wird zur Vervollständigung auf die Karten Anlage 2.1. – 2.3. zur Be-
gründung tabellarisch dargestellt.  
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terschutzstellungsbestimmungen zu verwenden. Die Einzelpolygonbe-
wertung ist laut Leitfaden (S. 22) nur ein Bearbeitungsschritt zur Bewer-
tung des Vorkommens und stellt nicht die rechtlich relevante Bewertung 
des Erhaltungszustandes eines LRT im FFH-Gebiet dar. Die Erhaltungszu-
stände beziehen sich grundsätzlich nicht auf eine einzelne Forstabteilung 
oder einzelne Polygone der Kartierung. Eine Aggregation ist für den je-
weiligen LRT insofern unerlässlich, da bedingt durch die natürliche Dyna-
mik sich die räumliche Ausdehnung und die Erhaltungszustände der LRT 
verschieben.  
Das Verschlechterungsverbot kann sich nur auf den Gesamterhaltungs-
zustand des Lebensraumtyps in einem FFH-Gebiet beziehen, nicht auf 
einzelne Polygone, da diese durch die natürliche Dynamik von Wäldern 
einem ständigen Wandel unterworfen sind.  
Insofern wird gebeten, für die hier in den FFH-Gebieten vorkommenden 
wertbestimmenden LRT auf der Grundlage der Basiserfassung – in Ab-
stimmung mit dem NLWKN – einen Gesamterhaltungszustand je LRT zu 
bilden und diesen für die weiteren Regelungen zugrunde zu legen.  
Zurzeit könnte die VO so interpretiert werden, dass die die Regelungen 
des Anhangs A auf die Einzelpolygone beziehen, da an keiner Stelle der 
VO ein Gesamterhaltungszustand für die jeweiligen Lebensraumtypen 
angegeben ist.  
Daher sollte im Anhang A bei den Regelungen in den Absätzen 3 und 4 
die Formulierung „Erhaltungszustand“ durch „Gesamterhaltungszu-
stand“ ersetzt werden.  
  

 
Die Definition im Glossar (Anhang B) wird folgendermaßen ergänzt:  
Referenzzustand 
Festgestellter Flächenumfang und Gesamt-Erhaltungszustand der FFH-Le-
bensraumtypen bzw. Erhaltungszustand der FFH-Arten im FFH-Gebiet, der 
durch geeignete Maßnahmen langfristig im Gebiet gehalten werden soll…   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  Es wird darüber hinaus bezweifelt, dass es einen Lebensraumtyp mit 
dem Gesamterhaltungszustand „A“ gibt. Sollte es tatsächlich keinen Le-
bensraumtyp mit dem Gesamterhaltungszustand „A“ geben, muss der 
Absatz 4 im Anhang A entfallen. 

Nach der Aktualisierungskartierung 2018 ist der Gesamt-EHZ des LRT 9150 
im FFH-Gebiet Nr. 120 mit „A“ angegeben. Dies wurde auch vom NLKWN 
bestätigt. Für diese Flächen sind dementsprechend die Regelungen in Ab-
satz 4 des Anhangs A anzuwenden.  

  Darüber hinaus sollten in einer diesen Anlagen-Karten auch die gem. o.g. 
Leitfaden (S. 54) zu Grunde zu legenden Waldflächen mit Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten wertbestimmenden Arten dargestellt werden. Diese 
wären für das Große Mausohr alle Altholzrein- oder Altholzmischbe-
stände mit führender Buche.  
Die o.g. Erläuterungen sollten auch Bestandteil der Begründung werden. 

Über das Glossar in Anhang B als Bestandteil der VO sind die Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten bestimmt genug definiert, diese Definition wird fol-
gendermaßen angepasst: 
 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für die Fledermausart Großes Mausohr 
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Alle Waldflächen im FFH-Gebiet, die nach dem festgelegten Referenzzustand 
Altholzrein- oder Altholzmischbestände mit führender Buche sind. Ausge-
nommen sind Nadelforste. 
 
Darüber hinaus erfolgt die gewünschte Darstellung im Rahmen des Ma-
nagementplanes, der derzeit erstellt wird. 
 

  Weiterhin werden in den Anlagen-Karten Entwicklungsflächen darge-
stellt. Die Darstellung suggeriert, dass auch sie LRT-Flächen sind, für die 
die entsprechenden Vorgaben einzuhalten sind. Dies ist jedoch nicht 
richtig (s. hierzu S. 7 in den Kartierhinweisen v. Drachenfels, 2014).  
 

Die Entwicklungsflächen werden in der Anhangskarte deutlich von den 
sonstigen LRT-Flächen abgegrenzt dargestellt. Es werden zudem keine Re-
gelungen für Entwicklungsflächen in der VO getroffen. 
Die Begründung unter §3 S. 7 wird um folgende Klarstellung ergänzt: 
Die dargestellten Entwicklungsflächen (blau) entsprechen derzeit keinem 
FFH-Lebensraumtyp. Daher sind die Regelungen des Anhang A für diese Flä-
chen nicht anzuwenden. Entwicklungsflächen weisen jedoch ein hohes Po-
tential für die Entwicklung in einen FFH-LRT auf, der in der Karte mit be-
nannt wird.  
Die Darstellung wird beibehalten. 
 

   
S. 8 zu § 4, 2. Absatz 
Nach der Begründung sind in einer VO die näheren Verbotsbestimmun-
gen u.a. in der Schutzgebietsverordnung festzulegen.  
Nach Auffassung des Forstamtes dürfen entsprechende Verbotsregelun-
gen, die schutzgebietsspezifisch erlassen werden, ausschließlich in der 
jeweiligen Schutzgebiets-VO festgelegt werden. Welche anderen Quellen 
sind außerdem gemeint? Aus Gründen des Bestimmtheitsgrundsatzes 
sind diese aufzuführen. Der Verweis auf sonstige, ungenannte ist daher 
nach Rechtsauffassung des Forstamtes nicht zulässig. Es wird gebeten, 
den Satz zu korrigieren.  

 
In der Begründung der Verordnung wird an den Wortlaut des § 26 Abs. 2 
BNatSchG angeknüpft. „Nach Maßgabe näherer Bestimmungen“ meint 
zwar in erster Linie die Schutzgebietsverordnungen. Darüber hinaus könn-
ten aber auch nähere Bestimmungen unmittelbar durch den Landesgesetz-
geber getroffen werden. Evtl. andere Quellen/Regelungen müssen nicht in 
der Verordnung genannt werden, sondern gelten unmittelbar und unab-
hängig von der Verordnung. Daneben gelten für den Bereich der FFH-Ge-
biete unmittelbar die Verbote der § 33 Abs. 1 und § 34 Abs. 1 und 2 
BNatSchG.“ 
Die Formulierung wird beibehalten. 
 

 
 

  S. 16, zu § 5 Abs. 1, Nr. 5, vorletzter Absatz: 
Die Begründung ist in Teilen nicht korrekt, da die Anzeigepflicht für Kahl-
schläge gem. § 12 (1) Satz 3 für die NLF nicht gilt. Die Begründung sollte 
daher überarbeitet werden.  

 
Die Begründung zu § 5 Abs. 1, Nr. 5 sowie § 6 Abs. 2 c) wird folgenderma-
ßen ergänzt: 
Für die Flächen im Eigentum der Niedersächsischen Landesforsten gilt diese 
Regelung entsprechend § 12 Abs. 1 Satz 3 NWaldLG nicht. 
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  Anlagen 2.1 bis 2.3 der Begründung: 
Siehe Hinweise in der Stellungnahme zu S. 7, Absätze 2 und 3 der Be-
gründung.  

 

  Anlage 2.1.: 
Die Bedeutung der Abgrenzung von Teilgebieten ist nicht ersichtlich; sie 
sollten aus der Karte entfernt werden.  

 
Die Darstellung aus bearbeitungsinternen Gründen beibehalten. 
 
 

  Anlage 2.1.: 
Da der LRT 91E0 nicht wertbestimmend ist für das FFH-Gebiet 120 (siehe 
§ 3 (4) der VO, S. 6 oben der Begründung) sollte dieser auch nicht als sol-
cher in der Karte dargestellt werden. 

 
Entsprechend des aktuellen Standarddatenbogens ist der LRT 91E0 mit der 
Repräsentativität „C“ ausgewiesen, was mittlere Repräsentativität bedeu-
tet. Die Formulierung unter § 3 Abs.4 für den FFH-LRT 91E0* wird auch für 
das FFH-Gebiet Nr.120 ergänzt:   
91E0* Auenwälder mit Erle, Esche, Weide (gilt für FFH-Gebiete Nr.120 und 
389) 
Die Kartendarstellung ist demnach korrekt 
 
 

  Anlage 2.1.1: 
Redaktioneller Hinweis: In der im Internet im Rahmen der Öffentlich-
keitsbeteiligung hinterlegten Karte ist die Bezeichnung der Lebensraum-
typen fehlerhaft: Dort sind in den LRT-Polygonen nicht die LRT-Num-
mern sondern die Flurstücksbezeichnungen hinterlegt.  

 
Es handelt sich hierbei um die Kurzbezeichnung der Einzelpolygone aus der 
Basiserfassung. 
Die Bezeichnung wird beibehalten.  

  Anlage 2.3: 
Da die LRT 9110 und 9130 nicht wertbestimmend sind für das FFH-Ge-
biet 389 (siehe § 3 (4) der VO, S. 5 unten der Begründung) sollte diese 
auch nicht als solche in der Karte dargestellt werden.  

 
Die Karten wurden vom Forstplanungsamt zur Verfügung gestellt. 
Als Gesamt-EHZ für den Teilbereich im LK WF hat die Fachbehörde NLKWN 
folgende Aussage getätigt: 
„Bei FFH 389 sollten für die NLF-Teilfläche die betreffende Gesamteinstu-
fung der NLF-Kartierung genommen werden, da der SDB das Gesamtgebiet 
betrifft und zudem noch nicht aktualisiert wurde.  
Formal ist der Zustand der Ersterfassung die Referenz, sofern es bei der 
Zweitkartierung zu einer Verschlechterung gekommen sein sollte.  
Die kleinen Teilflächen von LRT 9110 und 9130 sind für FFH 389 nicht signifi-
kant.“ 
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Zur Vervollständigung wird der Gesamt-EHZ für den Teilbereich des FFH-Ge-
bietes 389 auf der Karte Anlage 2.3. zur Begründung tabellarisch darge-
stellt.  
 

  Anlage zur Stellungnahme 
Rechtliche Handhabung der FFH-Verträglichkeitsprüfung 
Einige Verordnungen enthalten nachfolgenden Passus zur FFH-VP: 
Vor der Durchführung von Vorhaben, Handlungen oder Maßnahmen im 
FFH-Gebiet, auch wenn diese nach § … dieser Verordnung freigestellt 
sind, ist zu prüfen, ob es sich um Projekte oder Pläne i.S.d. Art. 6 Abs. 3 
FFH-Richtlinie handelt.  
Eine genaue Handhabung dieser Regelung würde dazu führen, dass man 
sich bei der FFH-VP immer wieder im Kreis drehen würde ohne zu einer 
abschließenden Entscheidung zu kommen, da der § 34 BNatSchG im 
Rahmen der Prüfung auf die Verordnung und die Verordnung auf den § 
34 BNatSchG verweisen würde. Insofern ist anhand der in der Verord-
nung geltenden Regelungen (Freistellungen) die Entscheidung zu treffen. 
In der VO freigestellte Handlungen gelten somit pauschal als FFH-ver-
träglich.  

 
Auf die Begründung zu § 9 der Verordnung wird verwiesen. Auch Sachver-
halte für die ein Erlaubnisvorbehalt oder eine Anzeigepflicht besteht, kön-
nen Projekt oder Pläne i. S. d. § 34 Abs. 1 BNatSchG sein.  
Die nach § 7 freigestellte Handlungen, Maßnahmen oder Nutzungen wer-
den aus dem Anwendungsbereich des § 9 herausgenommen. In der Verord-
nung ausdrücklich freigestellte Maßnahmen sind FFH-verträglich. 
Die Formulierung in § 9 Abs. 1 wird folgendermaßen angepasst: „Vor der 
Durchführung von Vorhaben, Handlungen oder Maßnahmen in FFH-Gebie-
ten bzw. die sich auf die FFH-Gebiete entsprechend auswirken können, 
auch wenn diese in den §§ 5 und 6 bis 7 dieser Verordnung aufgeführt sind, 
ist zu prüfen, ob es sich um Projekte oder Pläne i. S. d. Art. 6 Abs. 3 FFH-
Richtlinie handelt. 

19 Niedersächsisches Land-
volk Braunschweiger 
Land e.V. 
27.06.2019 

Es wird auf die Stellungnahme vom 16.05.2017 verwiesen.  
§ 1  
Es wird auf die Stellungnahme vom Mai 2017 verwiesen. 
 
§ 3  
Es wird auf die Stellungnahme der Forstgenossenschaften verwiesen. 
Das Landvolk schließt sich den dort vorgebrachten Anregungen und Be-
denken an.  
  

 

  § 4 In Abs. 3 Nr. 4 sowie auch in Anhang A dieser geplanten Verordnung 
ist darzustellen, dass auch den Eigentümern die Möglichkeit gegeben 
wird, mit ihren Fahrzeugen die FFH-Gebietsflächen zu befahren. In dem 
Verordnungsentwurf gewinnt das Landvolk den Eindruck, dass nur der 
Land- und Forstwirtschaft das Befahren gestattet ist, den Grundstücksei-
gentümern jedoch untersagt ist.  

Entsprechend § 4 Abs. 3 Nr. 4 der Verordnung können die Grundstücksei-
gentümer die Flächen im Schutzgebiet befahren, wenn dies der Land- und 
Forstwirtschaft dient oder für die Ausübung der Jagd oder der Fischerei er-
forderlich ist. Aus Sicht der uNB ergeben sich über diese Nutzungen hinaus 
für Flächeneigentümer ansonsten keine weiteren Gründe, die Flächen im 
Schutzgebiet zu befahren. Das Betreten des Schutzgebietes ist in §23 
NWaldLG geregelt.  
Es ist beabsichtigt, die Regelung beizubehalten. 
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  § 4 Abs. 3 Nr. 5  
In diesem Bereich ist zu klären, inwiefern Eigentümer mit ihren eigenen 
Pferden das FFH-Gebiet bereiten dürfen.  
 

 
Diese Regelung wird nicht auf Grundlage des Eigentums verschieden ausge-
legt. Für alle Reiter, ob Eigentümer oder nicht, soll das Reiten ausschließlich 
auf gekennzeichneten Reit- und Fahrwegen gestattet sein, um Störungen zu 
vermeiden, die typische Flora und Fauna sowie das Schutzgut Boden ausrei-
chend zu schützen. Auf die Begründung wird verwiesen.  
Es ist beabsichtigt, die Regelung beizubehalten. 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 6  
In diesem Bereich ist anzumerken, dass die Hunde an der Leine in dieser 
Zeit auf den Wegen zu führen sind.  
 

 
Die Regelung wird folgendermaßen angepasst: 
„Hunde in der Zeit vom 01.02. bis 15.07. frei laufen zu lassen oder in den 
Gewässern schwimmen zu lassen. Die Hunde sind in dieser Zeit an der Leine 
auf den Wegen zu halten. Ausgenommen sind Jagd-, und Rettungshunde so-
wie Hunde für die Herdenarbeit bei der Ausübung ihrer jeweiligen Aufgabe.“  
 

  § 4 Abs. 3 Nr.10  
Es wird darauf hingewiesen, dass der Drohneneinsatz für die Forst-, 
Landwirtschaft und den betroffenen Grundstückseigentümer für das ge-
plante FFH-Gebiet nicht mehr wegzudenken ist. 
 

 
Die Aussage wird zur Kenntnis genommen. 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 11  
Das Geocachen ist auf die Wege des FFH-Gebietes zu beschränken. Das 
Neuanlagen von Caches ist nur unter größtmöglicher Schonung der 
Pflanzen- und Tierwelt gestattet. Die Grundstückseigentümer sind hier-
über zu informieren.  
 

 
Das freie Betretensrecht ist nach §59 BNatschG (freie Landschaft) bzw. §23 
NWaldLG (Wald) geregelt. Für das Anlegen und Aufsuchen von Geocaches 
abseits der Wege wurde für das Schutzgebiet bereits eine zeitliche Ein-
schränkung aufgenommen. Dies wird aus Sicht der unteren Naturschutzbe-
hörde als ausreichend angesehen um den Schutzzweck zu erfüllen.  
Es ist beabsichtigt, die Regelung beizubehalten. 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 13  
Dieser Bereich ist mit den Forstgenossenschaften einvernehmlich zu ge-
stalten. 
 

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.  
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 18  Die genannte Breite von 0,80 m wird seitens der uNB als ausreichend ange-
sehen. Es ist beabsichtigt, die Regelung beizubehalten. 
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Die Pflege der Wegeseitenbereiche ist in der Zeit vom 01.04. bis 30.09. 
auf eine Breite von 1 Meter auszudehnen. Somit wird sichergestellt, dass 
sich alles ordnungsgemäß auf den einzelnen Wegen begegnet. 
 

  § 5  
Es wird um Prüfung gebeten, sollte eine Forstgenossenschaft oder ein 
Grundstückseigentümer einen Antrag auf Erlaubnisvorbehalt stellen, ist 
aus Sicht des Verbandes Sorge zu tragen, dass hierfür keine Kosten ent-
stehen. Sollte dieses aus rechtlichen Gründen nicht möglich sein, wird 
darum gebeten, maßgeblich einige unter § 5 gestellte Bereiche unter § 6 
wiederanzusiedeln. Als Beispiel wird angemerkt, dass die Neuanlage von 
Wildäckern eigentlich unter § 6 aufzunehmen ist 
. 

Die Unterscheidung zwischen Regelungen unter §5 Erlaubnisvorbehalt und 
§6 Anzeigepflichten wurde aus inhaltlichen Gründen entsprechend der 
Schutzzwecks und der Erhaltungsziele getroffen – siehe auch Ausführung in 
der Begründung: 
„In § 4 der Verordnung werden alle Handlungen verboten, die zu einer Ver-
änderung oder Störung des Gebietes führen würden bzw. die geeignet sind, 
das FFH-Gebiet erheblich zu beeinträchtigen.  
Ergänzend dazu werden in § 5 Abs. 1 Handlungen, Maßnahmen oder Verän-
derungen unter einen Erlaubnisvorbehalt gestellt, bei denen eine Beein-
trächtigung der Schutzgüter nur in Abhängigkeit von Art und Weise, Dauer, 
Intensität, Größe oder anderen Faktoren eintritt. Daher ist im Rahmen je-
des Verwaltungsverfahrens zusätzlich zu prüfen, ob diese Handlungen im 
Einzelfall oder im Falle einer Häufung eine Veränderung des Gebietscharak-
ters hervorrufen oder den besonderen Schutzzweck beeinträchtigen. 
Gleichzeitig ist ggf. zu prüfen, ob die Handlungen ein Projekt i. S. d. FFH-
Richtlinie darstellen können. Für Projekte und Pläne, die Einfluss auf das 
FFH-Gebiet nehmen können, ist eine Verträglichkeitsprüfung gesetzlich in 
§§ 34 ff. BNatSchG vorgeschrieben (vgl. § 9 der Verordnung). 
Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen versehen werden, um die 
landschaftsschutzrechtliche Verträglichkeit der zu genehmigenden Maß-
nahme zu gewährleisten (§ 5 Abs. 5). 
Die Anzeigepflichten haben das Ziel, die untere Naturschutzbehörde über 
diese Maßnahmen in Kenntnis zu setzen, ohne dass ein formelles Verwal-
tungsverfahren mit abschließender Bescheidung erforderlich ist. Durch die 
Anzeige wird es der unteren Naturschutzbehörde ermöglicht, die Zulässigkeit 
der Maßnahmen innerhalb der vorgegebenen Anzeigefrist naturschutzfach-
lich und -rechtlich zu prüfen und nur dann tätig zu werden, wenn es aufgrund 
des Prüfungsergebnisses notwendig ist.“ 
 
Hinsichtlich der Gebühren wird auf § 2 des Niedersächsischen Verwaltungs-
kostengesetzes verwiesen. Kostenerwägungen können für die Notwendig-
keit eines Erlaubnisvorbehaltes oder einer Anzeigepflicht nicht ausschlagge-
bend sein. 
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Bezüglich der Wildäcker wird auf die Begründung zu dieser Regelung verwie-
sen.  
Es ist beabsichtigt, die Regelungen entsprechend beizubehalten. 
 
 

  § 5 Nr. 9  
Still- und Fließgewässer sind mit der Unterhaltungsfreigabe unter § 6 
einvernehmlich zu regeln. 

Auf die Ausführungen in der Begründung zu dieser Regelung wird verwie-
sen. Aus Gründen der Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit werden alle Frei-
stellungen unter §7 genannt. 
 

  § 6 Abs. 1 a)  
Die Neuanlage eines Geocaches mindestens vier Wochen im Voraus ist 
nur auf den Wegen zu entwickeln. 

Siehe Ausführungen zu § 4 Abs. 3 Nr. 11. 
 
 

  § 6 Abs. 1 c)  
Die vorzeitige Anzeigepflicht von Kalamitäten ist auf zwei Wochen zu re-
duzieren. 
 

Die Möglichkeit einer kürzeren Frist wird bereits durch die Formulierung der 
Regelung „…In dringenden Fällen kann nach Rücksprache mit der unteren 
Naturschutzbehörde von der Frist abgewichen werden.“ eröffnet. 

  § 6 Abs. 3)  
Die Wegeunterhaltung bedarf ebenfalls einer Abstimmung mit den 
Forstgenossenschaften und Feldinteressentschaften, ob sich die Anzei-
gepflicht als sinnvoll widerspiegelt. Ansonsten befürworten wir eine Auf-
nahme des § 6 (3) in den § 7.  
 

Auf die Ausführungen in der Begründung zu dieser Regelung wird verwie-
sen. 
 

  § 7  
Die Ergebnisse der Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen und andere Be-
auftragungen sind den Forst- und Feldinteressentschaften sowie sämtli-
chen Grundstückseigentümern zugänglich zu machen. 
 

Die uNB stimmt der Aussage zu. 
 
 
 

  § 7 Nr. 9  
Der Managementplan ist mit den Forstgenossenschaften einvernehmlich 
zu entwickeln. Nur somit besteht die Möglichkeit, dass sich in diesem 
Bereich ein zielgerichtetes ökologisches Leitbild entwickeln kann.  
Ansonsten wird sich der Stellungnahmen der Forstgenossenschaften an-
geschlossen. 

Die uNB stimmt der Aussage zu. 
 

20 Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
(LBEG) 

Aus Sicht des Fachbereich Bergaufsicht CLZ wird zu o.a. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen:  
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16.05.2017 
identisch mit Stellungnahme 
aus 1. Verfahren 

Auf dem Gebiet des Landschaftsschutzgebietes „Hainberg, Wohlden-
berg, Braune Heide, Klein Rhüdener Holz und angrenzende Landschafts-
teile" befinden sich 13 alte Bohrungen, die dem LBEG bekannt sind. Die 
Bohrungen sollten auch weiterhin im Notfall und zur Gefahrenabwehr 
für schweres Gerät zugänglich sein. (Bohrstellenangaben)  
 

Es wird davon ausgegangen, dass es sich hierbei um genehmigte Bohrungen 
bzw. Bohrstellen handelt. Eine Nutzung, auf deren Ausübung bei Inkrafttre-
ten dieser Verordnung ein durch behördliche Zulassung begründeter 
Rechtsanspruch besteht, ist gem. § 7 Nr. 1 der VO freigestellt. Diese Frei-
stellung beinhaltet auch die Gefahrenabwehr. 

  Aus Sicht des Fachbereiches Geologie/Boden wird wie folgt Stellung ge-
nommen: 
Um spätere Missverständnisse zu vermeiden, müssen unter „Freistellun-
gen“ die Begehung und die Durchführung geowissenschaftlicher Unter-
suchungen zum Zweck der amtlichen Geologischen Landesaufnahme 
(Sondierbohrungen, flache Schürfe, …) aufgenommen werden. Diese Ak-
tivitäten müssen auch ohne die vorherige Einholung von Erlaubnissen 
grundsätzlich genehmigt sein. Es wird empfohlen, den Satz „Freigestellt 
sind: Maßnahmen zur Durchführung geowissenschaftlicher Untersu-
chungen zum Zwecke der amtlich geologischen und bodenkundlichen 
Landesaufnahme“ in die VO aufzunehmen. 
 

 
Es ist beabsichtigt, den Erlaubnisvorbehalt zur Vermeidung von erheblichen 
Beeinträchtigungen des Schutzzwecks beizubehalten.  

21 NLWKN Betriebsstelle 
Süd, Geschäftsbereich IV 
17.07.2019 
und 23.07.2019 

Anhang A Abs. 1 Nr. 1. b) befahrungsempfindliche Standorte …… 
Diese sollten in der maßgeblichen Karte dargestellt werden. Befahrens-
empfindlich sind alle Standorte mit Lössauflage und erosionsgefährdeten 
Steilhängen.  

Die gewünschte Darstellung erfolgt im Rahmen des Managementplanes, 
der derzeit erstellt wird. 

  Anhang A Abs. 1 Nr. 3. b) Instandsetzung von Wegen …. milieuange-
passtem Material …. 
Sollte genauer bestimmt werden: Kalk im Bereich der Kalkstandorte, 
kalkfreies Material in den kalkarmen Sandsteinbereichen (FFH 389, Bo-
densteiner Klippen u.a.). 

Das Glossar wird wie folgt ergänzt: 
Milieuangepasstem Material 
Wegebaumaterial, was dem Ausgangsgestein entspricht: Im Bereich der 
kalkreichen Standorte (FFH 120) mit Kalk, im Bereich der Bodensteiner Klip-
pen und dem FFH-Gebiet 389 Nette und Sennebach mit kalkarmen Wege-
baumaterial. 
 
Der Einwendung wird damit entsprochen. 

  Anhang A Abs. 3 Auf Waldflächen mit wertbestimmenden Lebensraum-
typen …. 
Entsprechende LRT nennen. 

Auf eine Wiederholung und Auflistung der wertbestimmenden Wald-LRT 
wird hier aus Übersichtsgründen verzichtet. Der Verweis auf § 3 Abs. 4 wird 
seitens der uNB als ausreichend bestimmt erachtet.  
Die Formulierung wird beibehalten. 
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  Anhang A Abs. 4 Auf Waldflächen mit wertbestimmenden Lebensraum-
typen …. 
Entsprechenden LRT nennen. 

Auf die Ausführungen unter Anhang A Abs. 3 wird verwiesen. 

  Anhang A –Ende- 
Es wird vorgeschlagen folgenden Absatz (Abs. 7 der Musterverordnung) 
neu mit aufnehmen: 

1. Eine erforderliche Zustimmung oder ein erforderliches Einver-
nehmen von der Unteren Naturschutzbehörde kann erteilt wer-
den, wenn und soweit keine Beeinträchtigungen oder nachhalti-
gen Störungen des NSG oder seiner für die Erhaltungsziele oder 
den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile zu befürchten 
sind. Die Erteilung der Zustimmung und des Einvernehmens 
kann mit Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise 
versehen werden.  

2. Weitergehende Vorschriften des § 30 BNatSchG und § 24 NAG-
BNatSchG sowie die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des 
§ 44 BNatSchG bleiben unberührt.  

3. Bestehende, rechtmäßige behördliche Genehmigungen, Erlaub-
nisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben unberührt.  

 
Die vom Einwender geforderten Inhalte, die § 4 Abs. 7 der Musterverord-
nung zu NSG (Freistellungen/Zustimmungserfordernisse) entsprechen, sind 
bereits in der Verordnung an den entsprechenden Stellen enthalten. Ziff. 1 
entspricht im Wesentlichen § 5 Abs. 3 und Abs. 4. sowie Abs. 5 für die Er-
mächtigung zur Aufnahme von Nebenbestimmungen (Erlaubnisvorbehalte). 
Der Inhalt der Ziff. 2 ist Gegenstand der Regelung in § 4 Abs. 4 (Verbote). 
Nutzungen, für die ein Rechtsanspruch aufgrund einer behördlichen Zulas-
sung besteht (Ziff. 3), sind gemäß § 7 Nr. 1 freigestellt.  
Zusätzliche Regelungen am Anhang A – Ende – sind nicht erforderlich. . 

  Verordnung 
§ 3 Abs. 3, 1. Gliederstrich:  …. insbesondere großflächige Buchen- und 
…… 
In bestimmten Waldentwicklungsphasen treten von Natur aus auch 
reine Buchenwälder auf, insbesondere auf bodensauren Standorten 

Es ist beabsichtigt, die Formulierung folgendermaßen anzupassen: 
Erhalt und Entwicklung naturnaher, strukturreicher Laubmischwälder, insbe-
sondere großflächige Buchen(misch)wälder in ihrer standorttypischen Aus-
prägung, mit hohem Altholz- und Totholzanteil unter Berücksichtigung der 
Sonderstandorte seltener und gefährdeter Pflanzenarten,  
 

  § 3 Abs.3, 3. Gliederstrich: Erhalt der Naturwaldflächen …. 
Geht es hier um die NWE-Flächen, von denen es in diesem LSG aber nur 
drei sehr kleine gibt?  

Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: 
Erhalt der Naturwaldflächen (Habitatbaum- und Totholzkonzept) auf den Flä-
chen im Eigentum der Niedersächsischen Landesforsten, Flächen zur Natür-
lichen Waldentwicklung (NWE) 

 

 

  § 3 Abs. 3, 3. Gliederstrich: Erhalt der Naturwaldflächen (Habitat- und 
Totholzkonzept) ……. 
Es wird vorgeschlagen, eher einen Extrapunkt daraus zu machen. Natur-
waldflächen sind nicht mit „Habitat- und Totholzkonzept gleichzusetzen, 
siehe LÖWE-Erlass. Es gibt gem. LÖWE das Habitatbaumkonzept, es gibt 

 
Auf die obigen Ausführungen zu § 3 (Abs. 3 Nr. 3 wird verwiesen. 
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das Totholzkonzept, und es gibt die Naturwälder (Waldschutzgebietska-
tegorie „Naturwald“). 

  § 3 Abs.3, 3. Gliederstrich: Erhalt der Naturwaldflächen (Habitat- und 
Totholzkonzept) auf den Flächen im Eigentum der Nds. Landesforsten 
Es ist üblich und sinnvoll, NWE-Flächen und Naturwaldflächen mit Hilfe 
von Regelungen in der Verordnung zu sichern, sowie diese Flächen in der 
Verordnungskarte darzustellen. Der Schutzzweck ist, was diesen Punkt 
angeht, noch nicht durch eine Regelung abgesichert, sofern es nicht 
übersehen wurde. Das sollte noch nachgeholt werden.  

Für die Umsetzung des LÖWE-Erlasses sowie die NWE-Flächen ist nicht die 
untere Naturschutzbehörde zuständig. Es werden demnach keine Regelun-
gen in die VO aufgenommen. 
Die Flächen werden in diesem Falle aufgrund der Kleinflächigkeit nicht in 
der maßgeblichen Karte dargestellt.  

  § 3 Abs. 2, 8. Gliederstrich: ……… Kleinem Habichtskraut ……. 
Keine besonders typische Art, es wird vorgeschlagen, eine andere Art 
mit Vorkommen im Gebiet zu nennen.  

Die Art wird gestrichen. 

  § 3 Abs.3, 17. Gliederstrich: Erhalt und Entwicklung einer artenreichen 
standorttypischen Fauna………… 
Hirschkäfer Lucanus cervus und Eremit Osmoderma eremita,  
Es liegt ein Nachweis aus dem Jahr 1995 (Hirschkäfer) bzw. kein Nach-
weis (Eremit) vor.   
Dazu zwei Zitate (bereits im MPF-Entwurf angemerkt): SDB „Forstwirt-
schaft (auf Teilflächen standortfremde nadelbaumarten, Kahlschläge, auf 
großen Flächen Mangel an Alt- und Totholz, Umwandlung von Restflä-
chen historischer Eichen-Mittelwälder in Hochwälder aus Bu-
che/Edellaubholz.“ Biodata 2014: „Die Waldbestände sind zu großen Tei-
len stark forstwirtschaftlich genutzt und von jungen bis mittelalten Bäu-
men geprägt.“ 
Bei stark forstwirtschaftlich genutzten Wäldern findet der Eremit selten 
die alten Habitat-Bäume, welche er als Lebensraum benötigt. 

Die Art wird gestrichen. 

  § 3 Abs.3, 17. Gliederstrich: Erhalt und Entwicklung einer artenreichen 
standorttypischen Fauna…………  
Es wird vorgeschlagen, die Arten Braunfleck-Perlmutter-Falter Boloria se-
lene und Großes Mausohr Myotis myotis zu ergänzen. 
 

Die Arten werden ergänzt. 

  § 3 Abs.3, 17. Gliederstrich: Feldhamster Cricetus cricetus, Haselmaus 
Muscardinus avellanarius 
Es liegt kein Nachweis aus dem Gebiet vor. Sind der UNB Nachweise be-
kannt? Sind folgende Kriterien (Zitat aus VZH) für eine mögliche (Wie-
der)Besiedlung erfüllt?  

Die Art Feldhamster wird gestrichen, die Art Haselmaus beibehalten. 
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„Der Feldhamster ist eine typische Art der offenen Kulturlandschaft, wo-
bei in Niedersachsen bevorzugt Ackerflächen mit guter Bonität in der 
Naturräumlichen Region „Börden“ besiedelt werden. Auch Übergangs-
bereiche zu Ruderal- und Gartenbauflächen können besiedelt sein.  
-Tiefgründige, nicht zu feuchte Löss- und Lehmböden sind für die Anlage 
der unterirdischen, bis zu 2 Meter tiefen Baue, besonders geeignet.  
-Sandböden, steiniger Untergrund und Gebiete mit hohem Grundwas-
serstand sind für die Anlage der Baue nicht geeignet und werden daher 
gemieden.  
-Für die Überwinterung benötigt die Art ein reiches Angebot an Feld-
früchten, die bis zum Beginn des Winterschlafs vorhanden sein müssen. 
Gerade der Zeitraum von August bis Oktober ermöglicht Junghamstern 
und Hamsterweibchen erst das Eintragen des ausreichenden Wintervor-
rats von einigen Kilogramm.  
 
Es liegen keine Nachweise über Vorkommen der Haselmaus in diesem 
Gebiet vor. Ein Vorkommen ist jedoch möglich.  
 

  § 3 Abs. 3, 18. Gliederstrich: Erhalt und Entwicklung einer artenreichen 
standorttypischen Flora 

Es wird vorgeschlagen, eine Sortierung nach Höhere Pflanzen, Flechten 
und Moosen vorzunehmen. 
 

Die Reihenfolge wird wie folgt angepasst: 

Gelber Eisenhut Aconitum lycoctonum, Gewöhnliche Akelei Aquilegia 

vulgaris, Kleinblättrige Stendelwurz Epipactis microphylla, Purpur-

blauer Steinsame Lithospermum purpurocaeruleum, Stattliches Kna-

benkraut Orchis mascula, Prächtiger Dünnfarn Trichomanes specio-

sum, Dreilappiges Peitschenmoos Bazzania trilobata, Mondblättriges 

Kopfsprossmoos Cephalozia lunulifolia, Schild-Sichellebermoos Har-

panthus scutatus, Farnwedelmoos Ptilium crista-castrensis, Torf-

Scharlachflechte Cladonia incrassata, Ebenästige Rentierflechte 

Cladonia portentosa, Rissige Krustenflechte Lecanora rupicola, Gefal-

teter Nabeling Lichenomphalia umbellifera, Melanelia disjuncta, Heide-

Schwarznapfflechte Placynthiella oligotropha, Felsen-Schwarzfilz Ra-

codium rupestre und Vielblättrige Nabelflechte Umbilicaria polyphylla. 

 

  § 3 Abs. 4 Wird folgende Ergänzung vorgeschlagen: Die Formulierung wird beibehalten. 
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Erhaltungsziele (als Teil des besonderern Schutzzwecks) speziell für die 
europäischen FFH-Gebiete im LSG sind Erhalt, Entwicklung oder Wieder-
herstellung eines günstigen Erhaltungszustandes 

  § 3 Abs. 4, 4. Gliederstrich Erhalt und Entwicklung………. letzter Satz: 
(bezogen auf den Flächenumfang des jeweiligen FFH-Lebensraumtyps 
gemäß des festgelegten Referenzzustandes: 
Diese Formulierung erscheint unzweckmäßig, weil die Verordnung dann 
ggf. für neu entwickelte Vorkommen nicht gilt. Viele Lebensraumtypen 
haben landesweit einen Wiederherstellungsbedarf. Deswegen sollten 
Verordnungen nicht einen bestimmten Zustand festschreiben. Der Refe-
renzzustand betrifft das Verschlechterungsverbot, mehr nicht. 

 
Auf die Ausführungen zu § 3 Abs. 3 Nr. 17 oben wird verwiesen. 

  § 3 Abs. 4 …. des folgenden prioritären (*), wertbestimmenden Lebens-
raumtyps gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie (bezogen auf den Flächen-
umfang des FFH-Lebensraumtyps gemäß des festgelegten Referenzzu-
standes… 
Diese Formulierung erscheint unzweckmäßig, weil die Verordnung dann 
ggf. für neu entwickelte Vorkommen nicht gilt. Viele Lebensraumtypen 
haben landesweit einen Wiederherstellungsbedarf. Deswegen sollten 
Verordnungen nicht einen bestimmten Zustand festschreiben. Der Refe-
renzzustand betrifft das Verschlechterungsverbot, mehr nicht.  

Die Formulierung wird beibehalten. 
Das Forstplanungsamt hat gegenüber den Waldeigentümern die Position 
der Niedersächsischen Landesforsten dargestellt, wonach für die Landes-
forsten der Flächenumfang zum Zeitpunkt der Basiserfassung/Referenzzu-
stand maßgeblich ist. Eine Festschreibung von zusätzlicher Flächenentwick-
lung (1) auf privaten Flächen und/oder (2) im Rahmen der VO kann nicht er-
folgen. Diese zusätzlichen Flächen sollten zuallererst auf Flächen im Eigen-
tum des Landes Niedersachsen wiederhergestellt und entwickelt werden. 

  § 3 Abs. 4, 91E0* Auenwälder mit Erle, Esche, Weide 
Gliederstrich 4: Erhalt und Entwicklung …. wie z.B. Flatter-Ulme 
Die Flatter-Ulme ist vermutlich hier nicht zu erwarten. Es sollten grund-
sätzlich nur Arten genannt werden, die tatsächlich vorkommen.  

Im FFH-Gebiet 389 wurde in den vergangenen Jahren Flatterulme entlang 
des Sennebachs gepflanzt. Die Formulierung wird beibehalten. 

  § 3 Abs. 4, 91E0* Auenwälder mit Erle, Esche, Weide 
Gliederstrich 4:  
Es wird vorgeschlagen, die Art Großer Schillerfalter Apatura iris zu ergän-
zen. 
 

Die Art wird ergänzt. 

  § 3 Abs. 4, 6210 Kalktrockenrasen und ihre Verbuschungsstadien 
Gliederstrich 2: 
Es wird vorgeschlagen, die Arten Rote Keulenschrecke Gomphocerippus 
rufus, Magerrasen-Perlmutterfalter Boloria dia und Kleines Wiesenvögel-
chen Coenonympha pamphilus zu ergänzen. 

Die Arten werden ergänzt. 

  § 3 Abs. 4, Zu 9110 Hainsimsen-Buchenwälder 
Gliederstrich 3: 

Die Arten werden ergänzt. 
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Es wird vorgeschlagen, die Arten Großes Mausohr Myotis myotis, Wild-
katze Felis silvestris zu ergänzen 
 

  § 3 Abs. 4, Zu 9130 Waldmeister-Buchenwälder, 3. Gliederstrich: 
Erhalt und Entwicklung……… Die charakteristischen Tier- und Pflanzen-
arten wie z.B. …………… Schwarzstorch Ciconia nigra ……. 
Keine typische Buchenwaldart. Hochmobile Arten mit komplexen Habi-
tatansprüchen sind nicht als Zielarten von LRT geeignet.  

Auf die Ausführungen zum LRT 9130 Waldmeister-Buchenwald, Juli 2016 in 
der Niedersächsischen Strategie zum Arten- und Biotopschutz – Vollzugs-
hinweise Lebensraum- und Biotoptypen zu lebensraumtypische Tierarten 
wird verwiesen. Es ist beabsichtigt, die Formulierung beizubehalten. 
 

  § 3 Abs. 4, Zu 9160 Feuchte Eiche- und Hainbuchen-Mischwälder, 1. 
Gliederstrich: Erhalt und Entwicklung naturnaher, strukturreicher, 
möglichst großflächiger …. Eichen-Hainbuchenwälder…. 
Nur ein sehr kleines Vorkommen 

Die Formulierung „möglichst großflächiger“ wird gestrichen.  

  § 3 Abs. 4, Zu 9170 Labkraut-Eichen-Hainbuchenwälder, 1. Glieder-
strich: Erhalt und Entwicklung naturnaher, strukturreicher, möglichst 
großflächiger …Eichenmischwälder……. 
Nur noch kleine Restflächen 

Die Formulierung „möglichst großflächiger“ wird gestrichen.  

  § 3 Abs. 5, Zu Grünes Koboldmoos: 
Auf die Hinweise von Herrn Täuber und Frau Gerdes vom 9.4.2019 an 
Frau Schäfer und E-Mail vom 10.4.2019 an Frau Schäfer wird verwiesen. 
 
 
 

 
Die Empfehlungen wurden weitgehend übernommen. Die Formulierung 
wird beibehalten. 
 

  § 3 Abs. 5, Großes Mausohr 2. Gliederstrich: Erhalt und Entwicklung 
von buchenreichen Misch- bzw. Laubwaldbeständen mit geeigneter 
Struktur (zumindest teilweise unterwuchsfreie …)  ….. 
Es geht hier ausschließlich um die Erhaltungsziele für das Mausohr. Des-
halb ist die Einschränkung „zumindest teilweise“ hier nicht notwendig 
und nicht passend. Sie wegzulassen bedeutet nicht, dass dann alle 
Misch- und Laubwaldbereiche unterwuchsfrei-/arm sein müssen. 
 

 
Die Formulierung wird beibehalten. 
 

  § 4 Verbotene Handlungen 
 Es wird angeregt, noch folgende Verbote ergänzend hinzuzufügen: 
- Ohne die aktive Einbringung und Förderung von invasiven und potenzi-
ell invasiven Baumarten (gebietsspezifische Auflistung dieser Baumar-

Die Anregung überschneidet sich mit der Anregung zu § 4 Abs. 3 Nr. 9 (s. 
u.), der gefolgt wird. 
Die Formulierung potentiell invasiv ist nicht rechtlich geregelt und fachlich 
auf Gebietsebene nicht abschließend zu beurteilen.  
Eine Einschränkung zur Einbringung der Douglasie im Bereich um die Bo-
densteiner Klippen wird durch § 4 Abs. 3 Nr. 14 geregelt.  
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ten) in 300m Umkreis um Waldflächen, die nach dem Ergebnis der Ba-
siserfassung FFH-Lebensraumtypen darstellen. S. Hinweise von 
2017…………. 
- Horstbäume, solange wie Horstreste vorhanden sind, zu fällen. 
- gentechnisch veränderte Organismen einzubringen.  

Die Bezeichnung „Horstrest“ ist zu unbestimmt. Die Regelung wird beibe-
halten. 
Der Umgang mit gentechnisch veränderten Organismen ist nach §35 
BNatSchG geregelt und fällt damit unter § 4 Abs. 4 dieser VO. 
 

  § 4 Abs. 3 
Insbesondere sind zur Erreichung des besonderen Schutzzweckes im 
gesamten Schutzgebiet die nachfolgenden Handlungen verboten 
Bitte abschließende Formulierung wählen (siehe Erlass MU an LK Oster-
holz vom 22.02.2018: „Die Aufzählung der repressiven Verbote kann 
schon deshalb nicht beispielhaft erfolgen, weil der Verordnungsgeber 
bei diesen Handlungen im Vorfeld jede einzelne darauf zu überprüfen 
hat, ob sie unter bestimmten Umständen erlaubt werden kann oder 
aber dem besonderen Schutzzweck schlechthin zuwiderläuft oder den 
Charakter des Gebiets schlechthin verändert.“) 

Es ist beabsichtigt, die bisherige Formulierung beizubehalten. Bei den in § 4 
Abs. 3 genannten konkreten Verbote handelt es sich teilweise um präven-
tive Verbote mit Erlaubnisvorbehalt, teilweise um repressive Verbote, von 
denen lediglich befreit werden kann. Bei allen Verboten wurde geprüft, ob 
diese erforderlich und angemessen sind und ob sie repressiv ausgesprochen 
werden müssen oder ein präventives Verbot genügt. Der Zusatz „insbeson-
dere“ wurde deshalb aufgenommen, weil sich weitergehende Verbote u. U. 
aus anderen bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften ergeben könn-
ten.“ 

  § 4 Abs. 3 Nr. 9 

Wird folgende Ergänzung vorgeschlagen: 
Wildwachsende Pflanzen oder Pflanzenteile zu entnehmen oder zu be-
schädigen sowie Pflanzen und Tiere, insbesondere gebietsfremde und in-
vasive Arten, einzubringen oder anzusiedeln. Ausgenommen sind die 
Ernte forstlichen Vermehrungsgutes sowie die nicht gewerbsmäßige Ent-
nahme von Früchten, Pilzen oder Bärlauch in geringen Mengen für den 
persönlichen Bedarf unter Beachtung der artenschutzrechtlichen Vor-
schriften. 

 
Die Formulierung wird folgendermaßen angepasst: 
Wildwachsende Pflanzen oder Pflanzenteile zu entnehmen oder zu beschä-
digen sowie Pflanzen aller Art und Tiere, insbesondere invasive Arten, ein-
zubringen oder anzusiedeln. Ausgenommen sind die Ernte forstlichen Ver-
mehrungsgutes sowie die nicht gewerbsmäßige Entnahme von Früchten, 
Pilzen oder Bärlauch in geringen Mengen für den persönlichen Bedarf unter 
Beachtung der artenschutzrechtlichen Vorschriften. 
 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 14 

Eine Neuanpflanzung nicht standortgerechter Gehölze sollte in einem 
Schutzgebiet grundsätzlich verboten werden. 
 

 
Auf die Regelungen in § 4 Abs. 3 Nr. 13 und 14 wird verwiesen. Eine 
darüberhinausgehende Regelung über für Flächen, die kein LRT sind, wird 
nicht für angemessen gehalten. Für Flächen des LRT gelten die Vorgaben 
des Anhangs A.   

  § 4 Abs. 3 Nr. 15:  
Für den Schwarzstorch ist zusätzlich auch ein ganzjähriger Schutzbereich 
erforderlich, siehe VZH Kap. 4.1 und siehe Merkblatt 27 NLF „Vogel-
schutz im Wald“. Laut Merkblatt 27 NLF soll die ganzjährige Schutzzone 
für den Schwarzstorch 200 m betragen.  

 
Die Formulierung wird beibehalten. Eine weitergehende Regelung seitens 
der uNB wird als nicht notwendig erachtet.  
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Die Hinweise des Merkblattes auf großräumige Schutzzonen für stör-
empfindliche Brutvögel werden lt. Herrn Overbeck (NLF) nach wie vor 
umgesetzt (siehe Protokoll Wald-AG NLWKN-NFP am 16.06.2016).  

  § 4 Abs. 3 Nr. 16: 
Habitatbäume …. mit erkennbaren Kleinhöhlenkonzentrationen…. 
Es wird empfohlen, das Wort „erkennbaren“ zu streichen, da die ge-
troffene Regelung hinter dem gesetzlichen Lebensstättenschutz nach § 
39 BNatSchG zurückbleibt.  

 
Die Formulierung wird beibehalten. 

  § 4 Abs. 3 Nr. 16.:  …. Ausgenommen ist das Fällen im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Forstwirtschaft, soweit sich der Erhaltungszustand der 
lokalen Population der im Gebiet vorkommenden Vogel- und Fleder-
mausarten nicht verschlechtert. 
So pauschal kann das nicht stehen bleiben. Der Satz gilt für die in § 44 
Abs. 4 S. 2 genannten Arten.  
-Das Große Mausohr ist zwar AUCH eine Anhang-IV-Art. Da es sich bei 
der Art aber gleichzeitig um eine Anhang-II-Art mit signifikanten Vor-
kommen in FFH 120 handelt, stehen darüber die §§ 33 und 34. Die Rege-
lung stellt einen Widerspruch zum VO-Ziel der „Sicherung des Netzes Na-
tura 2000“ und insbesondere einen Widerspruch zu § 4 Abs. 2 der VO 
dar.  
Eine solche Regelung ist aktuell in Verordnungen nicht üblich.  
Es erscheint sehr bedenklich. Die Verschlechterung würde sich logischer-
weise erst nach dem Fällen der Bäume feststellen lassen. Dann ist es 
kaum noch möglich, den Verschlechterungsprozess aufzuhalten, da Ha-
bitatbäume sich nur in sehr langen Zeiträumen wiederherstellen lassen. 
Sie sollten grundsätzlich verschont werden, zumal dieses Gebiet ohnehin 
sehr strukturarm ist.  

 
Die Regelung wird wie folgt ergänzt: 
Habitatbäume wie z. B. Uraltbäume, Horstbäume, Stammhöhlenbäume und 
Bäume mit erkennbaren Kleinhöhlenkonzentrationen, Faulstellen oder 
Mulmhöhlen zu fällen. Ausgenommen ist das Fällen im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Forstwirtschaft, soweit sich der Erhaltungszustand der loka-
len Population der im Gebiet vorkommenden Vogel- und Fledermausarten 
nicht verschlechtert. Für Fledermäuse im FFH-Gebiet gilt zudem § 4 Abs. 3 
Nr. 26. 
 
 
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 26. b) und c): 
Es wird für falsch gehalten, den Beurteilungsmaßstab des Erhaltungszu-
stands in der Verordnung zu integrieren, da dieser sich im Laufe der Zeit 
ändern kann/voraussichtlich ändern wird. Dies ist zudem in der gegen-
wärtigen Verordnungspraxis nicht üblich.  
Warum sollte bei einer z.B. im Jahr 2029 notwendigen FFH-VP eine mög-
liche Verschlechterung des Erhaltungszustands des Großen Mausohres 
anhand des in Nr. 26) genannten Bewertungschemata beurteilt werden, 

 
Zum Zwecke der Erläuterung als Anhang zur Begründung werden die Tabel-
len beibehalten. Sie sind nicht Bestandteil der VO. 
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obwohl es zu dem Zeitpunkt mit großer Wahrscheinlichkeit schon meh-
rere Aktualisierungen der Bewertungschemata (die auf fachlichen Er-
kenntnisgewinnen beruhen) geben wird? Insofern wird weiterhin gera-
ten, 26 b) und 26 c) zu streichen.  
Dazu kommt, dass dies nicht gänzlich der Praxis entspricht. Für die Pflan-
zenarten werden diese Schemata zur Bestimmung des Erhaltungsgrads 
zwar verwendet, für bestimmte Tiergruppen jedoch, wie z. B. die Fleder-
mäuse, ist dies aufgrund der notwendigen Parameter nicht möglich. Das 
Große Mausohr wurde hier nach dem Vorsorgeprinzip mit „C“ bewertet, 
da die vorliegenden Daten keine Ableitung eines besseren Erhaltungs-
grades zulassen.  
 

  § 4 Abs. 3 Nr. 26. b)  
Korrekt ist Erhaltungsgrad. Der Begriff „Erhaltungszustand“ wird nur auf 
Ebene der biogeographischen Region verwendet. Leider wurde dies im 
SDB vertauscht. 
 

 
Die uNB nimmt die Aussage zur Kenntnis.  

  § 4 Abs. 3 Nr. 27  
Grundsätzlich werden im vorliegenden VO-Entwurf die Bereiche, auf die 
sich die Regelungen für LRT und das Große Mausohr beziehen, nicht in 
der maßgeblichen Karte dargestellt. Es wird deshalb empfohlen, dies 
nachzuholen, in dem die Bereiche, auf die sich die Regelungen beziehen, 
in der maßgeblichen Karte dargestellt und über die Legende mit den VO-
Inhalten verknüpft werden. Der Waldleitfaden eröffnet diese Möglich-
keit (siehe S. 22, 29, 31, 34, 37). Im VO-Text sollte jeweils auf die Karte 
verwiesen werden.  
Die Verordnung scheint deshalb in der Hinsicht nicht bestimmt genug.  
 

 
Über das Glossar in Anhang B als Bestandteil der VO sind die Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten bestimmt genug definiert, diese Definition wird fol-
gendermaßen angepasst: 
 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für die Fledermausart Großes Mausohr 

Alle Waldflächen im FFH-Gebiet, die nach dem festgelegten Referenzzustand 
Altholzrein- oder Altholzmischbestände mit führender Buche sind. Ausge-
nommen sind Nadelforste. 
 
Darüber hinaus erfolgt die gewünschte Darstellung im Rahmen des Ma-
nagementplanes, der derzeit erstellt wird. 
 

  § 5 Abs. 1 Nr. 4 
Aus Amphibienschutzsicht ist dieser Zeitraum zu knapp.  
 

 
Die uNB nimmt die Aussage zur Kenntnis. Die Regelung wird beibehalten. 

  § 5 Abs. 1 Nr. 5: 
Es wird folgende Ergänzung vorgeschlagen:  

 
Die Formulierung wird wie vorgeschlagen übernommen: 
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Kahlschläge im Rahmen der forstwirtschaftlichen Nutzung in standort-
heimisch bestockten Beständen in einer Größe über 1 ha. Für Flächen in 
den FFH-Gebieten finden zusätzlich abweichend die Regelungen des An-
hangs A Anwendung, der Bestandteil dieser Verordnung ist. 
 

Kahlschläge im Rahmen der forstwirtschaftlichen Nutzung in standorthei-
misch bestockten Beständen in einer Größe über 1 ha. Für Flächen in den 
FFH-Gebieten finden zusätzlich abweichend die Regelungen des Anhangs A 
Anwendung, der Bestandteil dieser Verordnung ist. 
 

  § 5 Abs. 1 Nr. 5: 
Kahlschläge im Rahmen der forstwirtschaftlichen Nutzung ……. Für Flä-
chen in den FFH-Gebieten finden zusätzlich abweichend die Regelun-
gen ……. 
Entsprechend dem, was in Anhang A steht, müsste es hier heißen „Wald-
flächen mit Vorkommen wertbestimmender Lebensraumtypen“.  

 
Die uNB nimmt die Aussage zur Kenntnis.  
Die Formulierung wird beibehalten. 

  § 5 Abs. 1 Nr. 7: 
siehe Anmerkungen Anhang A Abs. 1 Nr. 3. b) Instandsetzung von We-
gen …. milieuangepasstem Material …. 
Sollte genauer bestimmt werden: Kalk im Bereich der Kalkstandorte, 
kalkfreies Material in den kalkarmen Sandsteinbereichen (FFH 389, Bo-
densteiner Klippen u.a.). 

 
Auf die Ausführungen zu Anhang A Abs. 1 Nr. 3. b) wird verwiesen. 

  § 5 Abs. 1 Nr. 11: 
Die Anlage und anschließende Kennzeichnung Von Kletterrouten. Eine 
Erlaubnis wird nach Maßgabe des Abs. 4 erteilt. Die genehmigten Klet-
terrouten sind vor Ort mit folgender Markierung ……. kenntlich zu ma-
chen.  
Das Klettern und Bouldern ist erst nach entsprechender Kennzeichnung 
der genehmigten Route zulässig.  
Laut § 4 Abs. 3 Nr. 12 ist das Klettern verboten. Wie kann derselbe Rege-
lungsgegenstand (Klettern bzw. Schaffung der Voraussetzungen für das 
Klettern) hier dagegen unter Erlaubnisvorbehalt stehen?? Die beiden Re-
gelungen sind widersprüchlich und passen in der Form überhaupt nicht 
zusammen.  

 
Die Regelungen sind nicht widersprüchlich. Erlaubnisvorbehalten ist imma-
nent, dass die unter Erlaubnisvorbehalt gestellten Maßnahmen grds. verbo-
ten und erst nach Erteilung einer Erlaubnis zulässig sind (präventives Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt). Aufgrund der Brisanz des Themas hält die uNB ei-
nen gesonderten und klarstellenden Verbotstatbestand für erforderlich. 
Eine entsprechende Regelungssystematik gibt es auch in anderen Tatbe-
ständen (siehe § 4 Abs. 3 Nr. 2, 3, 20, 22). Es ist jedoch beabsichtigt, die Re-
gelung wie folgt zu ergänzen: 
 
Das Klettern und Bouldern auf und an sämtlichen Felsen. Ausgenommen ist 
das Klettern und Bouldern auf den nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 i.V. m Abs. 4 geneh-
migten und gekennzeichneten Routen. Auf den Erlaubnisvorbehalt nach § 5 
Abs. 1 Nr. 11 wird verwiesen. 
 

  § 5 Abs. 3 sollte wie folgt geändert werden: 
(Die Erlaubnis nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 -10 ist zu erteilen, wenn die beab-
sichtigte Maßnahme/Handlung den Charakter gem. §… des LSG nicht 

 
Die Formulierung wird wie folgt angepasst: 
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nachhaltig verändert und der besondere Schutzzweck gem. §…  nicht be-
einträchtigt wird zuwiderläuft.  
Vom Einwender wird auf § 26 Abs. 2 BNatSchG verwiesen.  

Die Erlaubnis nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 - 10 ist zu erteilen, wenn die beabsichtigte 
Maßnahme/Handlung den Charakter des LSG nicht nachhaltig verändert und 
demr besonderen Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird zuwiderläuft. 
 

  § 5 Abs. 4: 
Laut § 4 Abs. 3 Nr. 12 ist das Klettern verboten. Wie kann derselbe Rege-
lungsgegenstand (Klettern bzw. Schaffung der Voraussetzungen für das 
Klettern) hier dagegen unter Erlaubnisvorbehalt stehen?? Die beiden Re-
gelungen sind widersprüchlich und passen in der Form überhaupt nicht 
zusammen. 
 

 
Auf die Ausführungen zu § 5 Abs. 1 Nr. 11 wird verwiesen.  
 

  § 6 Abs. 1 b) sollte wie folgt ergänzt werden: 
Die Errichtung von neuen, dauerhaften und fest mit dem Boden verbun-
denen Ansitzeinrichtungen für die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd 
mindestens vier Wochen im Voraus. Bei der Errichtung dürfen Standorte 
seltener bzw. gefährdeter Tier- und Pflanzenarten nicht beeinträchtigt 
werden. Die Ansitzeinrichtung ist in landschaftsangepasster Bauweise zu 
errichten. 
 
 

 
Die Ergänzung wird übernommen. 

  § 7 Abs. 3: 
Aus nicht nachvollziehbaren Gründen wird bezogen auf die Landeswald-
flächen nicht auf Nr. 1.8 des Walderlasses zurückgegriffen, indem ent-
sprechende Regelungen ergänzt werden. Dies sollte noch erfolgen, da 
diese in besonderem Maße den Erhaltungszielen dienen, darunter u.a. 
insbesondere: 

- Uraltbäume ohne nennenswerte Wertholzanteile (Kopfbäume, 
Hutebäume, tief beastete Überhälter früherer Mittelwälder) 
sollen nicht genutzt werden. 

- Stehendes Totholz einschließlich abgebrochener Baumstümpfe 
soll grundsätzlich nicht genutzt werden, soweit Waldschutzge-
sichtspunkte oder die Verkehrssicherungspflicht dies nicht er-
forderlich machen. Zusätzlich ist liegendes Totholz zu belassen.  

- Intakte Waldmäntel älterer Bestände sind zu erhalten.  
siehe auch die Hinweise dazu von 2017….. 

 
Für die Umsetzung des LÖWE-Erlasses sowie die NWE-Flächen ist nicht die 
untere Naturschutzbehörde zuständig. Es werden demnach keine Regelun-
gen in die VO aufgenommen. 
In diesem Falle wird abweichend vom Inhalt 1.8. des Unterschutzstellungs-
erlasses ein Landschaftsschutzgebiet und kein Naturschutzgebiet ausgewie-
sen. 
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22 Nds. Landesamt für Ver-
braucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit  
(LAVES) 
-Fischereikundlicher 
Dienst-  
15.07.2019 

Es bestehen keine Bedenken.  

23 
 
 
 
 
 

Nieders. Landesbehörde 
für Straßenbau und Ver-
kehr Goslar 
03.07.2019 

Es bestehen keine Bedenken, wenn die Erhaltung (Unterhaltung und Er-
neuerung) der Landesstraße 498 im zukünftigen Geltungsbereich der 
Verordnung auch weiterhin ohne Einschränkungen und Mehraufwen-
dungen möglich ist.  

Auf die Freistellung unter § 7 Nr. 2 wird verwiesen. 

24 Amt für Geoinformati-
onswesen der Bundes-
wehr 

  

25 Bundespolizeidirektion 
Hannover 
04.06.2019 

Die Belange der Bundespolizei werden nicht berührt. Es gibt keine Anre-
gungen und Bedenken.  

 

26 Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen 
Referat Infra 1-3 

  

27 DB Services Immobilien 
GmbH 
25.07.2019 

Aus eisenbahntechnischer Sicht bestehen keine Einwände, wenn nach-
folgende Auflagen und Hinweise beachtet werden:  
Das LSG grenzt an die Bahnlinie Helmstedt – Holzminden. Nach dem All-
gemeinen Eisenbahngesetz (AEG) ist die DB verpflichtet, ihren Betrieb si-
cher zu führen und die Eisenbahnstruktur sicher zu bauen und in einem 
betriebssicheren Zustand zu halten (§ 4 Abs. 3 AEG). Die DB AG unter-
liegt hinsichtlich ihrer Betriebsanlagen weder der Gesetzgebungskompe-
tenz noch der Verwaltungshoheit der Länder (Art. 73 und Art. 87 e) GG). 
Mithin können der DB AG im Rahmen von Verordnungen nach Landes-
recht wegen fehlender Kompetenz keine Auflagen erteilt oder Beschrän-
kungen auferlegt werden.  
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Die DB kann der Änderung und Neufassung der VO daher nur zustim-
men, sofern bei der Abgrenzung der Schutzgebietszone die Betriebsanla-
gen der DB von unzumutbaren Ver- und Geboten nicht betroffen werden 
und das Planfeststellungsrecht nach §§ 18 ff. des AEG (mit den sich dar-
aus ergebenden Rechten für planfestgestellte Anlagen) nicht berührt 
wird.  

  Insbesondere wird auf Folgendes hingewiesen: 
1. Der Transport von Gefahrgütern kann nicht ausgeschlossen werden.  

 
Durch die Regelung der VO wird der Bahnbetrieb nicht eingeschränkt, ins-
besondere der Transport von Gefahrgütern nicht verboten.  
Die Freistellung nach § 7 Nr. 2 wird folgendermaßen ergänzt: 
Die ordnungsgemäße Unterhaltung, Verkehrs- und Funktionssicherung, ins-

besondere die Freihaltung des Lichtraumprofils, von  

d) Versorgungsleitungen 

e) Straßen  

f) und Wegen (einschließlich der Wegeseitengräben im Wald)  

g) Betriebsanlagen des Schienenverkehrs 

im Rahmen geltender Vorschriften. 

 
 

  2. Auf gewidmeten Bahngelände befinden sich betriebsnotwendige Anla-
gen der DB AG. Um die Eisenbahninfrastruktur gewährleisten zu können, 
ist es erforderlich, auch Änderungen an diesen Anlagen (Gleise, Bahn-
steine usw.) vornehmen zu können. soweit dies im Einklang mit den gül-
tigen Richtlinien der DB AG und denen des EBA) zu bringen ist, ist die DB 
bestrebt, Baustoffe, die den Belangen des Schutzgebietes entgegenste-
hen, nicht zu verwenden. Kosten für eventuelle Schutzmaßnahmen sind 
durch die Träger der öffentlichen Verordnung zu trage. Es wird auf z.B. 
teerölgetränkte Holzschwellen, Schmierstoffe für bewegliche Teile an 
Bahnanlagen, Korrosionsschutzanstriche, geringe Mengen an Öltropfen 
von Motoren, Getrieben und Achswellen etc., Kühlwasseraustritt bei un-
vorhergesehenen Störungen an Dieselmotoren oder Oberflächenwas-
serableitungen usw. hingewiesen.  

 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Eisenbahninfrastruktur gehören zur 
ordnungsgemäßen Unterhaltung und Funktionssicherung, die gemäß § 7 
Nr. 2 des Entwurfs freigestellt sind.  
Auf die obigen Ausführungen wird verwiesen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass Einträge von Schadstoffen in das LSG zu 
vermeiden sind. Das ergibt sich bereits aus anderen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften, insbesondere des Abfallrechts. Kosten für evtl. Schutzmaß-
nahmen hat der Handelnde zu tragen, nicht die uNB.  
 

  3. Die DB AG verwendet zur Aufrechterhaltung eines sicheren Eisen-
bahnbetriebs ausschließlich Pflanzenschutzmittel für die nach Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung keine Anwendungsbeschränkungen in 

 
Die uNB nimmt die Aussage zur Kenntnis. 
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Schutzgebieten bestehen. Die speziell für den Anwendungsbereich 
„Gleisanlagen“ zugelassenen Pflanzenschutzmittel werden ausschließlich 
im Gleisbereich (Gleisrost, Schotterflanke und Bahnrandweg bis 60 cm 
Breite bzw. Rangierweg) eingesetzt. Im Abstand von ca. 20 m bringt die 
DB keine Herbizide aus.  

  Aus den o.g. Gründen wird daher gebeten, die Schutzgebietsgrenzen in 
geeignetem Abstand/ in mindestens 20 m Abstand zur DB-Grundstücks-
grenze festzusetzen. Andernfalls ist auf die speziellen Belange der Eisen-
bahn mit folgenden Hinweis in der Schutzgebietsverordnung einzuge-
hen:  
„Bei den vorhandenen Betriebsanlagen der DB AG handelt es sich um 
solche i.S.d. Allgemeinen Eisenbahngesetzes. Änderungen der Bahnanla-
gen, der Eisenbahnbetrieb und Instandhaltungsmaßnahmen zur Auf-
rechterhaltung eines sicheren Eisenbahnbetriebes bleiben von den aus-
schließlich durch die vorliegende Rechtsverordnung festgelegten Bestim-
mungen (Ver- und Gebote, Duldungs- und Handlungspflichten etc.) un-
berührt. Der Transport von Gefahrgut auf der Bahnstrecke und beispiels-
weise der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, für die nach Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung keine Anwendungsbeschränkungen 
in/an Schutzgebieten bestehen, zur Instandhaltung der Bahnanlagen, 
sind zulässig.“ 

 
Aufgrund der schutzwürdigen Saumstrukturen entlang der Gleise, soll die 
Abgrenzung inklusive DB-Grundstücke beibehalten werden. Im Übrigen 
wird auf die vorstehenden Ausführungen zu § 7 Nr. 2 verwiesen.  
 

    

28 Deutsche Telekom AG,  
T-Com 
20.06.2019 

Im betrachteten Bereich sind Trassen der Deutschen Telekom vorhan-
den. Es muss weiterhin möglich sein, neue Trassen aufgrund der im Tele-
kommunikationsgesetz zustehenden Nutzungsrechte zu errichten. Die 
Telekom ist danach berechtigt, die Verkehrswege für ihre Telekommuni-
kationslinien uneingeschränkt zu benutzen. Dies gilt auch in Schutzgebie-
ten im Sinne des vorliegenden LSG-VO-Entwurfes.  

Die Verlegung neuer oder die Änderung vorhandener Telekommunikations-
linien ist auch nach Ausweisung des LSG möglich. Es besteht jedoch zur Ver-
meidung erheblicher Beeinträchtigungen der Schutzgüter gem. § 5 Abs. 1 
Nr. 7 LSG-VO ein Erlaubnisvorbehalt. 
 
Es ist beabsichtigt, die Regelung beizubehalten. 

  Sicherlich kann auch über § 7 „Freistellungen“, Punkt 2 a der VO und § 
10 „Befreiungen“ Punkt (1) 1 aus Gründen der Erfüllung dienstlicher Auf-
gaben im Sinne des überwiegenden Interesses eine Befreiung erreicht 
werden.  

 

    

29 EON.Avacon AG   

30 WEVG Salzgitter GmbH 
Co.KG 
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31 Wasserverband Peine 
09.07.2019 

Es sind keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen.   

32 Avacon AG – Abt. Hoch-
spannung 

  

33 Regionalverband Groß-
raum BS (RGB) 

  

34 Realgemeinde Badde-
ckenstedt 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1 

35 Realgemeinde Groß 
Heere 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1  

36 Realgemeinde Klein 
Heere 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1  

37 Feldmarksinteressent-
schaft Sehlde 
27.06.2019(Eing.18.07.) 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle  
 
Bezüglich der Gebietskulisse ist der Rahmen aus der Landschaftsschutz-
gebietsverordnung aus dem Jahr 1975 beizubehalten.  
 

 
 
 
Auf die Ausführungen zur Abgrenzung des Schutzgebietes (§ 1 & 2 – Gel-
tungsbereich) in der Begründung wird verwiesen.  
Ergänzend wird auf die Anlage 1 zur Tabelle verwiesen 
 

  Bei Verabschiedung des geplanten Landschaftsschutzgebietes wird da-
rum gebeten, die Aufstellung von Schildern mit den betroffenen Feldin-
teressentschaften einvernehmlich abzustimmen.  

Die Untere Naturschutzbehörde beabsichtigt selbstverständlich, die Flächen-
eigentümer im Vorfeld über geplante Maßnahmen zu informieren.  
Die Standorte von Schildern werden – wie bisher auch – mit den Eigentümern 
abgestimmt. 
 

   
Bei der Gebietskulisse ist ein Punkt besonders für die weitere Planung zu 
berücksichtigen: Bei der Gebietsabgrenzung sind die Feldinteressent-
schaftswege herauszunehmen (am Rand liegend).  
 

 
Die in den Geltungsbereich einbezogenen Wege sind im Hinblick auf die fol-
genden besonderen Schutzzwecke schutzwürdig und schutzbedürftig: 
 

- Erhalt und Verbesserung der ökologischen Kohärenz der Natura 
2000-Gebiete sowie die Vernetzung weiterer Schutzgebiete und Bi-
otope durch die Schaffung verbindender Landschaftselemente, 

- Erhalt und Entwicklung von möglichst vielfältigen Landschaftsele-
menten wie Hecken, Baumgruppen, Einzelbäumen, Gebüschen und 
Säumen aus Kräutern, Gräsern und Stauden außerhalb des Waldes, 

- Erhalt des natur- und kulturraumtypischen Landschaftscharakters.  
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Die Wege weisen vereinzelt noch Hecken und Wegesaumstrukturen auf, die 
für das Landschaftsbild typisch und prägend sind und die deshalb erhalten 
werden sollen. Die Saumstrukturen entlang der Wege sind von besonderer 
Bedeutung für die Artenvielfalt in der Agrarlandschaft und stellen Vernet-
zungsstrukturen und Wanderkorridore in der Landschaft dar. 
 

37 a) Feldmarks-                          
interessentschaft                    
Bodenstein 
01.07. (Eing.17.07.) 

Bezüglich der Gebietskulisse ist der Rahmen aus der Landschaftsschutz-
gebietsverordnung aus dem Jahr 1975 beizubehalten.  
 

Auf die Ausführungen zur Abgrenzung des Schutzgebietes (§ 2 – Geltungs-
bereich) in der Begründung wird verwiesen. Ergänzend wird auf die Anlage 
1 zur Tabelle verwiesen. 

  Bei Verabschiedung des geplanten Landschaftsschutzgebietes wird da-
rum gebeten, die Aufstellung von Schildern mit den betroffenen Feldin-
teressentschaften einvernehmlich abzustimmen. 

Die Untere Naturschutzbehörde beabsichtigt selbstverständlich, die Flächen-
eigentümer im Vorfeld über geplante Maßnahmen zu informieren.  
Die Standorte von Schildern werden – wie bisher auch – mit den Eigentümern 
abgestimmt. 
 

  Bei der Gebietskulisse ist ein Punkt besonders für die weitere Planung zu 
berücksichtigen: Bei der Gebietsabgrenzung sind die Feldinteressent-
schaftswege herauszunehmen (am Rand liegend).  
 

 
Die in den Geltungsbereich einbezogenen Wege sind im Hinblick auf die fol-
genden besonderen Schutzzwecke schutzwürdig und schutzbedürftig: 
 

- Erhalt und Verbesserung der ökologischen Kohärenz der Natura 
2000-Gebiete sowie die Vernetzung weiterer Schutzgebiete und Bi-
otope durch die Schaffung verbindender Landschaftselemente, 

- Erhalt und Entwicklung von möglichst vielfältigen Landschaftsele-
menten wie Hecken, Baumgruppen, Einzelbäumen, Gebüschen und 
Säumen aus Kräutern, Gräsern und Stauden außerhalb des Waldes, 

- Erhalt des natur- und kulturraumtypischen Landschaftscharakters.  
 
Die Wege weisen vereinzelt noch Hecken und Wegesaumstrukturen auf, die 
für das Landschaftsbild typisch und prägend sind und die deshalb erhalten 
werden sollen. Die Saumstrukturen entlang der Wege sind von besonderer 
Bedeutung für die Artenvielfalt in der Agrarlandschaft und stellen Vernet-
zungsstrukturen und Wanderkorridore in der Landschaft dar. 
 

38 Forstgenossenschaft  
Klein Heere 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1 
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39 Forstgenossenschaft  
Groß Heere 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1  

40 Forstgenossenschaft  
Sehlde 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1  

41 Forstgenossenschaft 
Baddeckenstedt 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1  

42 Herr Bernward Richert 
Bodensteiner Klippen 1 
38279 Sehlde 

Vertreten durch HSA-Rechtsanwälte Hentschke & Partner Part mbB in 
Potsdam; Stellungnahme vom 24.07.2019 siehe Anlage 1 zur Tabelle 

siehe Anlage 1  

43 Kreisreiterverband e.V.   

44 Amt 60 im Hause 
 

Seitens des Bauamtes bestehen keine Bedenken gegen die Änderung der 
LSG-VO 

 

44 A Abteilung 602 
Bauaufsicht und Denk-
malpflege 

In den genannten Gebieten sind keine Baudenkmale betroffen, auch Bo-
dendenkmale sind nach Kartenlage nicht eingetragen. Durch die Stel-
lungnahme von Herrn Dr. Preuß (siehe Nr. 57 dieser Tabelle), die dieser 
auch dem Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege hat zukom-
men lassen, hat dieses die Möglichkeit, daraufhin die Sofaklippe unter 
Schutz zu stellen. Da die Verordnung aber den Schutz dieser Formation 
auch zum Ziel hat, ist der Forderung nach dem Erhalt ausreichend Ge-
nüge getan.  
 
Seitens der Abteilung 602 Bauaufsicht und Denkmalpflege bestehen 
keine weiteren Anmerkungen oder Bedenken zur LSG-VO. 

 

45 Abt 641 im Hause 
19.06.2019 

Seitens der Wasser- und Bodenschutzbehörde bestehen keine Bedenken 
gegen die Änderung der LSG-VO 

 

46 Amt 66 im Hause 
 

Das Vorhaben betrifft keine Kreisstraße. Seitens des Tiefbaubetriebes 
bestehen aus straßenbaulicher und –technischer Sicht keine Bedenken 
gegen das o.g. Vorhaben. 

 

47 Abt. 321 Jagdbehörde 
im Hause 
17.07.2019 

Die Mitglieder des Jagdbeirates nehmen wie folgt Stellung: 
§ 4 Abs. 3 Nr. 25 
Es wird verboten, die Dunkelheit der Nacht, insbesondere durch techni-
sche Lichtquellen zu stören oder auf andere Weise zu beeinträchtigen.  
Es stellt sich die Frage, wie z.B. im Ernstfall, sollte die Afrikanische 
Schweinepest (ASP) ausbrechen, verfahren werden darf bzw. welche Re-
gelung höherwertiger ist, da das zuständige Ministerium für den Ernstfall 

Die folgende Anzeigepflicht wird unter § 6 Abs. 1 Neu 1 ergänzt und der Ein-
wendung damit gefolgt: 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr im Rahmen der Bekämpfung der Afrikani-
schen Schweinepest mindestens vier Wochen im Voraus. In dringenden Fäl-
len kann nach Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde von der 
Frist abgewichen werden. 
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Sondergenehmigungen hierzu erlassen kann. Laut telefonischer Rück-
sprache mit der UNB am 21.06.2019 wurde angegeben, dass die vorge-
nannte Regelung im Ernstfall natürlich nachrangig sei und die jagdlichen 
Maßnahmen im Rahmen des Ernstfalls als Gefahrenabwehr angesehen 
würden.  
Diese Aussage wird vom Jagdbeirat für nicht ausreichend gehalten, da 
eine Reduzierung des Schwarzwildbestandes mittels technischer Licht-
quellen in der Nacht auch schon vor einem „Katastrophenfall“ erforder-
lich sein kann, eben um jenen zu verhindern.  
  

  § 5 Abs. 1 Nr. 2 
Hier wird vorgeschrieben, dass wenn z.B. ein Hochsitz um- oder wieder-
aufgebaut werden muss, in dem man z.B. eine Leiter anbaut, man zuvor 
sich hierfür die Genehmigung einholen muss. Diese Regelung entbehrt 
nach Meinung des Jagdbeirates jedem Sinn und ist unnötig und unver-
hältnismäßig. Ein Um, An- oder Wiederaufbau bestehender jagdlicher 
Einrichtungen sollte keinen Erlaubnisvorbehalt unterliegen.  
 

 
Die Regelung in § 5 Abs. 1 Nr. 2 ist in Zusammenhang mit den Regelungen 
zur Anzeige in § 6 Abs. 1 b) und zur Freistellung in § 7 Nr. 4 zu sehen. Ein 
Hochsitz ist ein Ansitz und damit eine jagdliche Einrichtung. Die Errichtung 
neuer Ansitze, die (durch Betonfundamente) fest mit dem Boden verbun-
den werden, ist vorher anzuzeigen. Das Aufstellen jagdlicher Einrichtungen 
ohne Betonfundamente ist freigestellt.  
 

48 Kreisnaturschutzbeauf-
tragte Frau Ina Weber-
Schönian 

  

49 Kreisjägermeister Herr 
Alfred Wesche 

  

50 Naturschutzvertrauens-
mann: Dirk Rohrmann 

  

51 Landkreis Goslar    

52 Landkreis Hildesheim   

53 Landesverband Nord für 
Bergsport des DAV e.V., 
Herr Axel Hake 
05.07.2019 

Es wird angeregt, das pauschale Kletter- und Boulderverbot an allen Fel-
sen im Geltungsbereich der Verordnung zu streichen und die Felsen Ge-
roldstein, Schornstein, Hüttenkopf, Sofaklippe und Klippenkette vom 
Kletterverbot freizustellen.  
Der Erlaubnisvorbehalt für das Klettern unter § 5 stellt keine vergleich-
bare Option dar, da dort nur die Anlage und anschließende Kennzeich-
nung von Kletterrouten geregelt ist, jedoch nicht das Klettern auf bereits 
bestehenden Routen.  
 

Der DAV geht davon aus, dass die Routen aus ihrer Kletterkonzeption „be-
reits bestehende Routen“ sind. Es gibt zum jetzigen Zeitpunkt keine „beste-
henden (das heißt genehmigten) Routen“ aus Sicht der uNB. Das grundsätz-
liche Kletterverbot soll wegen der potenziell nachteiligen Wirkung des Klet-
terns auf den Erhaltungszustand des LRT 8220 beibehalten werden. Das gilt 
auch für die aus Sicht des DAV „bestehenden Routen“ gemäß Kletterkon-
zeption. Es handelt sich um ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt, 
das von der uNB nach wie vor für erforderlich gehalten wird. Das Verbot 
wird mit einem Erlaubnisvorbehalt flankiert, sodass nach in Kraft treten der 
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LSG-VO die gewünschten Kletterrouten auf Grundlage des §5 Abs. 1 Nr. 11 
in Verbindung mit § 5 Abs. 4 bei der uNB beantragt werden können.  
Nach Antrag auf Genehmigung der Kletterrouten wird die uNB auf Grund-
lage der ihr vorliegenden Informationen die Freigabe von Routen prüfen. 
Die genehmigten Routen müssen dann wie in der VO dargelegt vor Ort mar-
kiert werden.  
Das Gutachten „THIEL, BÜLTMANN, PREUSSIG (2019) Naturschutzfachliche 
Begutachtung von Felsen anhand von Moosen, Flechten, Farnen und Blü-
tenpflanzen im Bereich der Bodensteiner Klippen (Landkreis Wolfenbüttel), 
Im Auftrag von: Deutscher Alpenverein - Landesverband Nord für Bergsport 
e.V.“ lag zum Zeitpunkt der Einleitung des Beteiligungsverfahrens noch 
nicht vor und konnte demnach nicht berücksichtigt werden. Allerdings ent-
hält das Gutachten selbst Einschränkungen, die gegen eine Freistellung von 
Kletterrouten in der Verordnung selbst sprechen. Neben der vom Gutachter 
für erforderlich gehaltenen Sperrung verschiedener Kletterfelsen zeigt er 
unter Ziff. 3.9, S. 31 ff. weitere Maßnahmenvorschläge auf. U. a. schlägt er 
vor, dass der Erfolg der vorgeschlagenen – einschränkenden – Maßnahmen 
durch eine Untersuchung der Bestandsentwicklung der felstypischen Arten 
überprüft werden sollte.   
 
Das Gutachten bestätigt, dass das von der uNB in der Verordnung vorgese-
hene präventive Verbot mit Erlaubnisvorbehalt der richtige Weg ist. Die 
Umsetzung der vom Gutachter vorgeschlagenen sowie eventueller weiterer 
erforderlicher Maßnahmen kann sachgerechter und flexibler im Rahmen ei-
ner Erlaubnis erfolgen. Die Regelungen einer Verordnung sind hierfür zu 
abstrakt. Auch nach dem Gutachten ist es nicht einfach möglich, bestimmte 
Routen ohne Einschränkungen freizugeben. 
   
Zur Klarstellung wird die Begründung S. 18 zu § 5 Abs. 1 Nr. 11 folgender-
maßen ergänzt: 
„Die Genehmigung von Routen erfolgt erst nachdem gutachterlich eine FFH-
Verträglichkeit der geplanten Routen und deren Kletternutzung zweifelsfrei 
festgestellt hat. Dies gilt für alle Routen, auch solche, die in der Kletterkon-
zeption des DAV dargestellt sind und die in der Vergangenheit bereits beklet-
tert wurden. Auch das Klettern auf diesen Routen ist nach der Verordnung 
grds. verboten und muss erst – nach Nachweis der Voraussetzungen - durch 
eine Erlaubnis zugelassen werden. Für die Routen kann grds. ein Antrag auf 
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Erlaubnis gestellt werden. Aktuelle Erkenntnisse wie z. B. neue Artfunde sind 
zu jeder Zeit zu berücksichtigen und als Grundlage der Verträglichkeitsprü-
fung anzusetzen. Für eine eindeutige und einheitliche Markierung der Klet-
terrouten, wird die Art der Markierung in der VO festgelegt. Sie wird in Ab-
stimmung mit der unteren Naturschutzbehörde unter größtmöglicher Scho-
nung der Felsen vor Ort vorgenommen. Erst nach erfolgter, eindeutiger 
Kennzeichnung ist ein Klettern erlaubt.“ 
 

  Dies entspricht den Ergebnissen des in Absprache mit dem Landkreis 
durchgeführten Gutachtens „Naturschutzfachliche Begutachtung von 
Felsen anhand von Moosen, Flechten Farnen und Blütenpflanzen im Be-
reich der Bodensteiner Klippen (Landkreis Wolfenbüttel)“. Dieses Vorge-
hen hat auch das Verwaltungsgericht Braunschweig im derzeit ruhenden 
Verfahren um das Kletterverbot an den Felsen des Hainberg im Schrei-
ben vom 23.04.2018 gefordert:  
 
„(…) Das Gutachterbüro wird, beauftragt sowohl durch den Beklagten als 
auch durch den DAV Landesverband Nord, die Auswirkungen des Kletter-
sports auf das FFH-Gebiet Nr. 120 und damit auch auf das nach § 30 Abs. 
2 Nr. 5 BNatSchG geschützte Biotop untersuchen. Das Ergebnis der Gut-
achten soll in das Verfahren zur Aufstellung einer LSG-Verordnung 
„Hainberg mit Sennebach“ einfließen.  
Das Gutachten liegt dem Landkreis seit dem 15.06.2019 vor.  
 

Die fachliche Prüfung des Gutachtens erfolgt nicht im Rahmen des Beteili-
gungsverfahrens. Das Verwaltungsgericht hat in der Hinweisverfügung vom 
23.04.2018 nicht gefordert, nach Vorlage eines Gutachtens bestimmte Rou-
ten in der Verordnung freizustellen. Das Gericht hat lediglich erläutert, wa-
rum es eine Regelung der Thematik im Rahmen des Verfahrens zur Aufstel-
lung der Verordnung und nicht in dem Klageverfahren betreffend das Be-
tretensverbot für sachgerecht hält. Der Konflikt soll durch Regelungen in 
der Verordnung aufgelöst werden. Wie diese Regelungen aussehen könn-
ten, hat das Gericht nicht geäußert. Dazu bestand in dem Verfahren keine 
Veranlassung. Das im Verordnungsentwurf vorgesehene präventive Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt stellt eine sachgerechte Lösung dar. 

  Begründung: 
Vorbemerkungen: 
Der DAV vertritt als Naturschutzverband und Sportverband für Bergsport 
bundesweit 1,2 Mio. Mitglieder. Der Landesverband Nord des DAV hat 
etwa 50.000 Mitglieder in den Bundesländern Niedersachsen, Schleswig-
Holstein, Hamburg und Bremen. In der Doppelfunktion als Naturschutz- 
und Sportverband ist ihm der Erhalt und die Förderung der wohnortna-
hen Bergsportmöglichkeiten und die Verbreitung der naturschutzfachli-
chen Kenntnisse über den Wert und die Schutzwürdigkeit der Natur, in 
der sie Erholung suchen, besonders wichtig. Daher nimmt die Umweltbil-
dung in der Jugendarbeit und Ausbildung der norddeutschen Bergsport-
ler einen großen Raum ein. In diesem Zusammenhang arbeitet der DAV 
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mit den Unteren Naturschutzbehörden der Landkreise, den Niedersäch-
sischen Landesforsten, dem ehrenamtlichen Naturschutz und privaten 
Grundbesitzern zusammen, um an den norddeutschen Felsen die Inte-
ressen von Erholung und Naturschutz in Einklang zu bringen. Praktisch 
bedeutet dies den Schutz der sensiblen Felskopfvegetation durch das 
Anbringen von Umlenkhaken, die Besucherlenkung durch die Unterhal-
tung von Wegen und Beschilderung der Kletterbereiche, Biotoppflege 
durch Entkusselung, um die Standortbedingungen für lichtliebende 
Pflanzen zu erhalten und zu verbessern, Monitoring und Neuanlage von 
Greifvogelbrutplätzen. Ihrem Verständnis nach setzt aktiver Naturschutz 
ein Verständnis der Natur voraus, welches man am besten unmittelbar 
in der Natur erlebt. Gerade die Natursportarten Wandern und Klettern 
leisten hier einen besonderen Beitrag zur Umweltbildung im Rahmen der 
Erholung.  
 

  Klettern gehört zum Betretensrecht:  
Klettern gehört in der Bundesrepublik zum Allgemeinen Betretensrecht, 
welches in Niedersachsen im NWaldLG geregelt ist. Das niedersächsische 
Landwirtschaftsministerium bestätigt mit Schreiben vom 14.01.2016, 
„das Klettern Teil des freien Betretensrecht nach § 31 NWaldLG ist. Es 
bedarf nicht grundsätzlich der Zustimmung des Grundeigentümers, um 
in der freien Landschaft zu klettern“. 
 

Die uNB stimmt der Aussage zu. 

  Klettersportliche Bedeutung:  
Die Bodensteiner Klippen werden bereits seit den 1930er Jahren zum 
Klettern besucht. Für Kletterer aus dem nördlichen Vorharz bis nach Hil-
desheim und Braunschweig stellen die Klippen wegen der leichten Er-
reichbarkeit und der Schönheit des kleinteiligen und reich unterglieder-
ten Naturraumes ein bedeutendes Klettergebiet dar. Wegen der vielen 
leichten Kletterrouten sind sie insbesondere für Jugendliche und Fami-
lien geeignet.  
 

 

  Klettern und FFH-Sicherung:  
Mit Schreiben vom 22.03.2016 bestätigt das niedersächsische Umwelt-
ministerium, es „gehe davon aus, dass die unteren Naturschutzbehörden 
im Zuge der hoheitlichen Sicherung von FFH-Gebieten bei Beachtung 

 
Die genannten Anforderungen sollen durch die Regelungen bzgl. des Klet-
terns in der VO erfüllt werden. 
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dieser Rechtsprechung und des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
auch die Belange des Klettersports sachgerecht berücksichtigen. Weiter 
heißt es: „Die Vereinbarkeit von Klettern und FFH-Schutz ist daher auf 
Grundlage einer gebietsspezifischen naturschutzfachlichen Bestandsauf-
nahme und Bewertung zu beurteilen und entzieht sich somit einer pau-
schalen Einschätzung.“ 
 

  S. 8 Zu § 4 Verbotene Handlungen Abs. (3) 12.  
S. 10 Begründung 
In der Begründung wird die potenzielle Beeinträchtigung des LRT 8220 
durch Klettern und der schlechte Erhaltungszustand (EHZ C) genannt. In 
der aktuellen FFH-Kartierung, die in Auszügen (Karten und Listen) dem 
VO-Entwurf beigefügt ist, wird der Anteil des Kletterns am schlechten Er-
haltungszustand der Felsen quantitativ jedoch nicht nachgewiesen.  
 
Im Gutachten „Naturschutzfachliche Begutachtung von Felsen anhand 
von Moosen, Flechten, Farnen und Blütenpflanzen im Bereich der Bo-
densteiner Klippen (Landkreis Wolfenbüttel)“ vom Mai 2019 kommt das 
Büro Alnus zum Ergebnis, das an den Felsen Geroldstein, Schornstein, 
Hüttenkopf, Sofaklippe und Klippenkette naturschutzfachlich verträglich 
und im Einklang mit dem FFH-Recht geklettert werden kann.  
 
Daher wird angeregt, das pauschale Kletterverbot zu streichen und diese 
Felsen vom Verbot freizustellen.  
 

 
Über den Erlaubnisvorbehalt §5 Abs. 1 Nr. 11 der VO können Routen von 
der uNB für das Klettern und Bouldern genehmigt werden. Voraussetzung 
ist nach §5 Abs. 4 der VO der Nachweis der FFH-Verträglichkeit durch ein 
geeignetes Gutachten sowie keine erhebliche/nachteilige Betroffenheit 
nach §§30, 39 sowie 44 BNatschG der in Rede stehenden Bereiche.  
 
 
Das genannte Gutachten lag zum Zeitpunkt der Einleitung des Beteiligungs-
verfahrens noch nicht vor und konnte demnach nicht berücksichtigt wer-
den. Nach Inkrafttreten der Landschaftsschutzgebietsverordnung und nach 
Antrag auf Genehmigung der Kletterrouten, wird die uNB auf Grundlage der 
ihr vorliegenden Informationen die Freigabe von Routen prüfen.  
Im Übrigen wird auf die vorstehenden Ausführungen sowie die Ergänzung 
der Begründung verwiesen.  

  Es muss aus fachlicher Sicht in Frage gestellt werden, ob Klettern für den 
schlechten Erhaltungszustand des LRT 8220 „Silikatfelsen mit Fels-
spaltenvegetation“ verantwortlich ist, oder inwieweit es einer Verbesse-
rung des LRT entgegensteht. In der Basiserfassung des FFH-Gebietes 120 
(Luckwald 2011) wird an mehreren Stellen darauf hingewiesen, dass die 
mit Abstand stärkste Beeinträchtigung aus der standortfremden Besto-
ckung resultiert und diese maßgeblich die Verbesserung des Erhaltungs-
zustandes des LRT 8220 verhindert.  
Siehe Seite 7: „[Beeinträchtigungen: Die Bestockung mit standortfrem-
den Baumarten ist die mit Abstand schwerwiegendste Beeinträchtigung 
der Sandsteinfelsen im Untersuchungsgebiet (gilt auch für die FFH-LRT, s. 

Die uNB stimmt der Aussage zu, dass neben dem Klettern auch die Besto-
ckung mit standortfremden Baumarten Ursache für den schlechten Erhal-
tungszustand der Felsen im Landkreis Wolfenbüttel ist.  
 
Auszug aus dem Entwurf des Managementplanes des LK WF für den 
LRT8220 (bisher unveröffentlicht, ALNUS GbR 2019, Auftraggeber: LK WF): 
„Der LRT besitzt aktuell im Plangebiet eine durchschnittliche bis schlechte 
Ausprägung (EHZ C). Die einzelnen Felsen sind häufig zu klein, um vollstän-
dige lebensraumtypische Habitatstrukturen (EHZ B/C im Oberkriterium) auf-
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Kap. 3.2.2). Das Teilgebiet 4 ist nahezu vollständig von Nadelholzforsten 
bestanden…] Es gibt sicherlich auch Zweifelsfälle, in denen die Beurtei-
lung, ob ein Felsen durch Beeinträchtigungen oder natürlicherweise ve-
getationsfrei oder –arm ist, schwerfällt. Die Beeinträchtigung durch 
standortfremde Baumarten gilt jedoch ausnahmslos für alle Felsen im 
Untersuchungsgebiet.  
Siehe Seite 15: „… Als stärkste Beeinträchtigung sind standortfremde 
Baumarten zu nennen. Das gesamte Teilgebiet ist vollständig von Nadel-
holzforsten bestanden mit den Folgen stärkerer Beschattung, gravieren-
der Veränderung des Wasserhaushaltes (höherer Interzeptionsverlust, 
höhere Transpirationskoeffizient der Nadelgehölze) und des Bodens, Bil-
dung von Rohhumusauflagen auf Felsbändern und –simsen etc. Einige 
Felsen tragen vermutlich aus diesem Grund keine Felsspaltenvegetation 
(mehr)….“ 
In der Zusammenfassung wird ebenfalls dargestellt, dass durch die voll-
ständige Bewaldung mit Nadelgehölzen die Ausbildung einer optimalen 
Felsspaltenvegetation nicht möglich ist. Erst als weitere Beeinträchti-
gung wird der Klettersport zusammen mit anderen Erholungsnutzern ge-
nannt.  
 

zuweisen. So ist die Anzahl der von Gefäßpflanzen besiedelbaren Felsspal-
ten, Bänder, Absätze und Felsköpfen eher gering. Zudem fehlen häufig Sub-
strate wie Grob- und Feinschutt für die Etablierung LRT-typischer Pflanzen.  
Dementsprechend artenarm ist die Felsvegetation (überwiegend EHZ C im 
Oberkriterium 'Lebensraumtypisches Arteninventar'). LRT-typische Gefäß-
pflanzen fehlen fast vollständig. Die Felsen der Bodensteiner Klippen sind 
überwiegend wegen des Vorkommens verschiedener Kryptogamen dem LRT 
8220 zuzuordnen. Von besonderer Bedeutung ist der Erstnachweis des Grü-
nen Koboldmooses (Buxbaumia viride; Kapitel 3.2.5.2.1), eine extrem sel-
tene Moosart, die im Jahr 2011 noch in Niedersachsen als ausgestorben galt 
und in den Anhängen II und IV der FFH-RL geführt wird.  
Die Felsen der Bodensteiner Klippen sind stark durch die angrenzende forst-
wirtschaftliche Nutzung und durch touristische Freizeitnutzungen beein-
trächtigt (EHZ C im Oberkriterium "Beeinträchtigungen").  
Die Felsformationen sind fast ausschließlich von Nadelforsten umgeben, die 
sie ganzjährig stark beschatten und so das Waldinnenklima negativ beein-
trächtigen. Nadelstreu bildet deutlich sichtbare Auflagen und führt zu einer 
fortschreitenden Versauerung der Felsspalten und Felsoberflächen, so dass 
deren Besiedlung durch LRT-typische Pflanzenarten verhindert wird. 
Eine erhebliche Belastung geht durch den ganzjährig betriebenen Kletter-
sport aus. Die Felsstruktur und die Vegetation bekletterter Felsen unter-
scheiden sich deutlich erkennbar von den Strukturen und der Vegetationszu-
sammensetzung nicht beanspruchter Felsen. 
Wie nachteilig sich die Wirkungen der Forstwirtschaft und des Kletterns auf 
den Erhaltungszustand des LRT 8220 im Plangebiet auswirken, zeigt ein Ver-
gleich mit dem EHZ des LRT 8220 in dem Teil der Bodensteiner Klippen, der 
zwar im FFH-Gebiet 'Hainberg und Bodensteiner Klippen' jedoch außerhalb 
des Plangebiets im Landkreis Goslar liegt. Die dortigen Felsen im Eigentum 
des Landes Niedersachsen liegen überwiegend in naturnahen Laubwäldern 
und werden aufgrund ihrer für die Ausübung des Kletter-sports eher unge-
eigneten Struktur in deutlich geringerem Maße belastet. Der LRT 8220 weist 
daher in diesem Areal der Bodensteiner Klippen insgesamt eine gute Aus-
prägung (EHZ B) auf. 
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Auch das Gutachten „Naturschutzfachliche Begutachtung von Felsen an-
hand von Moosen, Flechten, Farnen und Blütenpflanzen im Bereich der Bo-
densteiner Klippen (Landkreis Wolfenbüttel)“ vom Mai 2019 im Auftrag des 
DAV bestätigt das Zusammenwirken verschiedener, negativer Faktoren:  
„Die Artenzahlen [hier: Pflanzenarten] der Felsen und der Anteil an gefähr-
deten Arten sind im Verhältnis mit anderen Felsgebieten ungewöhnlich ge-
ring. So wachsen auf den Granit- und Quarzitfelsen im Harz viel mehr Arten 
an Moosen und Flechten, die Deckung ist oft wesentlich höher und es sind 
mehr gefährdete Arten vorhanden. Die relative Artenarmut begründet sich 
vermutlich in einer Summation aus natürlichen Faktoren (sehr schwach ge-
puffertes Gestein) und anthropogenen Beeinträchtigungen (säurebildende 
Depositionen, nicht standortheimische Fichten mit starker Streubildung, Un-
terbrechungen der mikroklimatischen Habitatkontinuität in der Vergangen-
heit, Beschattung von Felsköpfen, Klettern und sonstige Freizeitnutzung).  
Der Einfluss von Klettern auf den vergleichsweise weichen Sandstein der Fel-
sen ist erheblich und hat in einigen Bereichen zu starken Veränderungen 
und Beeinträchtigungen der Felsoberflächen durch Abrieb und Tritt geführt. 
Klettern ist jedoch nicht alleine oder hauptsächlich verantwortlich für die re-
lative Artenarmut der Felsen der Bodensteiner Klippen, sondern ein zusätzli-
cher Faktor, der sich mit anderen Einflussgrößen summiert. Deswegen ist 
durch den Ausschluss von Klettern auch in beeinträchtigten Bereichen nicht 

überall eine Verbesserung im Hinblick auf die Artenvielfalt zu erwarten.“ 

 
Demnach werden verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen, um den Erhal-
tungszustand der Bodensteiner Klippen im Landkreis Wolfenbüttel zu ver-
bessern 

- Lenkung der Freizeitnutzung (Klettern, Bouldern, Wandern) und 
Sperrung sensibler Bereiche 

- Deutliche Markierung der Wege und Routen vor Ort  
- Waldumbau im Nahbereich der Bodensteiner Klippen hin zu natur-

nahen Laubmischwäldern 
- Artenschutzmaßnahmen (v.a. Koboldmoos) 
- Monitoring zur weiteren Entwicklung der Felsen  

 



 

63 
 

Das Verbot unter § 4 Abs. 3 Nr. 14 der VO soll den Waldumbau hin zu Laub-
mischwäldern sicherstellen und die Beeinträchtigung der Felsen durch eine 
Bestockung mit standortfremden Baumarten zukünftig minimieren.  
 

  S. 11 Besonders geschützte Arten –Fledermausvorkommen- 
Nach dem Fledermausgutachten von BIODATA (s. 14, Tab. 3.2-1) nutzen 
die 8 detektierten Fledermausarten den Hainberg als Sommerlebens-
raum und sind flächendeckend im gesamten Areal anzutreffen, auch im 
Umfeld der Felsen. Welche Bedeutung dabei die Felsen für diese Arten 
haben, ist dem Auszug aus den Untersuchungen nicht zu entnehmen. 
Die Hainberg-Karte macht deutlich, dass offenbar nur an ganz wenigen 
Felsen Untersuchungen stattfanden.  
Der Tabelle 5-1 ist zu entnehmen, dass sich die bevorzugten Sommer-
quartiere, und damit auch die Wochenstuben, um und an Gebäuden so-
wie in Baumhöhlen und –spalten befinden. Felshöhlen und –spalten sind 
in der Tabelle nicht als Sommerquartiere aufgeführt, im Text unter der 
Tabelle wird allerdings darauf verwiesen, dass es diverse Nachweise für 
sommerliche Felsquartiere gibt.  
In Tabelle 5-1 kann auf Grundlage der zitierten Literatur der Eindruck 
entstehen, dass bei vielen der aufgeführten Arten zu erwarten sei, dass 
diese auch an den von uns bekletterten Felsen in Spaltenquartieren vor-
kommen und ggf. gestört werden könnten. Dies widerspricht der zitier-
ten Fachliteratur.  
Hier wäre es notwendig (und auf der Grundlage der zitierten Literatur 
leicht möglich), zwischen Arten zu unterscheiden, die überwiegend nur 
in Höhlen und Stollen (dort dann durchaus bevorzugt in Spaltenquartie-
ren) vorkommen und Arten, die auch in Spalten (-quartieren) vorkom-
men können, wie es sie auch an den bekletterten Felsen gibt. Bei dieser 
Betrachtung bliebe dann letztlich wohl nur die Zwergfledermaus übrig, 
da andere Arten, die derartige Spalten nutzen, bei der Erfassung nicht 
nachgewiesen wurden.  
Aufgrund der Struktur und Typologie der Spalten an den hier in Frage 
stehenden Felsen ist es für uns nicht nachvollziehbar, wie diese Art hier 
klettersportbedingt beeinträchtigt werden könnte.  
 
Es stellt sich in diesem Zusammenhang auch grundsätzlich die Frage, wa-
rum bei der Erfassung der Fledermäuse nicht die Standardmethode der 

Das zitierte Fledermaus-Gutachten konzentriert sich nicht auf die Bewer-
tung der Felsen als Fledermaushabitat. Es gibt einen Überblick über das ge-
samte FFH-Gebiet und seine Qualitäten als Fledermauslebensraum (Som-
merquartiere/Jagdraum/Winterquartier).  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vollzugshinweise aus der Niedersächsischen Strategie zum Arten- und 
Biotopschutz des Niedersächsischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz (im Folgenden: NLWKN) zum LRT 8220 sagen aus: 
„Als Tagesschlafplatz können Felsspalten für fast alle [Fledermaus-]Arten 
Bedeutung haben“  
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Schwärmkontrolle angewendet wurde. So könnte einfach und zuverläs-
sig geprüft werden, ob die Zwergfledermaus (oder andere Arten) an den 
bekletterten Felsen Spalten als Quartiere nutzt.  
Im Ergebnis ist das Kletterverbot mit den genannten Fledermausvorkom-
men nicht zu begründen. Nach § 44 BNatSchG sind erhebliche Beein-
trächtigungen der lokalen Population sowie die Zerstörung von Ruhe-
stätten unzulässig. Auf Basis der beigebrachten Informationen lässt sich 
eine erhebliche Beeinträchtigung der lokalen Population nicht ableiten. 
Sofern weitere Informationen zu Fledermausvorkommen bekannt sind 
und in der Begründung/Fledermausgutachten ergänzt werden, könnten 
geeignete Vermeidungsmaßnahmen ergriffen werden um die Verbots-
tatbestände nach § 44 BNatSchG wirksam zu vermeiden. Es sei an dieser 
Stelle darauf hingewiesen, dass diese Vermeidungsmaßnahmen (befris-
tete Sperrungen und Teilsperrungen) in anderen Klettergebieten bereits 
erprobt sind, z.B. im NSG Ith und NSG Wesergebirge/Süntel.  
 

Die Schwärmkontrolle wird zur Feststellung des Besatzes an bekannten 
Sommerquartieren angewendet. Bisher ist kein Sommerquartier an den Fel-
sen bekannt und hätte eine Anwendung aufwendiger Schwärmkontrollen 
an allen potentiell geeigneten Felsen einen unzumutbaren finanziellen 
(Mehr-)Aufwand für die Beauftragung des Fledermausgutachtens bedeutet.   
Der Schwerpunkt des Gutachtens liegt zudem auf der Feststellung des Ar-
tenspektrums im gesamten FFH-Gebiet und einer anschließenden Beurtei-
lung der Bedeutung des Gebietes für die Fledermausfauna und mögliche 
Defizite in der Habitatausstattung. Eine gezielte Untersuchung der Felsen 
war nicht Schwerpunkt der Untersuchung. 
Das Kletterverbot wurde nicht (allein) mit dem Fledermausvorkommen be-
gründet. Grund ist vor allem der Schutz verschiedener besonders geschütz-
ter Pflanzenarten. Daneben sind selbstverständlich der Tierartenschutz, ins-
besondere die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG zu beachten. Das 
kann im Rahmen des Erlaubnisverfahrens betrachtet und geprüft werden. 
 

  S. 11 Gesetzlich geschützte Biotope 
Ein Kletterverbot auf Basis von § 30 BNatSchG ist nicht angemessen, da 
es sich beim Sportklettern um eine seit langem bestehende Nutzung 
handelt. Das sog. Veränderungsverbot greift im konkreten Fall nicht, da 
erhebliche Beeinträchtigungen der § 30 Biotope durch naturverträgli-
ches Klettern wirksam vermeiden lassen.  
 

 
Die Empfehlungen des DAV zum „naturverträglichen Klettern“ (siehe 
(www.felsinfo.alpenverein.de)  versteht die uNB als Empfehlungen, die kei-
nen verbindlichen Charakter haben. 
Formulierungen wie „behutsam begehen“ aus Regel Nr.5. Pflanzenbewuchs 
erhalten: Die Vegetation der Felsen setzt sich oft aus einer Vielzahl von 
Kleinstbiotopen zusammen. Achtet deshalb darauf, Felsen mit ausgeprägter 
Vegetation nur behutsam und stark bewachsene Wandbereiche gar nicht zu 
begehen.“  lassen einen weiten Interpretationsspielraum beim jeweiligen 
Kletterer/Boulderer zu. Diese Empfehlung sind somit aus Sicht der uNB 
nicht geeignet, erhebliche Beeinträchtigungen wirksam zu vermeiden.  
 
Trotz einer Sperrung der Felsen im LK WF seit 2015 hat eine fortwährende 
Nutzung der Felsen stattgefunden. Aus dem Gutachten im Auftrag des DAV 
vom Mai 2019: „Boulderaktivitäten waren auch an Felsen ohne Kletterrou-
ten zu erkennen, die im Kletterführer fehlen oder als Sperrzonen in der 
Kletterkonzeption vorgeschlagen waren (u.a. erkennbar durch frische Mag-
nesiaspuren). […] Aufgrund der bestehenden Einschränkungen wurde an 
vielen Felsen in den letzten Jahren kaum geklettert. In einigen Routen be-
fanden sich allerdings frische Magnesia-Spuren, die kürzlich erfolgte Nut-
zungen belegen.“  

http://www.felsinfo.alpenverein.de/
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Auf der Internetseite des DAV ist zudem zu lesen, dass „Das Interesse am 
Klettern & Bouldern nahm in den zurückliegenden Jahren stark zu.“  Das be-
deutet, dass auch die Nutzung der Felsen zum Klettern und Bouldern zuge-
nommen hat. Im Gutachten im Auftrag des DAV wird dies bestätigt: „Tat-
sächlich sind die Bodensteiner Klippen bei Boulderern beliebt.“  
Durch eine rein faktische, nicht genehmigte Nutzung der Felsen in der Ver-
gangenheit kann ein vom Einwender abgeleiteter Bestandsschutz der Boul-
der- und Kletternutzung der Felsen nicht begründet werden. Das gilt erst 
recht vor dem Hintergrund der einer sich wandelnden und gesteigerten 
Nutzung.  Die Beeinträchtigungen der Felsen werden bei einer Intensivie-
rung der Nutzung, wie sie bereits vor Ausspruch des Betretungsverbotes 
stattgefunden hat, verstärkt.  
 
 

  S. 12 § 5 Abs. 1 Nr. 11:  
„Die Anlage und anschließende Kennzeichnung von Kletterrouten (...)“ 
Der Passus ist in obiger Form sinnvoll, sofern die Felsen Geroldstein, 
Schornstein, Hüttenkopf, Sofaklippe und Klippenkette vom Kletterverbot 
freigestellt werden, da er nur die Neuanlage von Routen regelt, jedoch 
nicht das Klettern auf bestehenden Routen. Daher ist er zu ersetzen 
durch: „Das Klettern auf bestehenden Routen sowie die Anlage und an-
schließende Kennzeichnung von Kletterrouten“.  
 

 
Auf die vorstehenden Ausführungen sowie die Ergänzung zur Begründung 
zur Regelung §5 Abs. 1 Nr. 11 wird verwiesen. 
Zum Zeitpunkt des Beteiligungsverfahrens lag der uNB das Gutachten im 
Auftrag des DAV nicht vor. Demnach konnte es nicht zur Erarbeitung der 
LSG-VO zu Grunde gelegt werden. 
Nach in Kraft treten der LSG-VO können Nach Beschlussfassung durch den 
Kreistag des Landkreises zu der geplanten neuen Verordnung und der an-
schließenden Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises kann nach 
Maßgabe der dann gültigen Verordnung ein entsprechender Antrag gestellt 
werden. 
Nach derzeitigem Entwurfsstand des Verordnungstextes (29.05.2019) 
müsste ein schriftlicher Antrag an den Landkreis Wolfenbüttel gestellt wer-
den, dem die prüffähigen Unterlagen gem. §5 Abs. 4 des Entwurfes der VO 
beigefügt werden. Die Naturschutzbehörde prüft dann, ob eine Erlaubnis 
gem. §5 Abs. 1 Nr. 11 erteilt werden kann. 
Das gilt auch für das Klettern auf „bestehenden Routen“. Auch das Klettern 
auf diesen Routen ist nach der Verordnung grds. verboten und muss erst – 
nach Nachweis der Voraussetzungen - durch eine Erlaubnis zugelassen wer-
den. Mit Anlage von Routen ist auch das angestrebte Klettern auf „beste-
henden Routen“ gemeint und nicht nur die Anlage neuer Routen. Für diese 
kann grds. ebenfalls ein Antrag auf Erlaubnis gestellt werden. Insoweit ist 
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die Regelung mit einem Erlaubnisvorbehalt flexibler als eine (abschlie-
ßende) Freistellung nur bestimmter, schon „bestehender“ Routen. Derzeit 
hält das vom DAV beauftragte Gutachten aus Mai 2019 jedoch nur eine 
evtl. Freigabe des Kletterns auf „vorhandenen Routen“ unter weiteren Ein-
schränkungen für vertretbar.   
Die Begründung wird um eine klarstellende Erläuterung ergänzt. 
 

  Zusammenfassung:  
In der Begründung zu § 4 Abs. 3 Nr. 12 heißt es: „(…) Nach den Vollzugs-
hinweisen (…) des NLWKN (…) wird als Hauptgefährdung für den LRT 
8220 die intensive klettersportliche Nutzung genannt“.  
Die Vollzugshinweise geben im Weiteren Hinweise zum Umgang mit 
dem Klettersport: „Schutzmaßnahmen (Abwehr von Gefährdungen): Vor-
rangig sind Maßnahmen zur Abwehr bzw. Vermeidung der genannten 
und sonstigen möglichen Gefährdungen. Insbesondere ist sicher zu stel-
len, dass Felsbereiche mit Vorkommen störungsempfindlicher Tierarten 
(siehe Kapitel 3.2.2) in den jeweils relevanten Jahreszeiten nicht beklet-
tert werden. Insbesondere ist der Klettersport so zu lenken, dass die Fels-
vegetation nicht erheblich beeinträchtigt wird.“ 
Die Notwendigkeit eines Pauschalverbots des Kletterns und Boulderns 
lässt sich hieraus nicht ableiten.  
 

  
Die Vollzugshinweise beinhalten auch folgendes:  
„2.5 Aktuelle Gefährdung 
Hauptgefährdung ist die intensive klettersportliche Nutzung, z. B. an einzel-
nen Felsen im Okertal, die zur Beeinträchtigung und teilweisen Zerstörung 
der Vegetation an den Felsfüßen,-wänden und -köpfen führt. Es bedarf ei-
ner Dauerbeobachtung, ob die vorgenommenen Lenkungsmaßnahmen aus-
reichend erfolgreich sind. Ein Teil der Felsköpfe ist zusätzlich durch 
die Nutzung als Aussichtspunkt beeinträchtigt.“ 
Demnach ist die Eignung von Lenkungsmaßnahmen noch nicht abschlie-
ßend bewertet. 
Wegen der Notwendigkeit eines präventiven Verbotes mit Erlaubnisvorbe-
halt wird auf die vorstehenden Ausführungen verwiesen.  
 
 
 

  Es wird davon ausgegangen, dass die Stellungnahme angemessene Be-
rücksichtigung findet.  
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56 Arbeitsgemeinschaft für 
Natur- und Umwelt-
schutz Ambergau e.V. 
Herr Jörn 
15.07.2019 

Die „Bodensteiner Klippen“ sind elementarer Bestandteil des FFH-Gebie-
tes 120 „Hainberg, Bodensteiner Klippen“ und dem LRT 8220 (Silikatfel-
sen mit Felsspaltenvegetation) zugeordnet. Diese Silikat-Felsen, hier in 
einer Gesamtgröße von ca. 1 ha, stellen einen in Niedersachsen sehr sel-
tenen und trotz der bescheidenen Größe das zweitgrößte Silikat-Felsge-
biet in unserem Bundesland. Allein dies zeigt schon den Wert und die 
Seltenheit dieses Lebensraumtyps.  
 
Speziell die hier genannten Silikat-Felsen weisen eine große Zahl unter-
schiedlicher Biotoptypen auf engem Raum auf. Hier sind 20 Rote-Liste-
Arten aus den Klassen der Flechten und der Moose zu finden, für die be-
sondere Schutzbestimmungen gelten. Nach Erkenntnis der AG konnte im 
Jahr 2018 das in unserer Region als verschollen bzw. ausgestorbene 
„Grüne Koboldmoos“ (Buxbaumia viridis) auf diesen besonderen Silikat-
Felsen nachgewiesen werden. Dieses Moos ist in Deutschland eine Rari-
tät und nur an wenigen Standorten zu finden!  
 

Die uNB stimmt den Aussagen zu. 

  Nachgewiesen wurden Populationen der Bartfledermaus, der Zwergfle-
dermaus sowie der Wasserfledermaus, die sich am Tage in den Spalten 
der Silikat-Felsen verbergen. Auch diese Arten unterliegen strengen 
Schutzbestimmungen, s. u.a. FFH-Richtlinie Anhang II + IV.   
 
Nachträgliche Ergänzung auf Rückfrage per Email am 28.08.2019 von 
Gerhard F. Jörn (Vorsitzender): „Das Umfeld der Bodensteiner Klippen ist 
ein idealer Fledermausbiotop. Die Nutzung der dort vorhandenen Spal-
ten und Klüfte als Sommerquartier ist daher zu erwarten.“  
 
  

Die uNB kann nicht erkennen, auf welches Gutachten sich die Aussagen des 
Einwenders stützen. Nach Rückfrage beim Einwender wurden keine konkre-
ten Nachweise über die Nutzung der Felsen als Sommerquartier für Fleder-
mäuse erbracht.  
Nach dem hier vorliegenden Gutachten „Untersuchung zu Fledermausvor-
kommen in Waldbereichen der FFH-Gebiete Nr. 368 „Roter Berg“ und Nr. 
120 „Hainberg“, im Auftrag des Landkreises Wolfenbüttel, BIODATA 2014 
kommen mindestens 8 Fledermausarten im FFH-Gebiet vor, darunter auch 
die vom Einwender genannten Arten. 
Das Fledermaus-Gutachten von BIODATA (2014) konzentriert sich jedoch 
nicht auf die Bewertung der Felsen als Fledermaushabitat, sondern es gibt 
einen Überblick über das gesamte FFH-Gebiet und seine Qualitäten als Fle-
dermauslebensraum (Sommerquartiere/Jagdraum/Winterquartier). Dem-
nach kann das Vorkommen der genannten Fledermäuse im Schutzgebiet 
nicht mit der Nutzung der Felsen als Quartier gleichgesetzt werden.  
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Allein für die Zwergfledermaus ist die Nutzung von Felsspalten als Tagesquar-
tier nachgewiesen (Vollzugshinweise NLKWN).  
 
Neben den Fledermausvorkommen befinden sich vorwiegend an Fels gebun-
denen Moose und Flechten an den Bodensteiner Klippen, die gemäß             
Bundesartenschutzverordnung zu den besonders geschützten Arten zählen. 
Die Vollzugshinweisen aus der Niedersächsischen Strategie zum Arten- und 
Biotopschutz des Niedersächsischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz (im Folgenden: NLWKN) zum LRT 8220 sagen aus: 
„Als Tagesschlafplatz können Felsspalten für fast alle [Fledermaus-]Arten Be-
deutung haben“  
 

  Das BNatSchG in seiner aktuellen Fassung legt im § 1 die Ziele des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege fest. Auf dieser Rechtsgrundlage so-
wie nach Maßgabe des § 30 BNatSchG ist das nach wie vor praktizierte 
Klettern und Bouldern an den Felsen durch die Untere Naturschutzbe-
hörde untersagt. Dieses Verbot wurde den „Kletterverbänden“ wie dem 
DAV bekannt gemacht. Es wird jedoch nach wie vor von Kletterern igno-
riert. Im Gegenteil: Es wurden in den letzten 15 Jahren sogar neue Haken 
in großer Zahl gesetzt sowie die betroffenen Felsen von Pflanzenwuchs 
und des Gleichen gesäubert. Von Seiten der zuständigen Unteren Natur-
schutzbehörde wurde dem Anschein nach nichts unternommen, diese il-
legalen Handlunge zu unterbinden und zu verfolgen.  

Die uNB hat einen Teil der Felsen im Jahre 2015 für das Klettern gesperrt und 
diese Sperrung dem Dachverband DAV mitgeteilt. Es wurde zudem vom Ei-
gentümer der betroffenen Felsen ein Betretensverbot für die Kletternutzung 
und diesbezüglich Hinweisschilder angebracht. Vor Ausspruch des Betretens-
verbotes war das Klettern nach § 23 NWaldLG im Rahmen des Rechts zum 
Betreten des Waldes zulässig. 
 

  Im Entwurf der Verordnung findet sich im § 5 Abs. 1 Nr. 11 eine Formu-
lierung, die das Klettern und Bouldern als eine Öffnungsklausel in der ei-
gentlich strengen Rechtsauslegung erlaubt und bei genauer Betrachtung 
die bisherigen illegalen Handlungen nachträglich legalisiert. Z.B. wird 
hierdurch die illegale Anbringung einer sehr großen Anzahl von Haken im 
Felsen nun nachträglich genehmigt.  
Wie kann eine solche Öffnungsklausel in den Verordnungsentwurf hin-
eingeraten?  
Wir halten diesen Teil der Verordnung für nicht genehmigungsfähig und 
erwarten die vollständige, ersatzlose Streichung dieses Teils des Erlaub-
nisvorbehalts. 

Auf die Begründung zur Regelung § 5 Abs. 1 Nr. 11 sowie des § 9 zum VO-
Entwurf wird verwiesen. Es erfolgt durch diese Regelung keine nachträgliche 
Legalisierung. Es werden keine der Routen, die vor dem Verbot vor 2015 be-
standenen, mit dieser Regelung automatisch genehmigt. Für alle Routen, die 
beklettert werden sollen, ist eine gesonderte Erlaubnis erforderlich. Das gilt 
auch für nach der DAV-Kletterkonzeption „bestehende Routen“. In die Be-
gründung der Verordnung wird ergänzend eine nähere Erläuterung der Re-
gelung aufgenommen. 
 
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verpflichtet die uNB zu prüfen, ob 
statt eines repressiven Verbotes (mit Befreiungsvorbehalt) ein präventives 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt zur Wahrung der Schutzzwecke der Verord-
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nung, insbesondere der Erhaltungsziele ausreichend ist. Das ist nach Auffas-
sung der uNB der Fall, weil es nicht von vornherein ausgeschlossen ist, dass 
das Klettern in begrenztem Rahmen und unter Einhaltung weiterer Be-
schränkungen FFH-verträglich sein kann. So ist auch in anderen FFH-Gebie-
ten das Klettern an ausgewählten Felsen erlaubt.  
 
Eine Prüfung der FFH-Verträglichkeit kann im Rahmen eines Erlaubnisver-
fahrens erfolgen. Sollte durch ein Gutachten zweifelsfrei die FFH-Verträg-
lichkeit der Nutzung einzelner Kletterrouten nachgewiesen werden, ist un-
ter Berücksichtigung weiterer Aspekte wie Biotop- und Artenschutz, über 
eine Genehmigung zu entscheiden.      
 

57 Dr. Reinhard Preuß 
Goslar 
14.07.2019 

Als Freund des Hainberges und seiner besonderen Naturschönheiten, so-
wie in meinem Interesse an der Erforschung alter Kultplätze, besuche ich 
schon seit längerem die Sofaklippe. Diese wird leider noch heute als 
bloße Naturerscheinung bezeichnet und wird damit in ihrer kulturhistori-
schen Bedeutung verkannt. Bei meinen Besuchen der Sofaklippe mit 
namhaften Experten der Prä- und Vorgeschichte wurde diese eindeutig 
als eine bedeutende Kultstätte am Harzrand erkannt. Es handelt sich um 
eine in diesem heimatlichen Raum einmalige Kultstätte mit einem in Fels 
S-förmig eingeschlagenen Gang und mit einer für Kultzwecke ausgear-
beiteten Liege. Darunter befindet sich eine für solche Kultplätze typische 
„Wächterhöhle“. Vielleicht ein Hinweis auf einen uralten Sonnen- oder 
Mondkult. Gleichwohl befindet sich am Fels der „Sofaklippe“ die wohl 
bedeutendste unzerstörte Sammlung von Kultzeichen.  
Auch anhand der vergleichenden Forschung, hier besonders die Be-
obachtung der Schlag- und Meißeltechnik, ergibt sich eindeutig eine vor-
geschichtliche Bearbeitungsweise. Es drängt sich der Vergleich mit dem 
Klusfelsen incl. „Kluskapelle“ in Goslar und den Externsteinen bei Det-
mold auf. ein weiterer Vergleich zeigt sich an bearbeiteten Felsen im Ge-
biet der Hassberge in Franken, die von der Fachwelt als keltisch ausge-
wiesen werden.  
 
Leider konnte ich am Felsen unterhalb der Sofaklippe an der vermutli-
chen „Wächterhöhle“ Zerstörungen und Abreibungen beobachten und 
dokumentieren.  Um weitere Zerstörungen am Fels und besonders an 
der ausgewiesenen Kultstätte zu verhindern, bitte ich Sie dringlich um 

Die uNB geht zum derzeitigen Zeitpunkt nicht davon aus, dass die Felsen 
aus Denkmalschutzgründen besondere Bedeutung haben, die in die Schutz-
gebiets-VO einfließen bzw. noch zusätzlich abgedeckt werden müssen. Die 
Felsen sind als Geotop eingestuft. Über die Beteiligung des LBEG und der 
zuständigen Denkmalschutzbehörde im Hause sind jedoch keine weiterfüh-
renden Auflagen und Hinweise bzgl. der Felsen an die uNB herangetragen 
worden.   
Zitat aus der Einschätzung der unteren Denkmalschutzbehörde: „Durch die 
Stellungnahme von Herrn Dr. Preuß, die dieser auch dem Niedersächsisches 
Landesamt für Denkmalpflege hat zukommen lassen, hat dieses die Mög-
lichkeit, daraufhin die Sofaklippe unter Schutz zu stellen. Da die Verordnung 
aber den Schutz dieser Formation auch zum Ziel hat, ist der Forderung nach 
dem Erhalt ausreichend Genüge getan.“ 
 
Siehe auch Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde, Nr. 44 A 
dieser Tabelle. 
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ein amtliches Verbot von Klettern und Bouldern, sowie von Zerstörungen 
jeglicher Art an diesem einmaligen kulturhistorischen Denkmal „Sofa-
klippe“ und der benachbarten Felsen.  
Es ist auch zu bemerken, dass die Anlage der „Sofaklippe“ eine beson-
dere Atmosphäre in der Ruhe entfaltet und von Klettergruppen absolut 
gestört werden würde; es wäre dann kein Platz mehr für Ruhe und Erho-
lung. Nicht umsonst ist die Sofaklippe ein gern besuchter Ort, die Men-
schen spüren das Besondere.  
 
Im Namen des öffentlichen Interesses würde ich mich freuen, wenn 
durch Einspruch und Verbot das Klettern und Bouldern zum Schutz die-
ser einmaligen und bedeutenden kulturhistorischen Stätte einen Beitrag 
leisten würde.  
 
Vielleicht können durch die amtliche Aufklärung über den wichtigen 
Sachverhalt an die Klettergruppen und eine Überarbeitung der Verord-
nung vom Stand 29.05.2019, die oben genannten Gesichtspunkte Be-
rücksichtigung finden.  
Gleichwohl wäre eine Hinweistafel am Fels der „Sofaklippe“ angebracht, 
in der diese als kulturhistorisches Denkmal angesprochen wird und jegli-
che Zerstörung durch Einritzungen und Abreibungen bis hin zu Abschla-
gungen verboten werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


